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I nternationaler Frauentag? Was 
soll das denn noch? Läuft doch 
mit der Gleichberechtigung! Im¬ 
merhin haben wir eine Bundeskanz¬ 
lerin, eine „Verteidigungsministe¬ 
rin“ Männer nehmen Elternzeit und 
das Entgeltgleichheitsgesetz soll 
nun auch dafür sorgen, dass Frauen 
beim Gehalt nicht mehr benachtei¬ 
ligt werden. Es gibt also keinen An¬ 
lass mehr, am 8. März oder an ande¬ 
ren Tagen für die Frauenrechte auf 
die Straße zu gehen, oder? Schließ¬ 
lich regelt sich das alles doch lang¬ 
sam, aber sicher von allein. 

Laut einer Studie des Weltwirt¬ 
schaftsforums zum so genannten 
Gender Gap werden Frauen in 
170 Jahren komplett wirtschaftlich 
gleichgestellt sein. Alles, was wir 
also noch tun müssen, ist ein biss¬ 
chen warten. Dumm ist nur, dass 
die gleiche Studie ein Jahr vorher 
zu dem Schluss gekommen ist, die 
wirtschaftliche Gleichberechti¬ 
gung wäre schon in 118 Jahren her¬ 
gestellt. Anscheinend gab es in ei¬ 
nem Jahr so viele Verschlechterun¬ 
gen, dass die Gleichberechtigung 
mal eben um 52 Jahre nach hinten 
verschoben wurde. Deutschland 
rutschte im Ranking von Platz 5 
auf Platz 13 - unsere Chancen, 
gleich behandelt zu werden, sind 
also allein im vergangenen Jahr 
deutlich gesunken. Die Studie be¬ 
urteilt vier Aspekte: Gesundheit 
und Überlebenschance, Bildungs¬ 
weg, politische Teilhabe und wirt¬ 
schaftliche Chancen. Deutschland 
konnte sich nur mit einem Punkt 
einen vorderen Platz unter den 
144 untersuchten Ländern sichern. 
Bei der Chancengleichheit in der 
Bildung reichte es nur für Platz 
100, bei der Gesundheit für 54, bei 
den wirtschaftlichen Chancen für 
Rang 57. Allein bei der politischen 
Teilhabe landet Deutschland auf 
Platz 10. Hier wird ausgewertet, 
wie viele Kabinetts- und Parla¬ 
mentssitze Frauen innehaben. Das 
scheinen in Deutschland - zumin¬ 
dest im Vergleich - ziemlich viele 
zu sein. Und was nützt es? Nichts. 
Trotz vieler Politikerinnen wer¬ 
den unserer Rechte nicht erwei¬ 
tert, sondern mehr und mehr be¬ 
schnitten. Wir Frauen tragen nach 
wie vor die Hauptlast in der Pfle¬ 
ge von Kindern und Angehöri¬ 
gen, werden schlechter bezahlt als 
Männer und haben auch im Jahr 
2017 noch immer schlechtere Bil¬ 
dungschancen. 

Läuft also doch nicht mit der 
Gleichberechtigung. Deswegen 
müssen wir am 8. März, aber nicht 
nur dann, unsere Forderungen laut¬ 
stark auf die Straße bringen. Wenn 
wir uns nicht bewegen, werden wir 
auch in 170 Jahren noch nicht gleich¬ 
berechtigt sein! 
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Patras bleibt selbstständig 

ln der griechischen Stadt leistet Bürgermeister Kos- 
tas Peletidis Widerstand gegen Ausverkauf, verord- 
nete Verarmung und Faschisten. 
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Dreckige Kleidung 

Vor allem Frauen arbeiten in den Nähfabriken in Asi¬ 
en. In Bangladesch zahlen Unternehmen Hungerlöh¬ 
ne und exportieren zollfrei in die EU. 
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Was sind Frauen wert? 


Heute sind Frauen doch gleichberechtigt. Nur Einparken, das können sie 
einfach nicht.Aber mit Kindern und so,in der Familie,da sind sieden Män¬ 
nern weit überlegen. Ganz weit, weshalb sie auch besser gleich die ganze 
Hausarbeit übernehmen. 

Wie gleichberechtigt Frauen in unserer Gesellschaft wirklich sind, sieht 
man immer noch am besten an der Bezahlung. In Deutschland verdienen 
Frauen im Schnitt 21 Prozent weniger als Männer - für die gleiche Arbeit. 
Gleichzeitig sind viel mehr Frauen als Männer in Niedriglohnjobs oder in 


Teilzeit. Da wundert man sich nicht mehr,dass reaktionäre Rollenbilder bei 
uns wieder an Bedeutung gewinnen. 

Sie wollen sich nicht auf eine Rolle als Hausmutti oder Sexobjekt redu¬ 
zieren lassen? Genauso viel verdienen wie die männlichen Kollegen? 
Sie finden, dass Kindererziehung auch eine gesellschaftliche Aufgabe 
ist? 

Dann wünschen wir Ihnen alles Gute zum Internationalen Frauentag am 
8. März. 


Internationaler 

Frauentag 
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Soziale Gerechtigkeit bei der Rente? 

Über einen Eiertanz kommt SPD-Hoffnungsträger Schulz leider nicht hinaus 



D ie Renten steigen so stark wie 
seit mehr als zwanzig Jahren 
nicht“ lässt Steffen Kampeter, 
Hauptgeschäftsführer der Bundesver¬ 
einigung der Deutschen Arbeitgeber¬ 
verbände, die Leserinnen und Leser 
der FAZ wissen. Vermutlich hatte er 
Menschen wie Martin Winterkorn im 
Auge. Der ehemalige Vorstandsvor¬ 
sitzende der Volkswagen AG und der 
Porsche Automobil Holding erhält 
nach einem Bericht der Bildzeitung seit 
Jahresbeginn eine Betriebsrente von 
täglich 3 100 Euro. Mit dem sogenann¬ 
ten Ruhegehalt - festgesetzt als Anteil 
von 70 Prozent an der letzten Grund¬ 
vergütung - ist Winterkorn nicht mal 
Spitzenreiter unter den DAX-Bossen. 
Für den Chef des Daimler-Konzerns 
Zetsche erarbeiten die Beschäftigten 
eine jährliche Pensionszusage von 4,1 
Mio Euro. 

„Soziale Gerechtigkeit“, wäre dann 
ein Rentenniveau, bei dem die Rent- 
nerinnen und Rentner dann zwar nicht 
3 100 Euro pro Tag, aber doch so um 
die 70 Prozent ihres letzten Einkom¬ 
mens erhalten würden? Den pro¬ 
zentual gleichen Anteil des letzten 
Grundeinkommens könnte man ja 
mindestens als „Gerechtigkeit“ ver¬ 
stehen. Doch davon spricht niemand 
unter den Rentenräubern. Auch der 
neue Shooting Star der SPD, Mar¬ 
tin Schulz - nicht. Innovativ im Wor- 
ding trägt er die „Soziale Gerechtig¬ 
keit“ wie ein Mantra vor sich her. Was 
heißt das bei ihm für die Rente? Er 
verspricht eine Absicherung im Alter 
„oberhalb der Sozialhilfe“ und eine 
Stabilisierung des Rentenniveaus. Die 
ihrem „Heilsbringer“ zujubeln überse¬ 
hen, dass er vornehm verschweigt, auf 
welchem Niveau er das Rentenniveau 
stabilisieren will. 

Will er es stabilisieren auf dem heu¬ 
tigen - völlig unzureichenden - Niveau 
von 46,5 Prozent? Das wäre keine Kor¬ 
rektur der Agenda 2010, die aber ver¬ 
spricht Schulz. Im Jahr 2000 - also vor 
der Agenda 2010 - lag das Rentenni¬ 
veau bei 53 Prozent. Eine Korrektur 
wäre folglich eine Anhebung wieder 
auf diesen Wert. Davon aber spricht 
Schulz nicht. 

Nicht mal die Linie der IG Me¬ 
tall übernimmt er. Sie fordert über 
die Stabilisierung hinaus eine mittel¬ 
fristige Anhebung des Rentenniveaus 
auf 50 Prozent. Im Unterschied zum 
SPD-Frontmann benennt sie konkre¬ 
te Schritte: Aktuell das Rentenniveau 
bei 47,5 Prozent stabilisieren, den ge¬ 
setzlich festgelegte Absturz auf 43 Pro¬ 


zent stoppen, die Renten wieder an die 
Lohnentwicklung ankoppeln, das Ni¬ 
veau der gesetzlichen Rente auf 50,5 
Prozent für 2030 anpeilen und weitere 
konkrete Schritte sind auf ihrer Web¬ 
seite nachzulesen. 

Schulz erläutert auch nicht, ob sei¬ 
ne Stabilisierung des Rentenniveaus 
auf Basis der gesetzlichen Rente, oder, 
wie Regierung und Unternehmerver¬ 
bände es wünschen, unter Einbezie¬ 
hung privater Rentenanteile erfol¬ 
gen soll. Sein zweites Versprechen ist 
die Absicherung der Rente oberhalb 
der Sozialhilfe. Rente ist jedoch kei¬ 
ne Fürsorge oder Almosen, sondern 
erworbener Anspruch. Aus der Ar¬ 
mutsfalle führen dauerhaft nur hö¬ 
here Einkommen, ein höherer Min¬ 
destlohn, ein solidarisches paritätisch 
finanziertes Rentensystem in einer 
Erwerbstätigenversicherung, wie Ver. 
di argumentiert. Dann könnten wir 
eventuell von sozialer Gerechtigkeit 
sprechen. Bei Schulz ist davon jedoch 
nichts zu hören. Wollte er es, würde er 
es verkünden, denn er will ja Wahlen 
gewinnen. 

Auf das Wahlergebnis zu warten, 
wird keine höheren Renten bringen. 
Da ist es besser, das Alterseinkom¬ 
men in die eigenen Hände zu nehmen 
und gemeinsam mit der Rentenkam¬ 
pagne von IG Metall, ver.di und DGB 


die Desinformationen von Regierung, 
Schulz und der Initiative Neue Soziale 
Marktwirtschaft (INSM) zu enttarnen. 
Die IG Metall wies am Freitag mit ih¬ 
rer gemeinsamen Aktion von Jungar¬ 
beitern und Rentnern vor der INSM- 
Zentrale in Berlin auf die wahren Takt¬ 
geber der organisierten Rentenräuber 
hin. Kaum hatte Schulz sich zaghaft 
geräuspert in Richtung Korrektur der 
Agenda 2010, finanzierte die INSM 
eine ganzseitige Anzeige in der FAZ 
mit der Warnung an Schulz vor „einer 
Rolle Rückwärts“. Die INSM wird von 
den Metallarbeitgeberverbänden ge¬ 
sponsert. 

Die wahrscheinlich ebenso ange¬ 
sprochene Bundeskanzlerin gehorchte 
bereits zwei Tage später: Sie „zerpflück¬ 
te“ auf dem Landesparteitag Mecklen¬ 
burg-Vorpommern die vorgetragenen 
Pläne des SPD-Kanzlerkandidaten, die 
Agenda 2010 in Teilen zurückzudrehen. 

Wir wissen, Geld ist genug da für 
eine „sozial gerechte“ Rente für alle. Da 
uns aber noch die Durchsetzungskraft 
fehlt, mag eine Beitragserhöhung - bei 
paritätischer Zahlung - wie sie die Ge¬ 
werkschaften fordern, ein erster richti¬ 
ger Schritt sein. Abzulehnen ist eine ge¬ 
setzliche Ausweitung bzw. Veränderung 
der Betriebsrenten. Unverständlich, 
dass die IG Metall, die schon einmal 
die Privatisierung mit der Riesterrente 


forciert hat, nun wieder diesen Weg mit 
der Betriebsrente gehen will. 

Es bleibt also nichts anderes zu tun, 
als die Rentenkampagnen der Gewerk¬ 


schaften in die eigenen Hände zu neh¬ 
men - und zwar alt, mittelalt und jung 
gemeinsam. 

Anne Rieger 


Steuer-Tuning 

General Electric hält alle Steuergesetze und Rechtsordnungen ein 


Ausstellung zu den 
Berufsverboten 

Den 45. Jahrestag des Radikalen¬ 
erlasses nehmen das Bündnis ge¬ 
gen Berufsverbote Hessen, von 
Berufsverboten Betroffene, der IG 
Metall Bezirk Mitte, der ver.di Lan¬ 
desbezirk Hessen, der GEW Lan¬ 
desverband Hessen sowie die Ver¬ 
einigung der Verfolgten des Nazi¬ 
regimes (VVN) zum Anlass, die 
Wanderausstellung „Vergessene 
Geschichte - Berufsverbote - Po¬ 
litische Verfolgung in der Bundes¬ 
republik Deutschland“ zu präsen¬ 
tieren. 

Die aus 18 informativ illustrier¬ 
ten Schau-Tafeln bestehende Aus¬ 
stellung ist vom 2. bis zum 17. März 
2017 zu sehen. 

In Kassel stehen von Berufs¬ 
verbot Betroffene als Zeitzeu¬ 
gen zur Verfügung, um bei Bedarf 
Schulklassen durch die Ausstellung 
zu führen und mit den Schüler/in¬ 
nen zu diskutieren. Die Führung 
mit anschließender Diskussion (je 
nach Umständen ca. 1,5 bis 2 Stun¬ 
den) ist für die Schulklassen ent¬ 
geltfrei. 

Anmeldung: 

anmeldung@lea-bildung.de oder 
Tel.:069-9712 93-27 


Im September 2015 hatte die EU-Kom- 
mission der Übernahme der Energie¬ 
sparte der französischen Firma Aistom 
durch den US-amerikanischen Kon¬ 
zern General Electric (GE) für 9,7 Mil¬ 
liarden Euro zugestimmt. Mit GE kam 
der größte Industriekonzern der USA 
in die Schweiz und löste ein Erdbe¬ 
ben auf dem „Werkplatz Schweiz“ aus. 
Epizentrum war das Werk in Baden bei 
Zürich zusammen mit den Standorten 
Turgi, Dättwil, Birr und Oberentfelden. 

Insgesamt hatte Aistom nach der 
Übernahme noch rund 5 500 Arbeits¬ 
plätze. Damit war der Konzern bis da¬ 
hin der größte private Arbeitgeber des 
in der Südwestschweiz liegenden Kan¬ 
tons Aargau. Darüber, was GE mit den 
Standorten im Aargau vorhat und was 
die Übernahme konkret für die Be¬ 
schäftigten bedeutet, machte GE kei¬ 
ne verbindlichen Aussagen. 

Aber während in Budapest mit ein 
paar Mausklicks und Unterschriften 
Milliarden Franken verschoben wur¬ 
den, arbeitete das Management in der 
GE-Konzernzentrale schon am Plan 
zum massiven Arbeitsplatzabbau. Mit¬ 
te Januar 2016 kündete GE dann an, al¬ 
lein an den Standorten im Aargau rund 


1 300 Beschäftigte zu entlassen. Heute 
wissen wir, es werden bis Ende 2017 
etwa 900 verlorene Arbeitsplätze sein. 

Der Kanton Aargau hat als einer 
von vielen Kantonen in der Schweiz 
schon seit mehreren Jahren mit feh¬ 
lenden Steuereinnahmen zu kämpfen. 
Diese Situation wird sich eher noch 
verschlechtern. Denn die Absicht von 
GE, die Übernahme von Aistom zur 
Profitmaximierung zu nutzen, reali¬ 
siert der Konzern nicht nur durch Per¬ 
sonaleinsparung, sondern auch durch 
kreative Steuerersparnis. Bekanntlich 
können internationale Konzerne ihre 
Gewinne innerhalb Europas ganz le¬ 
gal zwischen ihren Tochterfirmen hin- 
und herschieben, bis am Schluss der zu 
versteuernde Betrag tendenziell gegen 
Null schrumpft, oder der Gewinn in ei¬ 
nem Land mit extrem günstigen Steu¬ 
ersätzen anfällt. Dazu konstruierte GE 
konkret ein Dreiecksgeschäft über die 
Schweiz, Ungarn und Holland. 

Zum Milliarden-Steuer-Tuning be¬ 
diente sich GE eines selbst geschaf¬ 
fenen Steuerkonstrukts, in dem die 
Schweizer GE Energy Switzerland 
eine gewichtige Rolle spielte. In der 
Mittagspause des 21. Dezember 2015, 


12.00 Uhr wurde GE Energy Switzer¬ 
land von der holländischen GE Energy 
Europe an die ungarische GE Hungary 
für den Preis der Stammaktien - 40 000 
Franken - verkauft. Noch am selben 
Tag, nur eine Stunde danach, wurde 
GE Energy Switzerland von den Un¬ 
garn wieder für 1860 Milliarden Forint 
oder 6,4 Milliarden Schweizer Fran¬ 
ken verkauft - an just die Firma, die 
sie eine Stunde zuvor verscherbelt hat¬ 
te: die holländische GE Energy Europe. 
Welch ein Wunder, plötzlich war den 
Holländern die Firma, die sie nur eine 
Stunde zuvor quasi verschleudert hat¬ 
ten, Milliarden wert. 

Das war längst nicht alles, was in 
dieser Schicksalsstunde geschah: auch 
GE Energy Switzerland blieb nicht un¬ 
tätig und kaufte von ihrem kurzzeitigen 
Besitzer GE Hungary den ewigen Zu¬ 
gang zu Kundendateien, Patenten und 
Anweisungen für Prozesssteuerungen. 
Für diese Übertragung geistigen Eigen¬ 
tums zahlte GE Energy Switzerland 8,1 
Milliarden Franken. Für was wars gut? 

Hätte GE Switzerland diese 8,1 Mil¬ 
liarden stattdessen als Gewinn in der 
Schweiz versteuert, hätten einige Ge¬ 
meinden, der Kanton und der Bund bis 


zu 1,5 Milliarden Franken an Steuern 
bekommen. Denn der reguläre Satz für 
die Unternehmensgewinnsteuer Aar¬ 
gau liegt bei 18,5 Prozent. 

Fassen wir zusammen: GE Hunga¬ 
ry kassiertet am 21. Dezember 2015 
durch den Verkauf der GE Energy 
Switzerland samt der immateriellen 
Güter an diesem Tag insgesamt 14,5 
Milliarden Franken. Die eingangs er¬ 
wähnte ungarische Rechercheplatt¬ 
form „Atlatszo“ schätzt, dass dieser 
Milliardengewinn in Ungarn höchs¬ 
tens mit zwei Prozent versteuert wer¬ 
den musste. Was hier ablief hatte al¬ 
les seine kapitalistische Ordnung. GE 
stellte klar, dass die Transfers von 
Rechten, Technologie und Inventar 
von GE Hungary an GE Energy Swit¬ 
zerland „zu angemessenen Marktwer¬ 
ten vorgenommen und unabhängig 
verifiziert“ wurden. Die Transaktio¬ 
nen seien vollständig offengelegt und 
„vor ihrer Durchführung mit Steuer¬ 
behörden und nicht steuerlichen Be¬ 
hörden sowohl in Ungarn als auch in 
der Schweiz diskutiert“ worden. Damit 
habe GE habe alle Steuergesetze und 
Rechtsordnungen eingehalten. 

Manfred Dietenberger 
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Personalbemessung bei der Charite 

Nach dem erfolgreichen Arbeitskampf gestaltet sich die Umsetzung schwierig 


Die UZ sprach mit Kati Ziemer, Gesamtpersonalrätin Charite und Be¬ 
triebsrätin CFM (Charite Facility Management) über den Stand der Um¬ 
setzung des „Tarifvertrag Personalbemessung“ an der Charite und die 
bundesweite Kampagne von ver.di zum „Tarifvertrag Entlastung“ 


UZ: ver.di und die Beschäftigten der 
Charite haben einen längeren und im 
Ergebnis erfolgreichen Arbeitskampf 
geführt. Erstmalig wurde ein Tarifver¬ 
trag über Personalbemessung in einem 
Universitätsklinikum erreicht. Dies hat 
Ausstrahlung auf die bundesweite ver. 
di-Kampagne um einen Tarifvertrag 
„Entlastung“ auf den gesamten Kran¬ 
kenhausbereich. Was bedeutet der Ta¬ 
rifvertrag „Personalbemessung“ bzw. 
„Entlastung“? 

Kati Ziemer: Das ist eigentlich ein kla¬ 
res Zahlenwerk zur Berechnung von 
Personalkennzahlen in den verschie¬ 
den Bereichen eines Krankenhauses, 
die mindestens da sein müssen, um gute 
Behandlung, Pflege und Betreuung von 
Patienten sicher zu stellen. Klare Vor¬ 
gaben, die gute Arbeit gewährleisten 
soll. 

Die Charite ist eine der größten 
Unikliniken Europas mit über 14 000 
Beschäftigten und besteht aus vielen 
verschiedenen Kliniken, Zentren und 
Bereichen. Dazu gehören auch mehre¬ 
re Tochterunternehmen. Da greift eine 
Hand in die nächste, um die komplexen 
Abläufe für die Behandlung von Pati¬ 
enten sicher zu stellen. 

Dieser Tarifvertrag für Personal¬ 
bemessung und Gesundheitsschutz 
sichert zu, dass ausreichend Personal 
vorhanden sein muss, um gute Arbeit 
leisten zu können. Er verpflichtet den 
Arbeitgeber dafür zu sorgen, dass Be¬ 
schäftigte ohne körperliche und psy¬ 
chische Schäden ihre Arbeit erledigen 
können. 

Ein selbstverständlicher Anspruch, 
ein hohes Gut, eigentlich. Die Hoff¬ 
nung der Kollegen, das zu erreichen, 
lässt sie weiter kämpfen. 

UZ: Wie ist der Stand der Umsetzung 
des Tarifvertrages an der Charite? Wie 
findet Personalbemessung statt, wie wird 
die Einhaltung kontrolliert und auf wel¬ 
che Widerstände stoßen die Kolleginnen 
und Kollegen? Ist mit dem Abschluss 
der Tarif verhandlungen der Kampf um 
die Durchsetzung bzw. Umsetzung des 
Tarifvertrages schon beendet? 

Kati Ziemer: Die Umsetzung gestaltet 
sich seit Beginn der Laufzeit äußerst 
schwierig. Zum Einen ist dem Arbeit¬ 
geber nicht ganz klar gewesen, welche 


Aufgabe mit der Berechnung der Per¬ 
sonalkennzahlen auf ihn zukam. Zum 
Anderen haben die Kolleginnen und 
Kollegen große Hoffnungen auf die 
positive Veränderung ihrer Arbeitssi¬ 
tuationen gelegt. 

Auf dem Papier standen die Zahlen, 
aber in der Realität ist es unglaublich 
schwer, das geforderte Personal zu fin¬ 
den. Es ist ein deutschlandweites Pro¬ 
blem, dass viel zu wenig gut geschultes 
Fachpersonal zu finden ist, das unter 
diesen Bedingungen arbeiten möchte. 
Die Dimension ist mit dem Tarifver¬ 
trag sehr klar geworden. Hier prallen 
die Kennzahlen des Wirtschaftsplanes 
der Haushaltsverantwortlichen jeder 
einzelnen Klinik der Charite auf die 
Forderungen aus dem TV. 

Klare Forderung aus dem TV: Wenn 
nicht ausreichend Personal vorhanden 
ist, dann müssen die Leistungen einge¬ 


schränkt werden. Das bedeutet weni¬ 
ger Operationen, weniger Patienten, 
heißt weniger Umsatz, eventuell kei¬ 
ne schwarze Null! Das ist der wunde 
Punkt im Konzern Charite. Dieses po¬ 
sitive Ergebnis wurde bisher genutzt, 
um längst fällige Investitionen an der 
baulichen Substanz durchzuführen. 

UZ: Gegenwärtig haben sich in mehre¬ 
ren Bundesländern und Städten, zum 
Beispiel im Saarland, in Hamburg und 
Stuttgart Kolleginnen und Kollegen auf 
den Weg gemacht, für einen Tarifvertrag 
„Entlastung“ zu kämpfen. Was ergibt 
sich als Empfehlung aus den Erfahrun¬ 
gen der Berliner Kolleginnen und Kolle¬ 
gen für diese Auseinandersetzungen? Ist 
der Tarif ab Schluss bei der Charite der 
Beginn des Kampfes für einen Tarifver¬ 
trag „ Entlastung“? 

Kati Ziemer: Zunächst erfüllt es die 
Kolleginnen und Kollegen mit Stolz, 
zu sehen, wie sich die Idee in ganz 
Deutschland verbreitet. Es tut gut zu 
sehen, wie sich andere Krankenhäuser 


auf den Weg machen, ihre Arbeitssitu¬ 
ation zu verändern. Und es sind auch 
Sorgen, ob die Kolleginnen im Saarland 
nicht die gleichen Fehler machen. Aber 
dafür gibt es Plattformen und Erfah¬ 
rungsaustausche, strategische Konfe¬ 
renzen. Der ver.di-Bundesfachbereich 
hat mit diesem Thema eine große Kam¬ 
pagne gestartet, wir sind da mitten im 
Thema. Dieses Thema ist von hoher 
Brisanz, es reicht in die kleinste Ar¬ 
beitseinheit in einem Betrieb. Mit die¬ 
sem Thema kann man jeden und jede 
am Arbeitsplatz erreichen. Wichtig ist, 
die untersten Haltelinien der Kollegin¬ 
nen und in jedem einzelnen Team ge¬ 
nau festzulegen. Die Konsequenzen bei 
Nichteinhaltung des Tarifvertrags müs¬ 
sen eingehalten werden. Jeder Einzelne 
muss auf sich selbst achten. Die Devise 
ist: Bevor ich andern helfen kann, muss 
es mir gut gehen. 

Der Weg ist nicht einfach, das hat 
nie jemand behauptet, er ist aber die 
Hoffnung auf wieder mehr Menschlich¬ 
keit am Krankenbett. 

Das Gespräch führte Karin Mack 


„Aktive Mittagspause“ in Dortmund 



Die ver.di-Betriebsgruppe am Knappschaftskrankenhaus Dortmund-Lütgendortmund während einer „aktiven Mittags¬ 
pause“ am Dienstag letzter Woche. Die aktive Mittagspause forderte Entlastung des Personals durch einen Tarifvertrag 
„Entlastung“. Die DKP hatte sich in einer Solidaritätserklärung unterstützend an die Kolleginnen und Kollegen gewandt. 


Kein guter Plan 

General Motors will die Tochtergesellschaft Opel verkaufen 


Trump war noch gar nicht im Amt, als 
er Anfang Januar per Twitter dem US- 
Autobauer General Motors (GM) Bei¬ 
ne machte. Das Modell Chevy Cruze 
werde in Mexiko hergestellt und in die 
USA geliefert, ohne dass GM Steuern 
bezahle. „Stellt in den USA her oder 
zahlt hohe Zölle!“ Von 35 Prozent war 
schon im Wahlkampf die Rede gewesen. 
GM versprach eilfertig, eine Milliarde 
Dollar in US-Standorte zu investieren. 

Karl-Thomas Neumann ist seit 
März 2013 Vorstandsvorsitzender der 
Adam Opel AG, die zu GM gehört. 
Opel beschäftigt in Europa 38 000 Ar¬ 
beiter, davon die Hälfte in Deutsch¬ 
land. In Rüsselsheim sind es 15 000 Mit¬ 
arbeiter. 7 700 sind in Rüsselsheim mit 
Forschung und Entwicklung befasst. 
4000 Arbeiter fügen dort die Modelle 
Insignia und Zafira zusammen. 

Opel ist seit 1999 auf rote Zahlen 
ausgerichtet. Anfang Februar war es 
wieder so weit. Das Europa-Geschäft 
wies für 2016 einen Verlust von 257 
Millionen Dollar aus. Immerhin 600 
Millionen Dollar weniger als 2015. 
Neumann unverdrossen, es sei das bes¬ 
te Jahresergebnis seit zehn Jahren. Al¬ 
lein Brexit-Votum und Pf und-Ab Wer¬ 
tung hätten die Bilanz verhagelt. 


Nun will General Motors die Toch¬ 
tergesellschaft Opel verkaufen. An 
wen? 

Am 14. Februar wird öffentlich, 
dass GM mit dem französischen Auto¬ 
hersteller PSA (Peugeot Societe Ano¬ 
nyme) verhandelt. Nach Volkswagen 
ist PSA die Nr. 2 in Europa. Carlos 
Tavares, seit 2014 Vorstandsvorsitzen¬ 
der von PSA, hat den Konzern mitt¬ 
lerweile saniert. Die Produktion von 
3,6 Millionen Fahrzeugen in 2010 war 
zwei Jahre später auf 3 Millionen ge¬ 
sunken, ein Verlust von 4,9 Milliarden 
Euro aufzufangen. 2015 konnte wieder 
ein Gewinn verbucht werden. Einspa¬ 
rungen durch Druck auf die Zuliefe¬ 
rer und Personalabbau bei Produkti¬ 
on und Verwaltung verdoppelten den 
Nettogewinn für das Jahr 2016 auf 1,7 
Milliarden Euro, obwohl sich der Um¬ 
satz um ein Prozent auf 54 Milliarden 
Euro verringerte. Der Gewinn stieg 
von fünf auf sechs Prozent. Die Freu¬ 
de darüber teilten sich institutioneile 
Anleger sowie zu je 13,7 Prozent der 
französische Staat, die Familie Peu¬ 
geot sowie der chinesische Autobauer 
Dongfeng. Erstmals nach sechs Jahren 
wird eine Dividende ausgezahlt. Und 
Nettobarmittel in Höhe von 6,8 Mil¬ 


liarden Euro verlangen nach gewinn¬ 
bringender Anlage. 

Es geht darum, mit weniger Arbei¬ 
tern mehr Autos herzustellen und zu 
verkaufen. Wo kann in Rüsselsheim 
gespart werden? Bei der Entwick¬ 
lung? Bei der Produktion? Wer von 
den 2 140 Arbeitern, die in Kaiser¬ 
lautern Motoren und Fahrwerkskom¬ 
ponenten bauen, soll den Synergieef¬ 
fekten geopfert werden? Wer von den 
1 850 Opelwerkern in Eisenach muss 
dran glauben? 

In Turin sind es 700, im polnischen 
Gliwice 3 270, in Tychy 410, im spani¬ 
schen Figuerolas bei Saragossa 5 080, 
im britischen Ellesmere Port 1 830, in 
Luton 1 530, im österreichischen As¬ 
pern 1 390, im ungarischen Szentgott- 
hard 1210 Arbeiter, die Opel-Fahrzeu¬ 
ge oder Teile davon zusammenschrau¬ 
ben. 

Tavares gibt der Beschäftigungs¬ 
phantasie viel Nahrung. Er „schließt 
nicht aus“, Opel-Modelle außerhalb 
von Westeuropa zu verkaufen, was 
bisher wegen der GM-Marktstrategie 
nicht möglich war. „Wenn PSA das Sa¬ 
gen hat“ dürften Fahrzeuge der Marke 
Opel künftig auf US-amerikanischen 
Straßen fahren. Auf die E-Technik, 


von GM für den Opel Ampera zur 
Verfügung gestellt, sei man nicht an¬ 
gewiesen. „Die Technologie haben wir 
selbst. Von 80 Prozent aller wichtigen 
PSA-Modelle wird es bis 2023 eine E- 
Version geben.“ 

Und er verspricht, dass Opel als 
deutsches Unternehmen erhalten 
bleibt. „In einigen Märkten sind die 
Kunden nicht bereit, französische 
Marken zu kaufen.“ „Der Kauf ist nur 
sinnvoll, wenn wir Opel als deutsches 
Unternehmen erhalten. Als deutsche 
Marke, mit deutscher Ingenieurtech¬ 
nik, als Ergänzung zu den französi¬ 
schen Marken.“ Aber auch die fälli¬ 
gen Grausamkeiten werden deutschen 
Managern und ihrer Autonomie über¬ 
lassen. „Der Turnaround muss von in¬ 
nen kommen,“ fordert Tavares. „Das 
Opel-Team kann mit Vorschlägen 
kommen. PSA wird Unterstützung ge¬ 
ben und einige Benchmarks vorlegen, 
die man in Deutschland heute noch 
nicht kennt.“ 

Die Beschäftigungsgarantie, zu 
der sich GM verpflichtet hatte, behal¬ 
te ihre Geltung - bis Ende 2018. Diese 
Frist wird schnell verstrichen sein. Es 
geht zunächst um 6 500 bis 10 000 Ar¬ 
beitsplätze. KlausStein 


Einigung bei der 
Sparda-uank 

Bereits in der ersten Verhandlungs¬ 
runde zwischen der Tarifgemein¬ 
schaft der Vereinten Dienstleis¬ 
tungsgewerkschaft (ver.di) und der 
Eisenbahn- und Verkehrsgewerk¬ 
schaft (EVG) einerseits und den 
Arbeitgebern der Sparda-Bank an¬ 
dererseits konnte Ende letzter Wo¬ 
che eine Einigung auf Eckpunk¬ 
te für einen Tarifabschluss erzielt 
werden. Die Verhandlung für die 
rund 6.300 Beschäftigten bei den 
Sparda-Banken fand in Frankfurt/ 
Main statt. Die ver.di-Tarifkommis- 
sion hat dem Ergebnis bereits zu¬ 
gestimmt. 

Danach erhalten die Beschäf¬ 
tigten Erhöhungen der Gehälter 
in zwei Stufen, 1,5 Prozent rück¬ 
wirkend zum 1. Februar 2017 und 
weitere 1,8 Prozent zum 1. Februar 
2018 sowie eine Einmalzahlung in 
Höhe von 150 Euro für Vollzeitbe¬ 
schäftigte. Auszubildende erhalten 
zum 1. Februar 2017 rückwirkend 
eine Erhöhung der Vergütungen um 
70 Euro sowie eine Einmalzahlung 
von 75 Euro. Die Laufzeit des Ta¬ 
rifvertrages beträgt 30 Monate, bis 
zum 31. Juli 2019. 

„Zur Vereinbarung weiterer Re¬ 
gelungen wurde eine zweite Ver¬ 
handlungsrunde für den 13. März 
in Frankfurt/Main vereinbart. 

Weiterbildung 
im Handwerk 

Die Industriegewerkschaft Bauen- 
Agrar-Umwelt (IG BAU) fordert 
bessere berufsbegleitende Qualifi¬ 
zierungen im Handwerk. „Beschäf¬ 
tigte haben ein hohes Interesse, an 
Weiterbildungen teilzunehmen. 
Facharbeiter bekommen dazu je¬ 
doch zu wenig Gelegenheit. 

„Wer Fachkräfte für das Hand¬ 
werk begeistern und langfristig 
halten will, muss Bildung und Wei¬ 
terbildung in die Tarifverträge auf¬ 
nehmen. Oft scheitern die Quali¬ 
fikationen an Zeit und Geld. Wir 
wollen klar für alle Betriebe regeln, 
dass Beschäftigte ein Recht auf sys¬ 
tematische Weiterbildungspläne be¬ 
kommen, ihnen ausreichend Zeit 
für Qualifikationen eingeräumt 
wird und sie am Ende nicht auf den 
Kosten sitzen bleiben.“ 

Innovationen verändern die Ar¬ 
beit im Handwerk in immer dichte¬ 
ren Abständen. Wer auf Qualifizie¬ 
rungen verzichtet, kann schon bald 
nicht mehr mit dem Stand der Tech¬ 
nik mithalten. Facharbeiter sind da¬ 
her deutlich weniger Bildungsmuf¬ 
fel als Führungskräfte. Sogar das 
arbeitgebernahe Institut der deut¬ 
schen Wirtschaft ermittelte in sei¬ 
ner „Weiterbildungserhebung“, dass 
gelernte Kräfte etwa halb so oft auf 
eine Beteiligung an Weiterbildung 
verzichten (7,1 Prozent) wie Uniab- 
solventen (15,3 Prozent). Betriebe 
stellen demnach keine Angebote, 
insbesondere, weil sie Freistellun¬ 
gen fürchten. Jedes vierte Unter¬ 
nehmen nennt zudem die Kosten 
als Angebotshemmnis. 

Einigung bei 
Ziegelindustrie 

In der Ziegelindustrie Ost (Sachsen, 
Sachsen-Anhalt,Thüringen und Ber¬ 
lin-Brandenburg) steht der Tarifab- 
schluss. Das Ergebnis im Einzelnen: 
Die Entgehe steigen 
ab 1. Juni 2017 bis 28. Februar 2018 
um 2,9 Prozent, 

ab 1. März 2018 bis 31. Oktober 2018 
um weitere 1,6 Prozent. 

Erhöhung der Ausbildungsvergü¬ 
tungen in jedem Ausbildungsjahr ab 
1. Juni 2017 um 2,3 Prozent und ab 
1. März 2018 um weitere 2,3 Prozent. 

Für den Zeitraum vom 1. No¬ 
vember 2016 bis 31. Mai 2017 gibt 
es eine Einmalzahlung in Höhe von 
525 Euro (75 Euro pro Entgehgrup¬ 
pe und pro Monat) - zahlbar 300 
Euro mit der Februarabrechnung 
2017 und 225 Euro mit der Maiab¬ 
rechnung 2017. 

Die Auszubildenden erhalten 
für den gleichen Zeitraum eine Ein¬ 
malzahlung in Höhe von 116 Euro, 
zahlbar mit der Februarabrechnung. 
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Politik 


unsere zeit m 


Merkel für höhere 
Militärausgaben 

Bundeskanzlerin Angela Merkel 
hat sich zu höheren Militärausga¬ 
ben bekannt. „Sicherheit und Si¬ 
cherung sind notwendig“, betonte 
Merkel am Samstag in Stralsund. 
Sie erinnerte an den NATO-Be- 
schluss, wonach die Mitgliedstaa¬ 
ten bis 2024 mindestens zwei Pro¬ 
zent des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) fürs Militär ausgeben sollen. 
„Verpflichtungen müssen schon er¬ 
füllt werden. Und das werden an¬ 
dere auf der Welt von uns auch ein¬ 
fordern“, sagte Merkel. „Und ich 
finde, sie haben Recht damit, dass 
auch Deutschland seine Verpflich¬ 
tungen einhalten muss.“ 

Damit stellte sich die Kanzlerin 
hinter Kriegsministerin Ursula von 
der Leyen. Derzeit gibt Deutsch¬ 
land offiziell 1,2 Prozent des BIP 
für Rüstung und Krieg aus. Um die 
zwei Prozent zu erreichen, müssten 
die Ausgaben um 25 bis 30 Milliar¬ 
den Euro pro Jahr erhöht werden. 

In Stralsund betonte die Kanz¬ 
lerin, „die Krise in der Ukraine 
und die Notwendigkeit, den isla- 
mistischen Terror zu bekämpfen“, 
erforderten „Verläßlichkeit“. „Un¬ 
sere Bürgerinnen und Bürger ha¬ 
ben im umfassenden Sinne einen 
Anspruch auf Sicherheit“, betonte 
die Kanzlerin. Das schließe alle Be¬ 
reiche ein, soziale, innere und äu¬ 
ßere Sicherheit. 

Außenminister stärkt 
NATO-Ostflanke 

Außenminister Sigmar Gabriel 
holt in dieser Woche seinen we¬ 
gen einer Erkrankung abgesagten 
Antrittsbesuch im Baltikum nach. 
Der Vizekanzler war am späten 
Dienstagnachmittag in die estni¬ 
sche Hauptstadt Tallinn geflogen, 
danach stand ein Besuch in Lett¬ 
land und in Litauen auf dem Pro¬ 
gramm, wo er laut Plan deutsche 
Soldaten heimsuchte. 

Die Bundeswehr führt in Li¬ 
tauen im Zuge der verstärkten 
NATO-Präsenz in Osteuropa ein 
multinationales Bataillon an. Die 
NATO behauptet, die baltischen 
Staaten und Polen fühlten sich be¬ 
droht von Russland. 

Bei den Besuchen gehe es dar¬ 
um, Solidarität auszudrücken, sag¬ 
te der Sprecher Gabriels. Ein wei¬ 
teres Thema sei „die Bekämpfung 
systematischer Desinformations¬ 
versuche, der Umgang mit Lake 
News aus Russland“. 

Nach dem Baltikum-Besuch reist 
Gabriel zu den politischen Freunden 
Deutschlands in die Ukraine. Dort 
wollte er unter anderen Außenmi¬ 
nister Pawel Klimkin und Präsident 
Petro Poroschenko treffen. 

Klausurtagung der 
Berliner Linkspartei 

Am Wochenende kam die Abge¬ 
ordnetenhausfraktion der Berli¬ 
ner Linkspartei zu Beratungen in 
Leipzig zusammen. Man will in 
Berlin mit den Partnern im Senat 
gut regieren, um den Weg für SPD, 
Linkspartei und Grüne im Bund 
zu ebnen. 

Drei Tage diskutierten die 27 
Abgeordneten, sechs Staatssekre¬ 
täre sowie drei Senatoren über die 
bisherige Bilanz des Berliner Senats 
sowie die eigene Arbeit. Da habe 
man in den vergangenen Wochen 
im Zusammenhang mit der Ein¬ 
stellung von Andrej Holm Fehler 
gemacht. Fraktionschef Udo Wolf 
erklärte in einem Gespräch mit 
Journalisten, es sei unverzeihlich, 
dass die Spitze der Partei Holms 
Biografie nicht ausführlich geprüft 
habe. An seiner Integrität hat Wolf 
aber weiterhin keine Zweifel, auch 
deshalb habe die Fraktion Holm als 
Berater engagiert. 

Auf der Sitzung ging es zudem 
um Bürgerbeteiligung und Partizi¬ 
pation sowie die Kinderarmut in 
Berlin. 170 000 Kinder und Jugend¬ 
liche in der Stadt leben in armen 
Familien, 80 000 weitere haben El¬ 
tern, die ihr Einkommen mit Sozi¬ 
alleistungen aufstocken müssen. 


Den Krieg im Innern proben 

Nächste Woche üben Polizei und Bundeswehr den gemeinsamen Kampf gegen Terroristen 



Amtshilfe oder Vorbereitung auf den Bürgerkrieg? Soldaten vom Fallschirmjägerregiment 31 trainieren im Mai 2016 in 
Belgien gemeinsam mit Kameraden aus anderen Ländern die Evakuierung einer Schule. 


V om 7. bis zum 9. März findet in 
sechs Städten der Bundesrepu¬ 
blik die Übung „Getex 2017“ 
von Polizei und Bundeswehr für den 
Fall eines Terroranschlags statt. Laut 
Deutschem Bundeswehrverband neh¬ 
men daran Einheiten aus Bayern, Ba¬ 
den-Württemberg, Schleswig-Holstein, 
Nordrhein-Westfalen und dem Saar¬ 
land teil. Es geht also um den in den 
letzten Jahren im „Kampf gegen den 
internationalen Terrorismus“ immer 
wieder angekündigten Einsatz der 
Bundeswehr im Inneren im Falle einer 
Überforderung der Polizei. In einem 
fingierten Spektakel werden in mehre¬ 
ren Städten gleichzeitig Anschläge ver¬ 
übt, die von Polizei und Militär gemein¬ 
sam bekämpft werden müssen. Eine 
Kampfeinheit mit dem Namen „Kata 
aib Saif Alnabi“ (Kampfeinheiten des 
Schwertes des Propheten) zündet in ei¬ 
nem bayerischen Bahnhof eine Bombe, 
die 20 Menschen in den Tod reißt, wäh¬ 
rend gleichzeitig in einer Bremer Schu¬ 
le eine weitere Bombe hochgeht und 
in der Nachbarschule eine Schießerei 
stattfindet. Noch eine Bombe detoniert 
im Terminal des Düsseldorfer Flugha¬ 
fens mit zahlreichen Opfern, auf dem 
Flugfeld taucht eine Flugabwehrrakete 
auf. Wiederum in Bayern wird ein Bus 
gekapert und dabei eine Geisel erschos¬ 
sen. Wenngleich eine solche analog ab¬ 
laufende Anschlagserie von Ursula von 
der Leyen als unwahrscheinlich, aber 
denkbar angesehen wird, stellt sich die 
Frage, was nun der konkrete Anlass die¬ 


ser mit Innenminister de Maiziere klan¬ 
destin vereinbarten Übung ist. Diesen 
beiden Ministern zufolge gilt es, das 
hoheitliche Handeln der Bundeswehr 
bei Einsätzen im Landesinnern zu er¬ 
proben. 

Wie diese Übung konkret aussehen 
wird, verraten die Behörden der Öffent¬ 
lichkeit nicht. Thomas Wiegold, Autor 


über Verteidigungs- und Sicherheits¬ 
politik, erläutert in seinem Internet- 
Blog „Augen geradeaus!“ den „Befehl 
Nr. 1 zur Vorbereitung, Durchführung 
und Nachbereitung einer gemeinsamen 
Stabsrahmenübung“. Er stellt fest, dass 
schon bisher technische Amtshilfe der 
Bundeswehr für andere Behörden mög¬ 
lich war - vermutet aber, dass die Ge- 
tex-Übung genutzt werden könnte, um 
zukünftig Soldaten für hoheitliche Auf¬ 
gaben im Inland einsetzen zu können. 
Es bedarf auch, wie man hinzufügen 
kann, keines Panzer- und Hubschrau¬ 
bereinsatzes, einen Lastwagen daran zu 
hindern, auf einem Weihnachtsmarkt in 
eine Menschenmenge zu fahren, zumal 
wenn der potentielle Attentäter den 
Behörden bereits bestens bekannt ist. 

Das Unternehmen sollte ursprüng¬ 
lich überhaupt geheim gehalten wer¬ 
den, wurde aber schließlich vom 
Deutschen Bundeswehrverband ver¬ 
öffentlicht, der einen Einsatz der Bun¬ 
deswehr im Inneren als „Lückenfüller 
der Polizei“ selbst ablehnt. 

Das „Getex“-Projekt wurde Mitte 
letzten Jahres in Bonn vom Bundes¬ 
amt für Bevölkerungsschutz und Ka¬ 
tastrophenhilfe entworfen und im No¬ 


vember 2016 von der Bundesregierung 
beschlossen. Während in Nordrhein- 
Westfalen die Übung am Computer 
simuliert wird, muss damit gerechnet 
werden, dass sie in anderen Bundes¬ 
ländern reell vorgenommen wird, was 
einem Probeausnahmezustand gleich¬ 
zusetzen wäre. 

Ein konkreter Anlass für die Übung 
wird von den Verantwortlichen nicht 
genannt, die Idee wurde ein halbes Jahr 
vor dem Anschlag in Berlin entworfen. 
Die Übung wird, wenn sie auch außer¬ 
halb der Kommandozentralen und auf 
der Straße stattfindet, für den größ¬ 
ten Teil der betroffenen Bevölkerung 
überraschend kommen und zu einer 
weiteren Hysterie gegenüber der mus¬ 
limischen Bevölkerung führen und soll 
womöglich durch zunehmende Militär¬ 
präsenz Sicherheit vermitteln. Die Mi¬ 
litarisierung der Städte ist ein alarmie¬ 
rendes Zeichen, das zusammen mit der 
zunehmenden Aggression nach außen 
und der durch von der Leyen auf der 
NATO-Sicherheitskonferenz beschwo¬ 
renen Aufstockung der Rüstungsausga¬ 
ben für die NATO auf 2 Prozent des 
Bruttoinlandsproduktes ein einheitli¬ 
ches Bild abgibt. Andreas Grimm 


Wer braucht diese Übung? 


Der Friedenstreff Bad Cannstatt (Stutt¬ 
gart) ruft auf, am 7. März um 17.30 Uhr 
vor der Theodor-Heuss-Kaserne die Ce- 
tex-Übung zu beobachten und dagegen 
zu protestieren. DKP und Linkspartei un¬ 
terstützen die Aktion. In seinem Aufruf 
schreibt der Friedenstreff: 

„Bei,Getex' soll (...) der Bundeswehrein¬ 
satz im Inneren herbei geübt und damit 
hoffähig gemacht werden. Es geht hier 
nicht um den Schutz der Bevölkerung, 
sondern um einen letztlich grundge¬ 
setzwidrigen Akt der Militarisierung 
nach innen! (...) 

Der Friedenstreff Bad Cannstatt fragt: 
Wenn ein Terrorist (wie Anis Amri) von 


einem V-Mann des Verfassungsschut¬ 
zes zum Tatort kutschiert wurde, wenn 
Terroristen bzw. Gefährder (wie Anis 
Amri) den Behörden bestens bekannt 
sind, sie aber nicht an von ihnen selbst 
angekündigten Anschlägen gehindert 
wurden, dann soll das alles an man¬ 
gelnder Übung liegen? Wenn Anschlä¬ 
ge verhindert werden können und es 
nicht geschieht, haben wir dann nicht 
ein anderes Problem? Welchen Zweck 
haben die gemeinsamen Übungen 
wirklich? Wer braucht diese Übung für 
was und in wessen Interesse? 

Deshalb: Nein zum Bundeswehreinsatz 
im Inneren! Die Bundeswehr darf nicht 
zur Bürgerkriegsarmee werden!“ 


Partei der Arbeit - trotz alledem? 

Schulz redet von Gerechtigkeit, die Union wird nervös 


Nun sieht auch die ARD die SPD in 
Umfragen vorn. Ende der vergange¬ 
nen Woche überholten die Sozialde¬ 
mokraten im ARD-Deutschlandtrend 
die CDU - zum ersten Mal in den ver¬ 
gangenen zehn Jahren. Dass die SPD 
ihren Höhenflug mit dieser Geschwin¬ 
digkeit fortsetzt ist unwahrscheinlich. 
Doch im Augenblick kommt ihr Kanz¬ 
lerkandidat Schulz noch „an“. Die Atta¬ 
cken aus der Union, Schulz zeichne ein 
falsches Bild der wirtschaftlichen und 
sozialen Lage im Land, greifen nicht. 
Die Unionsparteien reagieren zuneh¬ 
mend nervös. 

So konnte Schulz offenbar auch 
am vergangenen Sonnabend in Leip¬ 
zig auf einer Regionalkonferenz der 
Partei punkten: Vielleicht - nachdem 
er ja nicht mehr „der Neue“ ist - weil 
er weiter eben nicht wie Gabriel pola¬ 
risiert oder wie Gabriel und Merkel das 
Gefühl vermittelt, dass alles so bleibt, 
wie es ist, und zudem vorgibt, derjenige 
zu sein, der sich, nicht nur durch „Kor¬ 
rekturen“ an der Agenda 2010, endlich 
wieder „für die kleinen Leute“, angeb¬ 
lich für eine sozialere Politik einsetzt? 
Und zugleich für „Modernisierung“ in 
Wirtschaft und Gesellschaft steht? 

Damit versucht er nun auch im Os¬ 
ten zu punkten. Die SPD ist auf die 
Stimmen angewiesen. In Sachsen er¬ 
reichte seine Partei zum Beispiel bei 
den Bundestagswahlen 2013 nur 14,6 
Prozent. Allein in Berlin und Branden¬ 


burg erhielt man damals mehr als 20 
Prozent der abgegebenen Zweitstim¬ 
men. 

In Leipzig jedenfalls gab es Beifall. 
Die 24 Milliarden Euro Haushalts¬ 
überschuss müssen investiert werden: 
in den digitalen Ausbau, in Bildung, 
in Schulen, in die Besserstellung von 
Pflege, in mehr Polizei, in den Kampf 
gegen den Terror. Bildung müsse „ge¬ 
bührenfrei werden - von der Kita bis 
zum Studium“. „Die Menschen erwar¬ 
ten keine schwer verständlichen Kon¬ 
zepte, sondern, dass wir ihr Leben 
konkret verbessern“, so Schulz. Die 
Kernkompetenz der SPD sei es doch, 
die Menschen zusammenzuführen. Sie 
sei - trotz allem, trotz Agenda 2010 - 
die Partei der Arbeit. Im Herbst wol¬ 
le man die stärkste politische Kraft in 
Deutschland werden. „Nein, Schulz 
hat hier nichts zu befürchten, die alten 
Botschaften ziehen: gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit, sichere Arbeitsplätze, 
gleiche Renten in Ost und West - so 
etwas hört man gern im Niedriglohn¬ 
land Sachsen“, schrieb die „Süddeut¬ 
sche“ am 26. Februar. 

Schulz machte in Leipzig zudem die 
Unionsparteien für eine schlechte Si¬ 
cherheitslage in Deutschland verant¬ 
wortlich. Die neoliberale Politik habe 
unter dem Stichwort „Schlanker Staat“ 
die Polizei und andere Sicherheitsor¬ 
gane ausgeblutet und damit die Kri¬ 
minalitätsbekämpfung erschwert. Ob 


den Worten aber Taten folgen werden? 
Oder gar ein Politikwechsel? 

Zumindest die Union reagiert auf 
das anhaltende Umfragehoch der SPD 
schon jetzt verstimmt. Der Druck auf 
Angela Merkel erhöht sich, Schulz in¬ 
haltlich etwas entgegenzusetzen. Doch 
bislang brachten weder Merkels Lob 
für die Agenda 2010 oder die Erinne¬ 
rung daran, dass es SPD und die Grü¬ 
nen waren, die die Agenda konzipier¬ 
ten und durchsetzten, noch die Verwei¬ 
se auf die angeblichen eigenen Erfolge 
eine Trendwende. Vor der Landesver¬ 
treterversammlung der CDU in Meck¬ 
lenburg-Vorpommern würdigte sie am 
Wochenende die vom damaligen Kanz¬ 
ler Gerhard Schröder (SPD) auf den 
Weg gebrachte Agenda 2010 als Er¬ 
folgsgeschichte. Die Reform habe dazu 
geführt, „dass mehr Menschen Arbeit 
bekommen haben“. „Aber die Sozial¬ 
demokraten möchten sich bis heute zu 
dieser Erfolgsgeschichte nicht beken¬ 
nen.“ Stattdessen habe man den Ein¬ 
druck, sie schämten sich sogar dafür. 

„Ich glaube, es wird nicht reichen 
zu sagen, was man in der Vergangen¬ 
heit gut gemacht hat.“ Stattdessen sei es 
wichtig, dass Merkel zusätzliche „Mo¬ 
tivationsarbeit für die Basis“ leiste, 
meinte dagegen Bayerns Finanzminis¬ 
ter Markus Söder am Rande eines Par¬ 
teitreffens. Söder forderte eine härtere 
Gangart gegenüber den Sozialdemo¬ 
kraten. Statt der SPD hinterherzulau¬ 


fen, müsse die Union „eigene bürger¬ 
liche Konzepte präsentieren“. Auf die 
Forderungen von Schulz nach umfas¬ 
senden Investitionen ging Söder nicht 
ein, stattdessen verlangte er Steuersen¬ 
kungen, die Menschen mit kleineren 
und mittleren Einkommen entlasten 
sollen, und eine Abschaffung des Soli¬ 
daritätszuschlags. Dem Chef der CDU/ 
CSU-Mittelstands Vereinigung, Carsten 
Linnemann (CDU), und der CSU-Lan- 
desgruppen-Chefin Gerda Hasselfeldt 
fiel auch nichts anderes ein. Erst im Ja¬ 
nuar war Söder jedoch mit dem Vor¬ 
stoß, vor der Wahl Steuerentlastungen 
durchzusetzen, gescheitert. Unter an¬ 
derem an CSU-Chef Horst Seehofer. 

Gesundheitsminister Hermann 
Gröhe (CDU) forderte seine Partei 
auf, sofort in den Wahlkampf zu star¬ 
ten. Man müsse den Linkskurs von 
Schulz „und seine Faktenschwäche of¬ 
fenlegen“, meinte er laut „Bild“ und wi¬ 
dersprach „dem Eindruck“, es gebe so¬ 
ziale Ungerechtigkeit in Deutschland. 
Komisch, da muss sich ja innerhalb kür¬ 
zester Zeit viel verändert haben. Nicht 
nur die Sozialverbände sehen das an¬ 
ders. Selbst der - geschönte - Armuts¬ 
bericht der Bundesregierung bestätigt 
die Ungerechtigkeiten. Und in einer re¬ 
präsentativen Umfrage im Mai vergan¬ 
genen Jahres meinten 82 Prozent der 
Befragten, dass die soziale Ungleich¬ 
heit in Deutschland zu groß sei. 

Nina Hager 
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Wohnung, Gleichberechtigung, Solidarität 

Für kleine Verbesserungen, für die große Veränderung - auf der Straße und im Stadtteil, im Betrieb und im Wahlkampf. 

Fünf Frauen, die bei Bundes- und Landtagswahlen für die DKP kandidieren oder auf andere Weise aktiv sind, stellen sich vor. 


„Wohnung darf 
keine Ware sein“ 

Siw Mammitzsch (38, Essen) kämpft 
für die Interessen von Mieterinnen und 
Mietern. Bei bei den Landtagswahlen in 
NRW kandidiert sie für die DKP. 



„Endlich Feierabend! Nach einem an¬ 
strengenden Tag - ob in Schule, Uni 
oder auf der Arbeit - muss jede/r mal 
kurz ausruhen, die Klamotten wech¬ 
seln, was essen, duschen, einfach einen 
Rückzugsort ünden, so sein wie man 
will. Unsere Wohnungen sind zentra¬ 
ler Ort unseres Lebens. Jedoch nur, 
wenn die Wohnung Standards erfüllt, 
die ein gesundes Leben ermöglichen. 
Da Wohnraum jedoch eine Ware wie 
jede andere auf dem kapitalistischen 
Markt ist, geht es nicht um uns und un¬ 
sere Bedürfnisse, es geht allein um den 
maximal möglichen Proüt. 

Wer den nicht bezahlen kann, wird 
schnell zu Abstrichen bei den Stan¬ 
dards gezwungen. Wer sich aber in 
seiner Wohnung nicht wohl fühlt, der 
kann sich nicht regenerieren, die Ge¬ 
sundheit leidet, die Arbeitsleistung 
sinkt - ein Teufelskreis. Wohnen ist ein 
Menschenrecht und muss der Profit¬ 


maximierung entzogen werden. Wohn¬ 
raumversorgung betrifft uns alle und 
gehört deshalb unter demokratische 
Kontrolle aller.“ 

„Es geht ums Ganze“ 

Anna Cor di (Stuttgart) ist in der DKP 
aktiv - weil nur der Sozialismus Frau¬ 
enrechte sichern kann. 



„Mehr Frauen in Führungsetagen - das 
soll Gleichberechtigung sein? Dabei ist 
es für Millionen von Frauen egal, ob sie 
von einer Frau oder einem Mann aus¬ 
gebeutet werden. Schon bei der Forde¬ 
rung ,Gleicher Lohn für gleiche Arbeit 4 
ist in diesem System Schluss. Aber wer 
den weiblichen und männlichen Kapi¬ 
talisten nicht an die Kohle will, kommt 
der Gleichberechtigung keinen Schritt 
näher. 

Frauen streiten und streiken mit den 
Männern für mehr Lohn, kürzere Ar¬ 
beitszeiten, gegen Krieg, gegen Nazis. 
Warum ich in der DKP bin? Wenn es 
um Frauenrechte geht, muss es ums 
Ganze gehen. Solange wir im Kapi¬ 
talismus gegeneinander ausgespielt 
werden können - Frauen gegen Män¬ 
ner, Stammbelegschaft gegen Leihar¬ 


beiterinnen, Einheimische gegen Ge¬ 
flüchtete - so lange wird es auch bei 
den Geschlechterverhältnissen im¬ 
mer nur kleine Zugeständnisse geben. 
Für echte Gleichberechtigung müssen 
wir die Verhältnisse zum Tanzen brin¬ 
gen. Erst der Sozialismus schafft die 
Grundlage für die wirkliche Befrei¬ 
ung der Frau“ 

„Keine DDR ist auch 
keine Lösung“ 

Diana Kummer (30, Physiotherapeutin 
aus Essen) kommt aus Sachsen - um 
einen Job zu finden, musste sie in den 
Westen. 



„Meine Kindheit war geprägt von star¬ 
ken Frauen. Jede Frau in der Familie 
hatte einen Beruf und ein eigenstän¬ 
diges Leben - Kinder schlossen sich 
dabei nicht aus. Erziehung, Haushalt - 
klassische Frauenarbeitsfelder - wur¬ 
den mit den Männern und der Gesell¬ 
schaft geteilt. Auch wenn das alles noch 
nicht perfekt war - Gleichberechtigung 
wurde in der DDR anders geschrieben. 
Und heute? Auf dem Papier sieht alles 
schick aus. Die Realität ist fast schon 


antiquarisch. Frauen meiner Genera¬ 
tion entscheiden sich zwischen Beruf 
und Familie. Beides zusammen geht 
nicht. Der Ruf zurück an den Herd wird 
lauter - gerade von Rechts. 

Dagegen hilft nicht nur die rote 
Nelke am Frauenkampftag!“ 

„Niemand flüchtet 
ohne Grund“ 

Shabnam Shariatpanahi (37, Pädagogin 
aus Duisburg) ist nach Deutschland ge¬ 
flohen. Bei bei den Landtagswahlen in 
NRW kandidiert sie für die DKP. 



„Ich bin als Tochter einer Flüchtlings¬ 
familie mit 12 Jahren nach Deutsch¬ 
land geflohen. Ich habe schon sehr 
früh lernen müssen was Krieg bedeu¬ 
tet. Niemand flüchtet ohne Grund und 
geht dabei lebensbedrohliche Risiken 
ein. Die deutsche Rüstungsindustrie 
ist einer der Hauptexporteure von 
Waffen. Wer Flucht beenden will, muss 
Fluchtursachen beenden. Ich möchte 
mich für eine friedliche Welt einset¬ 


zen. Ich möchte für bessere Lebens¬ 
bedingungen kämpfen. Die kann man 
nur gemeinsam erreichen. Für mich 
verläuft die Grenze nicht zwischen 
Deutschen und Migranten sondern 
zwischen oben und unten. Schluss mit 
Ausbeutung und Krieg. Gemeinsam 
kämpfen!“ 

„Aufstehen!“ 

Esther Bejarano (92, Musikerin aus 
Hamburg) hat Auschwitz überlebt. 



„Meine Schwester Ruth und ihr Ehe¬ 
mann wollten während der NS-Zeit 
vor den Nazis in die Schweiz fliehen. 
Die Schweizer Polizei hat sie aber 
nach Deutschland abgeschoben, wo¬ 
raufhin Ruths Ehemann von deut¬ 
schen Grenzsoldaten erschossen wur¬ 
de. Ruth wurde später im KZ Ausch¬ 
witz ermordet. 

Ich habe daraus für mich die Schluss¬ 
folgerung gezogen: Die Flüchtlinge 
müssen aufgenommen, ihnen Asyl ge¬ 
währt und Arbeit gegeben werden! 

Wir müssen aufstehen gegen den 
Rassismus, wir müssen uns alle ge¬ 
meinsam gegen die Neonazis und die 
rechten Populisten wehren. Die Egois¬ 
ten und die Rassisten dürfen nicht die 
Oberhand bekommen.“ 


Mit Kurs auf „Rot-Rot-Grün“? 

Linkspartei lobt und kritisiert Schulz. SPD lehnt 
Koalitionsaussage ab 


Auch wenn die Linkspartei im Augen¬ 
blick - wenn man den Umfragen trau¬ 
en kann - nicht vom „Schulz-Effekt“ 
profitiert: Noch hoffen ein Teil der Mit¬ 
gliedschaft, vor allem aber Funktionäre 
der Partei „Die Linke“ auf eine „rot- 
rot-grüne 44 Koalition nach den kom¬ 
menden Bundestagswahlen. 

Dazu gehört nicht nur Bodo Ra¬ 
melow, Ministerpräsident von Thürin¬ 
gen. Am vergangenen Wochenende 
schwor der Bundesgeschäftsführer der 
Partei, Matthias Höhn, auf der Klausur 
der Berliner Abgeordnetenhausfrak¬ 
tion seine Genossinnen und Genos¬ 
sen auf „Rot-Rot-Grün“ im Bund ein: 
„Der Nachweis, dass die drei Parteien 
zusammen regieren können, kann nur 
aus den Ländern kommen.“ Also, so die 
Botschaft: Strengt euch an. 

Zumindest gäbe es, so andererseits 
der Parteivorsitzende Bernd Riexin- 
ger gegenüber der „Mitteldeutschen 
Zeitung“, jetzt arithmetisch „sehr viel 
bessere Voraussetzungen, Frau Merkel 
abzulösen, als vor Schulz“. Er begrüßte 
sehr, dass Schulz einen Wahlkampf mit 
dem Schwerpunkt soziale Gerechtig¬ 
keit führe. Auch Sahra Wagenknecht, 
Vorsitzende der Bundestagsfraktion, 
ist für eine „rot-rot-grüne“ Koalition. 
Gegenüber dem „Spiegel“ erklärte 
sie am Wochenende: „Wenn die SPD 
ernsthaft eine sozialere Politik verfol¬ 
gen will, wird es an uns garantiert nicht 
scheitern.“ Wenn eine Wiederherstel¬ 
lung des Sozialstaates und eine fried¬ 
liche Außenpolitik erreichbar seien, 
beteilige sich ihre Partei gern an einer 
Regierung. 

Doch sie übt - wie auch Riexinger - 
zugleich Kritik. Eine Mehrheit im 
Bundestag könnte schon jetzt, vor den 


Bundestagswahlen, eine sozialere Poli¬ 
tik durchsetzen. Angesichts der Ankün¬ 
digungen von Martin Schulz hieß es in 
ihrer Presseerklärung vom 20. Februar: 
„Wer aktuell vorhandene Mehrheiten 
nicht nutzt, um die Lebensverhältnisse 
der Menschen zu verbessern, setzt sich 
dem Verdacht aus, die eigenen Forde¬ 
rungen nicht besonders ernst zu ne¬ 
hmen.” Und Riexinger stellte in ei¬ 
nem Gastbeitrag für die „Frankfurter 
Rundschau” fest: „Wer nicht den Mut 
hat, sich mit den Mächtigen anzulegen, 
der braucht nicht von sozialer Ge¬ 
rechtigkeit zu reden. Martin Schulz darf 
sich nicht länger nur als frische Brise 
im Politbetrieb inszenieren.” Doch: 
„Die SPD war den größten Teil der 
vergangenen knapp zwanzig Jahre an 
der Regierung und mitverantwortlich 
für eine Politik, die das Land tief ges¬ 
palten hat. Die SPD darf es nicht noch 
einmal versauen.” Um das zu ver¬ 
hindern, bräuchte es eine starke Linke. 
Für ihn geht es bei den bevorstehen¬ 
den Bundestagswahlen nicht um einen 
bloßen Machtwechsel. Ein Politikwech¬ 
sel sei nötig. 

Die Signale, die führende Vertreter 
der Partei „Die Linke“ aussenden, wer¬ 
den gewiss auch in der SPD-Führung 
wahrgenommen. Doch der stellvertre¬ 
tende SPD-Vorsitzende Ralf Stegner 
lehnt es weiter ab, mit einer Koalitions¬ 
aussage zugunsten einer rot-rot-grü- 
nen Koalition in die Bundestagswahl 
zu gehen. Und er stellte gegenüber der 
„Mitteldeutschen Zeitung“ klar: „Wir 
machen keine Koalitionswahlkämpfe, 
sondern versuchen, ein möglichst gutes 
Ergebnis für die SPD zu erzielen. Sonst 
stärken wir nur die kleinen Parteien.“ 

nh 


ioo Unterschriften pro Nase 

Landesorganisationen der DKP in Ostdeutschland berieten über den 
Bundestagswahlkampf 


In Berlin trafen sich am vergangenen 
Samstag mehr als 20 Mitglieder von 
DKP-Wahlkampfleitungen und -aktiven 
aus Brandenburg, Berlin, Sachsen, Sach¬ 
sen-Anhalt und Thüringen. Den relativ 
schwach entwickelten Strukturen zum 
Trotz haben die DKP-Organisationen in 
allen ostdeutschen Bundesländern Lan¬ 
deslisten für die Kandidatur der DKP 
zur Bundestagswahl aufgestellt. 

Nun geht es darum, die Listen 
abzusichern und den Wahl¬ 
kampf zu organisieren. Und 
zwar so, dass Gruppen und 
Landesorganisationen nicht 
frustriert, sondern gestärkt dar¬ 
aus hervorgehen und möglichst 
viele Menschen die DKP und 
ihre Inhalte mindestens ken¬ 
nenlernen. 

Nach einer Einleitung 
zur Situation der Partei, den 
inhaltlichen Aufgaben der 
Kommunistinnen und Kommunisten 
im Wahlkampf und der Vorbereitung 
des 22. Parteitages durch den Vorsit¬ 
zenden der DKP, Patrik Köbele, ging es 
in die Mühen der Ebene. Mario Berri- 
os, Mitglied des Parteivorstandes und 
Landesvorsitzender der DKP Bran¬ 
denburg, stimmte auf die Unterschrif¬ 
tensammlung ein: „Man muss sich vor¬ 
her überlegen, wo man sammelt und 
wie man dort auftritt. Es geht sicher 
nicht um Schlips und Kragen, aber 
eine heile Hose kann schon hilfreich 
sein.“ Ein wirksames Mittel sei natür¬ 
lich der Infostand - aber nur wenn die 
Genossinnen und Genossen aktiv und 
aufgeschlossen auf die Leute zu gehen. 
„Wenn wir uns um den Stand stellen 
und uns über die Ereignisse der ver¬ 


gangenen Wochen austauschen, geht 
es nicht.“ Berrios warnte auch vor den 
zahlreichen Fallstricken: „Fragt die 
Leute nach Doppelnamen. Werden die 
nicht eingetragen, ist die Unterschrift 
ungültig.“ 

Die Genossinnen und Genossen 
aus Brandenburg brachten eine eige¬ 
ne Wahlkampf-Zeitung mit. Sie wird 


in einer Auflage von zunächst 15 000 
Exemplaren die Sammlung der 2 000 
UnterstützerUnterschriften für die Lan¬ 
desliste und die je 200 Unterschriften 
für die zehn Direktkandidaten beglei¬ 
ten. Den Rahmen der Zeitung bilden 
die Inhalte des Sofortprogramms der 
DKP, zudem werden alle Kandidatin¬ 
nen und Kandidaten mit Bild und kur¬ 
zem Text vorgestellt. 

So weit sind die anderen Landes¬ 
organisationen noch nicht. In Berlin 
steht die erste Beratung des Wahl¬ 
aktivs noch aus, aber die ersten 600 
Unterschriften sind gesammelt. Dis¬ 
kutiert wird unter anderem, dass die 
Milliardenausgaben für Aufrüstung 
und die Kriegspolitik der Bundesre¬ 
gierung im Wahlkampf und an den In¬ 


foständen in den Mittelpunkt gestellt 
werden müssen. In Thüringen gibt es 
Überlegungen, die Rüstungskonzerne 
im Land, darunter Jenoptik, aufs Korn 
zu nehmen. Für die Feierlichkeiten an¬ 
lässlich der Selbstbefreiung des Kon¬ 
zentrationslagers Buchenwald vom 
7. bis zum 9. April in Weimar ist das 
DKP-Mobil aus Brandenburg orga¬ 
nisiert. An dem Wochenen¬ 
de wollen die Genossen mit 
bundesweiter Unterstützung 
in den umliegenden Orten 
Unterschriften sammeln, um 
anschließend gemeinsam an 
der Kundgebung auf dem Et¬ 
tersberg teilzunehmen. 

Ähnliche Überlegun¬ 
gen gibt es für die Leipziger 
Buchmesse am letzten März- 
Wochenende, um den Genos¬ 
sen in Sachsen unter die Arme 
zu greifen. 

Für die DKP-Aktive in Thüringen, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und auch 
Mecklenburg-Vorpommerns, wo zeit¬ 
gleich zu der Beratung am Samstag 
eine Landesmitgliederversammlung 
stattfand, ist die Sammlung der Unter¬ 
stützerunterschriften eine echte Hür¬ 
de. In Sachsen-Anhalt heißt das kon¬ 
kret: 100 Unterschriften pro aktivem 
Genossen. 

Wera Richter 

Um die nötigen Unterschriften für die 
Kandidatur zu sammeln, braucht die DKP 
die Hilfe von Sympathisanten, UZ-Lese- 
rinnen und -Lesern. Wer helfen will, dem 
wird geholfen: pv@dkp.de. 

Alle Unterschriftenformulare sind unter 
news.dkp abrufbar. 
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Arzt, Bürgermeister, Kommunist 

Im Rathaus der griechischen Stadt Patras leistet Kostas Peletidis (KKE) Widerstand gegen Ausverkauf, 
verordnete Verarmung und Faschisten 


P atras ist nicht „normal“ Für deut¬ 
sche Touristen, internationale 
Flughafenbetreiber und die grie¬ 
chischen Kolleginnen und Kollegen am 
Standort ist wichtig: Araxos (Agamem¬ 
non Airport), der Flughafen der Stadt, 
wurde nicht verscherbelt wie 14 ande¬ 
re Flughäfen in Griechenland, etwa der 
von Chania auf Kreta. Der „staatsmo¬ 
nopolistische“ und zugleich börsen¬ 
notiert betriebene FRAPORT ging 
leer aus. Betreiber ist nach wie vor die 
griechische Gesellschaft Hellenic Civil 
Aviation Authority (H.C.A.A.). Einen 
Ausverkauf konnten Schäuble & Co. im 
Jahr 2015 nicht erzwingen. 

Unterschiedliches Echo auf den 
Ausverkauf: Nea Dimokratia frohlock¬ 
te, Syriza schwankte. Man müsse eben 
die „Reform-Auflagen“ erfüllen, um 
an neue Kredite zu kommen. Und die 
KKE lehnte eine Ausbeutung über 40 
Jahre durch Fraport ab. Viele Flughä¬ 
fen gingen an Fraport verloren - Patras 
blieb „selbstständig“. 

Das hat verschiedene Ursachen. 
Wenn deutsche Auguren die politische 
Stimmung bestimmen wollen, dann 
greifen sie neben Inhalten auf Perso¬ 
nen zurück. Angela Merkel wird zum 
Abendstern, Martin Schulz zur Mor¬ 
genröte hochstilisiert. In Patras gibt es 
einen Kommunisten, der würde den De¬ 
moskopen vom „Sonntagstrend“ aller¬ 
dings einen Schauer über den Rücken 
jagen. 

Es geht um Kostas Peletidis, Bür¬ 
germeister von Patras. 2014 setzte er 
sich mit 63,51 Prozent der Stimmen in 
einer Stichwahl durch. Peletidis ist ein 
„Volksheld“. In Patras bekommen Be¬ 
hinderte „Essen auf Rädern“, für Schü¬ 
lerinnen und Schüler gibt es kostenloses 
Pausenbrot, die Armen erhalten Oliven 


aus städtischen Hainen - Protest dage¬ 
gen folgte von Kirche und Polizei, de¬ 
nen zuvor ein solcher Zugriff auf die 
städtischen Haine Vorbehalten blieb. 

Peletidis - das ist Klassenkampf 
mit den Mitteln des Rathauses. Er er¬ 
schließt einen städtischen Park-and-Ri- 


de-Parkplatz für 50 Cent am Tag. Das 
Ticket für die Fahrt in die Stadt gibt’s 
dazu. Städtische Bedienstete entlässt er 
nicht, wobei er betont, dass es sich bei 
seinen Beschäftigten um qualifiziertes 
Personal handelt, das man nicht gemäß 
einer von der Syriza/ANEL-Regierung 
in Athen vorgegebenen Quote feuern 
dürfe. Er wird deshalb sogar angeklagt. 
Nächster Gerichtstermin: 27. April. 


Zu den Feinden von Peletidis ge¬ 
hört auch die Neonazi-Partei „Golde¬ 
ne Morgenröte“ (Chrysi Avgi). Gegen 
diese Partei laufen Gerichtsverfahren 
wegen Mord, Gewalttaten und Über¬ 
fälle auf Politiker der KKE. Der Bür¬ 
germeister verweigerte der „Morgen¬ 


röte“ städtische Plätze und Anträge, die 
die Neonazis im Rathaus einreichten. 
Das Platzverbot des Bürgermeisters 
hatte der Stadtrat einstimmig bestä¬ 
tigt. Die „Goldene Morgenröte“ reich¬ 
te dagegen Klage ein wegen „Pflicht¬ 
verletzung im Amt“ - und verlor am 
23. Februar. 

In einer Stellungnahme der KKE 
heißt es: „Die Haltung des kommu¬ 


nistischen Bürgermeisters ist ein Bei¬ 
spiel für die regionalen und kommuna¬ 
len Körperschaften und vor allem für 
die Massenorganisationen des Volkes, 
wie der ,Chrysi Avgi’ entschieden und 
schonungslos begegnet werden kann.“ 
Die „Griechenland Zeitung“ berich¬ 


tete über die Solidarität für Peletidis: 
„Auf seiner Seite stand im Gerichts¬ 
prozess u.a. der Vorstand des Netz¬ 
werkes der Märtyrerdörfer und -Städ¬ 
te (1940-1945). Zu den mehr als 100 
Mitgliedern dieser Vereinigung zählen 
Orte wie Kalavryta, Distomo, Komme¬ 
no und viele andere, in denen während 
des II. Weltkrieges grausame Verbre¬ 
chen von den Nazis verübt wurden.“ 


Während des Prozesses gegen Pele¬ 
tidis brachten hunderte Gewerkschaf¬ 
ter, Organisationen, Bürgermeister 
und Stadträte ihre Solidarität zum Aus¬ 
druck. Die Bediensteten der Stadt Pat¬ 
ras legten die Arbeit nieder. Die KKE 
hatte das Verfahren als eine politische 
Verfolgung seitens der faschistischen 
verbrecherischen Organisation „Chrysi 
Avgi“ verurteilt und sich beim Innenmi¬ 
nister der SYRIZA-ANEL-Regierung 
beschwert. 

Die nächste Aktion hat Peletidis 
bereits vorbereitet. Nach Angaben der 
„Griechenland Zeitung“ startet Anfang 
April ein Protestmarsch, der von Patras 
über 220 Kilometer zum Athener Par¬ 
lament am Syntagma-Platz führen wird. 
Im April vergangenen Jahres hatte es 
bereits eine erste Aktion dieser Art ge¬ 
geben. Der Marsch dauerte sieben Tage. 

Die Demonstration richtet sich auch 
gegen die EU, deren Fahne der Bür¬ 
germeister bereits vom Rathaus holen 
ließ. Hintergrund: In Patras sind 15 863 
Menschen Langzeitarbeitslose, weite¬ 
re 10 721 sind ebenfalls ohne Arbeit. 
Die FAZ berichtete schon am 2. Juli 
letzten Jahres, dass 400 000 qualifizier¬ 
te Griechen „wegen der Finanzkrise 
ausgewandert“ seien. Nach Angaben 
der Nationalen Statistikbehörde (ELS- 
TAT) stellen die Langzeitarbeitslosen, 
die zwölf Monate und länger nach Ar¬ 
beit suchen, in Griechenland 73,8 Pro¬ 
zent der Arbeitslosen dar. 10 Prozent 
bekommen Arbeitslosengeld. 

Peletidis fordert alle Bürgermeister 
an der Marschroute zu aktiver Solida¬ 
rität auf. Die medizinische Versorgung 
ist auf der Strecke gesichert. Dr. med. 
Kostas Peletidis ist im Zivilberuf Kar¬ 
diologe. 

Uwe Koopmann 



Hunderte Menschen begleiteten Kostas Peletidis (3. von links) zum Gericht, Foto vom 13. Februar. 


Paramilitärs morden weiter 


Schwieriger Friedensprozess in Kolumbien 


Nach langen Verhandlungen und inten¬ 
sivem Störfeuer von Rechtsaußen kam 
es im vergangenen August schließlich 
zum Friedensvertrag zwischen FARC 
und dem kolumbianischen Staat. Dabei 
ging die FARC davon aus, dass dieser 
Frieden nicht nur das Schweigen der 
Waffen bedeutet, sondern auch eine 
weit reichende Veränderung der Ge¬ 
sellschaft braucht. Bereits 2012 wur¬ 
de unter sehr breiter Beteiligung ein¬ 
schließlich der Kolumbianischen KP die 
politisch-soziale Organisation Marcha 
Patriötica gegründet, die ihren Anteil 
an der Vorbereitung des politischen Kli¬ 
mas für den Friedensschluss hat. 


haltung gezwungen werden kann, ist 
eine Erfahrung, die fortschrittliche Kräf¬ 
te vielerorts machen mussten. Zuweilen 
kostete sie viele Opfer. Dies war auch 
in den 1980er-Jahren in Kolumbien der 
Fall. Seinerzeit hatte die Guerilla FARC 
bereits Vorstöße unternommen, um den 
langwierigen Konflikt im Land friedlich 
beizulegen. Eine neu gegründete Par¬ 
tei, die Union Patriötica schrieb sich ab 
1985 die Durchsetzung sozialer Rechte 
für Arbeiterklasse und Kleinbauern auf 
ihre Fahnen. In einer unheiligen Allianz 
ermordeten Staatsorgane, Paramilitärs 
und Drogenkartelle in nur drei Jahren 
zwischen 3 000 und 5 000 ihrer Aktivis¬ 



Der Demobilisierung der FARC folgten Angriffe der Paramilitärs. Das Bild zeigt 
FARC-Kämpferinnen. 


Marcha Patriötica veröffentlich¬ 
te nun einen Bericht über Menschen¬ 
rechtsverletzungen in den ersten fünf 
Monaten nach Wirksamkeit des Frie¬ 
densabkommens. Er legt dar, dass die 
Täter ganz überwiegend unter den Pa¬ 
ramilitärs zu finden sind, die es in der 
Vergangenheit gewöhnt waren, vom 
Staat stillschweigend geduldet zu wer¬ 
den oder sogar als dessen verlänger¬ 
ter Arm vorzugehen. Im Katalog der 
registrierten Verstöße finden sich u.a. 
gewaltsame Vertreibungen, Zwangsre¬ 
krutierung, Körperverletzung und 51 
Morde - etwa ein Mord alle drei Tage. 

Dass Zusagen der Bourgeoisie nur 
verlässlich sind, wenn diese zu ihrer Ein¬ 


tinnen und Aktivisten. Da brauchte es 
kein formales Verbot mehr, um die le¬ 
gale politische Arbeit lahmzulegen. Der 
bewaffnete Kampf wurde fortgesetzt. 

Dem Bericht von Marcha Patriötica 
zufolge besteht auch heute die enge Ver¬ 
bindung zwischen Paramilitärs, etablier¬ 
ter Politik, Großgrundbesitzern und den 
Nutznießern der politischen und gesell¬ 
schaftlichen Gewalt in Kolumbien fort. 
Die Repressionsstrategie des Staatsap¬ 
parats habe sich nicht verändert. Er set¬ 
ze sogar zunehmend Waffengewalt ein, 
um die Interessen der herrschenden 
Elite durchzusetzen, und gehe weiter 
mit Militär- und Justizterror gegen die 
Schwächsten der Gesellschaft vor. 


Um den Friedensprozess zu sichern 
und der kolumbianischen Gesellschaft 
den demokratischen Wandel zu ermög¬ 
lichen, nennt der Bericht einige erfor¬ 
derliche Maßnahmen. Formal ist die 
Finanzierung paramilitärischer Grup¬ 
pen bereits als Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit eingestuft, wie unlängst 
die Generalstaatsanwaltschaft des Lan¬ 
des bekräftigte. Nun müssen Behörden, 
Militär, Entscheidungsorgane und Ge¬ 
setzgebung von Elementen gereinigt 
werden, die den Paramilitarismus un¬ 
terstützen. Die Geheimdienstarchive 
müssen geöffnet werden, benennt der 
Bericht als Notwendigkeit. Es müsse 
ein politischer Konsens und gemein¬ 
sames Vorgehen der kolumbianischen 
Gesellschaft, der Wirtschaftsorganisa¬ 
tionen, Parteien, Intellektuellen, der 
gesellschaftlichen und Basisbewegun¬ 
gen wie des Militärs geben, damit die 
schweren Menschenrechtsverletzungen 
sich nicht wiederholten. 

Mit dem Friedensabkommen wur¬ 
de die Gründung einer Garantie- und 
Sicherheitskommission vereinbart. Ihr 
Ziel ist die Unterbindung jeglicher Or¬ 
ganisationen und Praktiken, welche die 
Umsetzung des Abkommens und den 
Frieden bedrohen. Dies schließt aus¬ 
drücklich kriminelle Organisationen - 
die als Nachfolgeorganisation der Pa¬ 
ramilitärs benannt werden - und ihre 
Netzwerke ein. Die Gründung der 
Kommission erfolgte per Dekret erst 
im Februar. Der Bericht bemängelt, 
dass sie noch nicht arbeite und im Ge¬ 
genteil Verbrechen und systematische 
Verfolgung gegen gesellschaftliche 
Organisationen exponentiell zuneh¬ 
me. Schließlich führt er die weitere in¬ 
ternationale Begleitung des Friedens¬ 
prozesses als wichtigen Bestandteil an, 
um die Umsetzung zu sichern. Dabei 
wird nicht nur die fundamentale Rol¬ 
le der UNO betont, sondern auch die 
der ausländischen solidarischen Orga¬ 
nisationen. 

CS 


Verlorene Opposition 

Syrien-Verhandlungen in Genf 


Im April 2016 endeten die bisher letz¬ 
ten Verhandlungen zwischen der syri¬ 
schen Regierung und der Opposition 
in Genf - ergebnislos. Am 23. Februar 
begann in Genf eine neue Runde und 
als der Sondergesandte der UN, de Mis- 
tura, das Treffen eröffnete, saßen Re¬ 
gierung und Opposition zum ersten 
Mal seit Jahren wieder in einem Raum. 
Ebenfalls zum ersten Mal war nicht 
nur die sogenannte Riad-Opposition 
im Raum, daneben saßen die Vertreter 
anderer Oppositionsgruppen wie z.B. 
die „Moskauer Opposition“ um Qua- 
dri Jamil. 

Nicht nur zwischen Regierung und 
Opposition gibt es bisher keine Eini¬ 
gung in substantiellen Fragen, die Op¬ 
position selbst ist weit davon entfernt, 
eine einheitliche Verhandlungsdelegati¬ 
on zu bilden. Nach wie vor beharrt das 
in Riad ansässige „Hohe Verhandlungs¬ 
komitee“ (HNC) darauf, die Verhand¬ 
lungsdelegation zu bestimmen. Vertre¬ 
ter anderer Gruppen dürften sich nur 
als Teil dieser Delegation an den Ver¬ 
handlungen beteiligen. Die Vertreter 
der „Moskauer“ und „Kairoer“ Oppo¬ 
sition lehnen das ab. Nach den Entwick¬ 
lungen der letzten Monate, der Befrei¬ 
ung Aleppos durch die syrische Armee 
und ihre Verbündeten und nach den Er¬ 
gebnissen der Verhandlungen in Astana 
sind das nur noch theatralische Auftrit¬ 
te von Seiten des HNC. 

Drei Viertel der syrischen Bevölke¬ 
rung leben in Gebieten, in denen die 
Regierung im Rahmen des Möglichen 
Stabilität garantiert. Und trotz einzel¬ 
ner Rückschläge ist die Position der 
syrischen Regierung heute stärker als 
in der Vergangenheit. Die Herrschaft 
ultrakonservativer Dschihadisten und 
Terroristen in Damaskus? Ein Regime- 
Change ist weder militärisch noch poli¬ 
tisch durchsetzbar. 

Pünktlich zum Beginn der Verhand¬ 
lungen erschütterten Bombenanschläge 
Horns und forderten unzählige Todes¬ 
opfer. Die syrische Regierung verlangt 


nach wie vor eine einheitliche Ver¬ 
handlungsdelegation der Opposition - 
die den Terrorismus ablehnt und auch 
den Anschlag von Horns verurteilt. Der 
Leiter der Verhandlungsdelegation der 
Regierung, al-Jaafari, erklärte dazu, die 
Anschläge würden eine klare Botschaft 
der Hintermänner der Terroristen schi¬ 
cken. Sie wollen, dass die Verhandlun¬ 
gen scheitern. 

In Astana war ein Waffenstillstand 
vereinbart worden, der nach wie vor 
weitgehend hält. Trotz des generellen 
Waffenstillstands gehen die Kämpfe je¬ 
doch in bestimmten Gebieten weiter - 
weil der Waffenstillstand nicht gegen¬ 
über al-Nusra und IS gilt. 

Es gibt weiterhin keine eindeutige 
Abgrenzung zwischen den bewaffne¬ 
ten Gruppen, die in Genf verhandeln 
und IS bzw. al-Nusra. Dies macht die 
Gespräche in Genf nicht einfacher. Der 
Unterschied zu früheren Gesprächs¬ 
runden ist jedoch: Die bewaffnete Op¬ 
position steht auf verlorenem Posten, 
solange die türkische Regierung die Er¬ 
gebnisse von Astana unterstützt. 

Selbst wenn die Opposition sich 
auf eine einheitliche Delegation einigt, 
werden (mindestens) monatelange Ver¬ 
handlungen erwartet. Mittlerweile wur¬ 
de ein Dokument des Sonderbeauftrag¬ 
ten der UN, Staffan de Mistura, geleakt. 
Darin hat er technische Maßnahmen 
zur Gestaltung der Verhandlungen be¬ 
schrieben - wie zum Beispiel die Verga¬ 
be von Rederechten und den zeitlichen 
Ablauf. Und er hat formuliert, welche 
drei „Pakete“ er für die ersten Verhand¬ 
lungsrunden vorschlägt: Wie kann eine 
nicht sektiererische Regierung gestal¬ 
tet sein, wie ist der Zeitplan bis zur 
Abstimmung einer neuen Verfassung 
und wie können faire und transparente 
Wahlen erreicht werden. Eine wichti¬ 
ge Aufgabe sieht de Mistura weiterhin 
darin, eine einheitliche Verhandlungs¬ 
delegation der Opposition zu erreichen. 

Manfred Ziegler 

(Kommentar auf Seite 9) 
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Wo der Gegner steht 

Konkreter Austausch über Widerstand - Vier-Parteien-Konferenz in Münster 



Genossen der niederländischen NCPN,der belgischen PTB, der luxemburgischen 
KP und der DKP auf der Demonstration vor der 4-Parteien-Konferenz in Gronin¬ 
gen 2015. 


UZ: Am 1. und 2. April findet in Müns¬ 
ter die 4-Parteien-Konferenz statt. The¬ 
ma ist die Rolle des imperialistischen 
Deutschlands in der imperialistischen 
EU. Das klingt sehr allgemein. Was ist 
das Ziel eines Austauschs mit den belgi¬ 
schen, niederländischen und Genossen 
aus Luxemburg zu Deutschlands Vor¬ 
machtstellung in der EU? 

Günter Pohl: Es mag ja auf den ersten 
Blick befremden, aber es hat seine Lo¬ 
gik. Die Thematik ergab sich aus den 
nicht widerspruchsfreien und lebhaf¬ 
ten Debatten bei der 11. Konferenz vor 
einem Jahr in Lüttich. Damals zeigten 
sich Unterschiede in der Bewertung, 
wer die EU dominiert. Die Neue KP 
der Niederlande (NCPN) sieht da die 
USA, während die DKP und die KP 
Luxemburgs die Rolle Deutschlands als 
entscheidend bewerten. Die Partei der 
Arbeit Belgiens (PTB/PVDA) analy¬ 
siert mehr eine „europäische Bourgeoi¬ 
sie“ als dass es nationale Bourgeoisien 
wären, die mit eigenen Zielen agierten. 

Alle waren sich am Ende einig, 
dass wir uns bei der folgenden Konfe¬ 
renz für ein Wochenende noch tiefer 
in diese Thematik einarbeiten sollten, 
denn es ist selbstredend von grundle¬ 
gender Bedeutung für die Strategie, 
wenn man weiß, wo der Gegner zu fin¬ 
den ist - und für die Taktik, wenn man 
weiß auf welche temporären Partner 
man bei Zwischenzielen gegebenen¬ 
falls setzen könnte. Diese Diskussion 
wiederum geht besser, wenn man sich 
an einer Prämisse abarbeitet, die für 
eine schlüssigere Variante tatsächlich 
auch verworfen werden kann. Deshalb 
die Ausgangsüberlegung, dass Deutsch¬ 
land die führende Rolle hat. Wir haben 
guten Grund zur Annahme, da richtig 
zu liegen, nehmen andere Auffassun¬ 
gen jedoch ernst - sonst bräuchte man 
ja nicht zu reden! 

UZ: Warum ist die 4-Parteien-Konferenz 
nicht als offene Besucherkonferenz kon¬ 
zipiert? 

Günter Pohl: Das hat einerseits mit Or¬ 
ganisationsmöglichkeiten zu tun, denn 
mit je zehn Delegierten sowie den Be¬ 
obachtern von der Partei der Arbeit der 


Schweiz, die zum dritten Mal dabei ist, 
ist die Saalkapazität erreicht. Eine öf¬ 
fentliche Konferenz müsste anderer¬ 
seits von allen vier Parteien gewollt 
werden. Deshalb bleiben wir einstwei¬ 
len beim bewährten Modus. Grund¬ 
sätzlich hätten wir als DKP aber keine 
Bedenken, wenn die Debatten der Vier- 
Parteien-Konferenz öffentlich stattfin¬ 
den würden. 

UZ: Wäre ein Austausch der deutsch¬ 
sprachigen Parteien nicht naheliegen¬ 
der? Wie kam es zu der Idee der 4-Par- 
teien-Konferenz, und was verbindet uns 
mit den teilnehmenden Parteien? 

Günter Pohl: Die Konferenz gibt es seit 
2006 und ihre Themen haben nicht mit 
der Sprache zu tun, sondern mit dem 
konkreten politischen Austausch und 
den Erfahrungen im Widerstand gegen 
die herrschende Politik, vor allem nach 
Maastricht. Die engen Beziehungen zu 
den KPen der Niederlande und Luxem¬ 
burgs gaben den Ausschlag, in der ers¬ 


ten Phase vor allem zu Arbeitskämpfen 
und gewerkschaftlichen Themen erfolg¬ 
reich zu arbeiten; zuletzt haben wir uns 
mehr mit der Europäischen Union als 
solcher beschäftigt. 

An den Treffen nahm von Beginn an 
die Partei der Arbeit Belgiens teil, zu 
der die DKP damals aber keine offizi¬ 
ellen Kontakte unterhielt. Nach ihrem 
8. Parteitag 2008 öffnete sich die PTB/ 
PVDA für gewerkschaftliche Positio¬ 
nen und näherte sich damit schnell den 
kommunistischen Positionen der an¬ 
deren drei Parteien. 2013 hat die DKP 
dann Beziehungen zur Partei der Arbeit 
Belgiens aufgenommen. 

Dass nun die PdA der Schweiz seit 
2015 als Beobachterin mit Rederecht 
teilnimmt, hat auch nicht mit der Spra¬ 
che zu tun; schließlich hat die KP Ir¬ 
lands ebenfalls schon einmal an einer 
Vier-Parteien-Konferenz teilgenom¬ 
men. Für die Schweizer Partei ist inter¬ 
essant, dass wir über die EU diskutieren 
und alle der Europäischen Linkspartei 
skeptisch bis ablehnend gegenüber ste¬ 


hen - mit beiden Themen befassen sich 
die Genossinnen und Genossen in der 
Schweiz in ihrem Parteileben ebenfalls. 
Wenn es sich aber ergibt, würden wir 
für eine weitere, regelmäßige Konfe¬ 
renz mit den KPen der Alpenstaaten 
offen sein. 

UZ: Vor der Konferenz wird es eine ge¬ 
meinsame Friedensdemonstration durch 
Münster geben unter dem Motto „Nein 
zur Speerspitze Ost - Frieden mit Russ¬ 
land!“. Wie schätzt du die Haltung der 
deutschen Regierung gegenüber Russ¬ 
land ein, die ja „mehr Verantwortung “ 
in der Welt übernehmen will? 

Günter Pohl: Es ist gut, dass wir - wie 
schon in Aachen 2014, als die vier Par¬ 
teien erstmals vor einer Konferenz zu¬ 
sammen demonstrierten - für den Frie¬ 
den aktiv werden. Die Demonstration 
startet nicht zufällig vor dem „Deutsch- 
Niederländischen Korps“, das eine 
wichtige Rolle bei den NATO-Planun- 
gen der dauernden Osterweiterung und 
Umzingelung der Russischen Föderati¬ 
on spielt. Daher wird es am Vorabend, 
dem 31. März, zusätzlich eine Veranstal¬ 
tung der örtlichen DKP mit Vertretern 
der NCPN geben. 

Was die verbale Konfrontation mit 
Russland angeht, so werden wir offen¬ 
kundig Stück für Stück an eine militä¬ 
rische Auseinandersetzung gewöhnt. 
Krieg wird ganz allgemein wieder nor¬ 
maler, und die deutsche Beteiligung 
daran ebenfalls. Interessanterweise 
geschieht das, indem die Medien vor 
Krieg warnen, nicht etwa indem sie 
dazu mobilisierten wie noch bei den 
ersten beiden Versuchen Deutschlands. 
Damit wird an den Bewusstseinsstand 
angeknüpft: die absolute Mehrzahl der 
Menschen in Deutschland will keinen 
Krieg. Aber die ständige Rede der „Ge¬ 
fahr durch Putin“ begünstigt die Auf¬ 
rüstungsbestrebungen; dies müssen wir 
verhindern! Möglich ist, dass es den 
konservativen Scharfmachern gelingt, 
dass der Wahlkampf von der Haltung zu 
Russland bestimmt wird, um verlorenen 
Boden gut zu machen. Das wäre dann 
auch ein Kampf zwischen zwei Linien 
im deutschen Monopolkapital. 

Die Fragen stellte Lars Mörking 


Legal, illegal, Israel 

Absage Israels an eine Zweistaatenlösung 


Israels Siedlungsbewegung ist in Feier¬ 
laune. Am 6. Februar hat das israelische 
Parlament mit 60 gegen 52 Stimmen ein 
sogenanntes Regulierungsgesetz verab¬ 
schiedet. Es soll den über Jahre betrie¬ 
benen völkerrechtswidrigen Landraub 
im Westjordanland legalisieren. Der 
„Gesetzesvorschlag zur Regelung der 
Besiedlung Judäas und Samarias“ er¬ 
klärt sogenannte wilde Außenposten 
mit tausenden Wohnungen, die auf pa¬ 
lästinensischem Privatland errichtet 
wurden, rückwirkend für rechtens. Das 
Gesetz soll die israelische Besiedlung 
der Westbank „ein für alle Mal regeln“, 
tönte Ministerpräsident Benjamin Ne¬ 
tanjahu, freilich ohne selbst die Hand 
zum Rechtsbruch zu heben und an der 
Abstimmung teilzunehmen. 

Der Knesset-Ukas zum Siedlungs¬ 
bau wird vor dem Internationalen Ge¬ 
richtshof keinen Bestand haben. Und 
auch vor israelischen Gerichten sind 
erste Klagen bereits eingereicht. Al¬ 
lein, es ist die politische Botschaft, die 
zählt und die die Stimmung in der weit 
nach rechts gerückten israelischen Be¬ 
völkerung auf den Punkt bringt. Rechts¬ 
nihilismus lohnt sich, solange er die Pa¬ 
lästinenser trifft. Seit den sogenannten 
Osloer Friedensverträgen Anfang der 
90er Jahre, vermittelt vom damaligen 
US-Präsidenten Bill Clinton, haben sich 
beide Seiten offiziell zur Zwei-Staaten- 
Lösung bekannt. Allein, mit jedem Jahr 
wurde die Schaffung eines palästinensi¬ 
schen Staates unwahrscheinlicher. Isra¬ 
els Siedlungsbewegung wurde radika¬ 


ler, größer und einflussreicher. Mehr als 
600 000 Siedler haben sich mittlerwei¬ 
le im palästinensischen Westjordanland 
und in Ostjerusalem niedergelassen. Sie 
haben sich eine Parallelwelt geschaffen, 
die Palästinenser hinter Mauern ver¬ 
bannt. Sie denken gar nicht daran, das 
besetzte Gebiet zu räumen oder sich als 
gleichberechtigte Bürger in einen pa¬ 
lästinensischen Staat zu integrieren. Im 
Gegenteil: Die meisten fordern die voll¬ 
ständige Entrechtung der angestamm¬ 
ten Bevölkerung und den kompletten 
Anschluss des Gebietes an Israel. 

Das „Regulierungsgesetz“ bringt die 
offene Verachtung Israels für die Ver¬ 
einten Nationen zum Ausdruck. Erst 
kurz vor Weihnachten 2016 hatte der 
Sicherheitsrat noch den israelischen 
Siedlungsbau deutlich verurteilt. Die 
Entschließung war politisch beachtlich, 
hatte die US-Regierung des scheiden¬ 
den Präsidenten Barack Obama doch 
kein Veto eingelegt und sich stattdessen 
der Stimme enthalten. Mit konkreten 
Konsequenzen war allerdings auch die¬ 
se Resolution nicht verbunden. 

De facto stellt das „Regulierungsge¬ 
setz“ eine endgültige Abkehr der von 
Israel offiziell verfolgten Zweistaaten¬ 
lösung dar, ohne zu erklären, was denn 
die Alternative ist bzw. welche Pers¬ 
pektive die Palästinenser haben sollen. 
Unverhohlen wird der weitere Ausbau 
der Siedlungen im Westjordanland als 
Staatsziel proklamiert. Israels Staats¬ 
präsident Reuven Rivlin ging deutlich 
auf Distanz zum Knesset-Beschluss: 


„Die israelische Regierung kann isra¬ 
elisches Gesetz nicht auf Gebiete aus¬ 
dehnen, die nicht unter ihrer Souveräni¬ 
tät stehen. Dies würde Israel wie einen 
Apartheidstaat aussehen lassen.“ Die 
israelische Friedensgruppe Peace Now 
warnte, mit dem Gesetz werde „Dieb¬ 
stahl zur offiziellen israelischen Politik“. 

Groß war die Aufregung, als der 
neue US-Präsident Donald Trump beim 
Treffen mit Benjamin „Bibi“ Netanjahu 
wenige Tage nach dem Knesset-Coup 
mit dem Mantra von der Zweistaaten¬ 
lösung aufräumte. Er könne sowohl mit 
einer Zweistaatenlösung als auch mit 
nur einem Staat leben. Er werde mit 
jener Lösung einverstanden sein, die 
„beide Verhandlungsparteien mögen“, 
so Trump. 

Im Vergleich zum israelischen 
Rechtsbruch schlugen jetzt die Wogen 
hoch. Die Zwei-Staaten-Lösung bleibe 
„der einzige Weg“, um die Bestrebungen 
von Israelis und Palästinensern zu erfül¬ 
len, erklärte der UN-Nahostbeauftragte 
Nikolai Mladenow. Und weiter: „Einige 
mögen an der Illusion festhalten, dass 
der Konflikt unbegrenzt ,gemanagt 4 
werden könnte und dass das Fehlen ei¬ 
ner klaren Strategie zur Förderung des 
Friedens schon eine Strategie an sich 
ist.“ Frankreichs US-Botschafter Fran¬ 
cois Delattre warnte, „wenn die Aus¬ 
sicht auf einen palästinensischen Staat 
verschwinden sollte, würde dies das Tor 
für mehr Extremismus und mehr Ter¬ 
rorismus öffnen“. Und der neue deut¬ 
sche Außenminsiter Sigmar Gabriel 


bekundete, die Bundesregierung halte 
die Zwei-Staaten-Lösung „für die ein¬ 
zig realistische Option“ und werde „al¬ 
les dafür tun, dass diese Option weiter 
verfolgt wird“. Auch die Arabische Liga 
blies ins Horn: Nur mit der Zweistaa¬ 
tenlösung sei ein „gerechter Frieden“ 
möglich, so Generalsekretär Ahmed 
Abul Gheit. 

Allein, die Kritik an der vermeint¬ 
lichen Kurswende der US-amerika¬ 
nischen Israel-Politik unter Trump ist 
wohlfeil, solange Israels Siedlungspo¬ 
litik als tatsächlicher und täglicher Völ¬ 
kerrechtsbruch nicht sanktioniert wird. 
Klar ist, mit jedem neuen Siedlungspos¬ 
ten schwindet die Aussicht auf einen 
lebensfähigen palästinensischen Staat, 
nicht mit Äußerungen aus dem Wei¬ 
ßen Haus, die mal mehr und mal we¬ 
niger Unterstützung für die israelische 
Rechtsregierung aufbringen. 

Der palästinensische Präsident 
nannte das Siedlungsgesetz eine „Ag¬ 
gression gegen unser Volk“. Die Hamas 
brachte Washingtons Nahost-Politik auf 
den Punkt: „Alle US-Regierungen, in¬ 
klusive Trump, sind stets voreingenom¬ 
men für die israelische Besatzung ge¬ 
wesen und haben sich nicht einen Tag 
ernsthaft dafür eingesetzt, den Paläs¬ 
tinensern ihre Rechte zu geben. Der 
amerikanische Rückzug von seinen 
schwachen Positionen und Standpunk¬ 
ten ist im Grunde die Darstellung der 
wachsenden Voreingenommenheit, be¬ 
sonders mit Trump.“ 

Rüdiger Göbel 


Erneute Kämpfe in 
der Ostukraine 

In der Ostukraine sind bei Kämp¬ 
fen zwei Regierungssoldaten getö¬ 
tet worden. Vier weitere seien ver¬ 
letzt, sagte Armeesprecher Andrej 
Lyssenko am Montag in Kiew. Bei 
den Gefechten bei der Industrie¬ 
stadt Awdejewka und den Dörfern 
Pawlopil und Wodjane unweit der 
Hafenstadt Mariupol sei schwere 
Artillerie zum Einsatz gekommen. 
Die ostukrainischen Regimegeg¬ 
ner warfen den Kiewer Truppen 
Angriffe mit schwerem Kriegsge¬ 
rät vor. 

Die Sprecher der Volksrepubli¬ 
ken Donezk und Lugansk, Alexan¬ 
der Sachartschenko und Igor Plot- 
nizki, forderten die ukrainischen 
Behörden auf, die Energieblockade 
des Donbass aufzuheben. Seit Ende 
Januar blockieren ukrainische Nati¬ 
onalisten vor allem Steinkohletrans¬ 
porte in die Ukraine. 

Keine Abstimmung 

Dänemarks Regierungschef Lars 
Lpkke Rasmussen und die Chefin 
der Sozialdemokraten, Mette Frede- 
riksen, sind gegen eine Volksabstim¬ 
mung über einen Austritt des Lan¬ 
des aus der EU. „Wir brauchen keine 
Abstimmung“, sagte Lpkke Rasmus¬ 
sen bei einer TV-Debatte der Partei¬ 
chefs, die am Montagabend im däni¬ 
schen Rundfunk ausgestrahlt wurde. 
Mit ihm werde es kein Referendum 
geben. „Es ist ganz klar, dass es eine 
sehr, sehr breite Mehrheit in Christi¬ 
ansborg (dem dänischen Parlament) 
gibt, die sich wünscht, dass Däne¬ 
mark in der EU bleibt.“ 

Proteste in Rumänien 

Einige Tausend Rumänen haben am 
Sonntagabend erneut den Rücktritt 
der Regierung gefordert. In der 
Hauptstadt Bukarest bildeten etwa 
3 000 Demonstranten vor dem Re¬ 
gierungssitz mit angeleuchteten Pa¬ 
pierbögen und Stoffbahnen eine 
riesige EU-Fahne. Mehrere hundert 
Menschen demonstrierten in den 
siebenbürgischen Städten Brasov 
und Sibiu sowie im westrumänischen 
Timisoara. 

Regierungsbildung 

Die seit Jahren von einer schweren 
Krise gebeutelte frühere Jugoslawi¬ 
sche Republik Mazedonien könnte 
eine neue Regierung erhalten. Er 
habe die schriftliche Unterstützung 
von 67 Abgeordneten im Parlament 
mit 120 Sitzen zusammen, sagte der 
Vorsitzende der oppositionellen 
Sozialdemokraten (SDSM), Zoran 
Zaev, am Montag in Skopje. Staats¬ 
präsident Djordje Ivanov müsse ihn 
jetzt mit der Regierungsbildung be¬ 
auftragen, verlangte er. 

Auf der anderen Seite rief der 
langjährige Regierungschef Nikola 
Gruevski die Bevölkerung auf, den 
Regierungswechsel zu verhindern. 
Die Allianz der Sozialdemokraten 
mit drei albanischen Parteien werde 
„zu einer schädlichen Umwandlung 
des Staates“ führen. 

Flucht in den Sudan 

Angesichts anhaltender Kämpfe und 
einer schweren Hungerkrise sind 
seit Jahresbeginn schon mehr als 
31000 Menschen vom Südsudan in 
den Sudan geflohen. In Januar seien 
es rund 11000 Flüchtlinge gewesen, 
im Februar bereits über 20 000, er¬ 
klärte das UNO-Flüchtlingskommis- 
sariat UNHCR. Die Organisation 
hatte dort zuletzt mit bis zu 60 000 
Flüchtlingen für das ganze Jahr ge¬ 
rechnet. Seit Mitte Februar herrscht 
in Teilen des Südsudan offiziell eine 
Hungersnot, nach UNO-Angaben 
sind etwa 100 000 Menschen unmit¬ 
telbar vom Hungertod bedroht, rund 
fünf Millionen Menschen benötigen 
N ahrungsmittelhilf e. 

Der Südsudan hatte sich nach ei¬ 
nem Bürgerkrieg erst 2011 vom Su¬ 
dan abgespalten, nachdem sich bei 
einem von den USA und der EU 
durchgeführten Referendum eine 
Mehrheit der Bürger für eine Un¬ 
abhängigkeit des ölreichen Südens 
ausgesprochen hatte. 
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Mittagspause. Erschöpft schlafen mehrere Frauen sofort ein. 


Demonstration der Gewerkschaft National 
Garment Workers Federation (NGWF) in Dhaka. 


Hungerlöhne in Bangladesch 

Arbeiterinnen kämpfen für menschenwürdige Arbeitsbedingungen 


Außenansicht einer Nähfabrik in Dhaka, Bangladesch. 


S 


eit Dezember 2016 sind in Bang- 
I ladesch zahlreiche Gewerkschaf¬ 
ter, Arbeiterinnen und Arbeiter 
verhaftet und Gewerkschaftsbüros 
geschlossen worden, weil sie sich an 
einem friedlichen Streik für eine Ver¬ 
dreifachung der Löhne beteiligt haben. 
Außerdem wurde gegen Hunderte Ar¬ 
beiterinnen und Arbeiter Anzeige ge¬ 
gen Unbekannt erstattet und über 1500 
aus Fabriken entlassen, die Kleidung 
für H&M, Inditex (Zara/Bershka), VF 
(North Face) und Gap produzieren. 

Knapp vier Jahre ist es nun her, dass 
beim Gebäudeeinsturz des Rana-Pla- 
za-Komplexes in Sabhar etwa 25 km 
nordwestlich der Hauptstadt Dhaka in 
Bangladesch über 1100 Menschen ge¬ 
tötet und mehr als 1000 Menschen zum 
Teil schwer verletzt wurden. Wir alle 
können uns an die schrecklichen Bilder 
erinnern: An verzweifelte Mütter, die vor 
dem eingestürzten Gebäude nach ihren 
verschütteten Töchtern riefen. An Men¬ 
schen, die mit bloßen Händen in den 
Trümmern nach Angehörigen suchten. 

Damals war die Welt schockiert. Die 
menschenunwürdigen Arbeitsbedingun¬ 
gen in der weltweiten Bekleidungsindus¬ 
trie waren auf einmal Thema in den Me¬ 
dien. Vor allem Frauen arbeiten in den 
Nähfabriken in Asien und Osteuropa. 
„Die Gebäudesicherheit ist nach wie vor 
ein großes Problem. Ein Unglück wie bei 
Rana Plaza kann jeden Tag wieder pas¬ 
sieren“, so die Koordinatorin der Kam¬ 
pagne für saubere Kleidung (Clean Clo- 
thes Campaign CCC). Doch es ist nicht 
nur die fehlende Gebäudesicherheit, die 


zu Massenprotesten die Arbeiterinnen 
in Bangladesch führt. Es sind vor allem 
die Hungerlöhne, die die Menschen auf 
die Straße treiben. Doch wer in Bangla¬ 
desch protestiert lebt gefährlich. 

Heute hat Bangladeschs Textilindus¬ 
trie mit die niedrigsten Löhne in der Re¬ 
gion, die trotz Inflation schon seit drei 
Jahren nicht erhöht wurden. Bangla¬ 
desch profitiert vom „Everything But 
Arms“-Handelsabkommen der EU, das 
Teil des internationalen Zollpräferenz- 
Systems (GSP) ist und 49 am wenigsten 
entwickelten Ländern, darunter auch 
Bangladesch, zollfreien Zugang zum eu¬ 
ropäischen Markt für alle Güter außer 
Waffen und Munition garantiert. Darf 
aber diese Zollvergünstigung bei der 
massiven Verletzung von elementaren 
Rechten wie den Kernarbeitsnormen 
der Internationalen Arbeitsorganisati¬ 
on (ILO) gewährt werden? 

Da Bangladesch interessiert ist, dem¬ 
nächst vom GSP+ zu profitieren, das ex¬ 
plizit die Gewährung von Zollfreiheit 
an die Einhaltung von Sozialstandards 
knüpft, hält die CCC es für geboten, dass 
die EU eine Überprüfung einleitet, ob 
Bangladesch die Menschenrechte ein¬ 
hält und die Handelserleichterungen 
aufkündigt, wenn weiterhin die Arbeits¬ 
rechte verletzt werden. 

Daher ruft die Kampagne für Sau¬ 
bere Kleidung die Generaldirektion 
Handel der Europäischen Kommission 
dazu auf, ihre Verantwortung wahrzu¬ 
nehmen, den Menschenrechtsschutz in 
außenwirtschaftlichen Beziehungen zu 
stärken. Die Regierung von Bangladesch 


wurde mehrfach zur Achtung der Men¬ 
schenrechte aufgerufen und hat diese 
Forderungen bisher ignoriert. 

Die CCC fordert die sofortige In¬ 
tervention des Europäischen Auswär¬ 
tigen Dienstes (EEAS), um die Freilas¬ 
sung aller Inhaftierten zu gewährleisten, 
die Strafanzeigen einzustellen und das 
Recht auf Kollektivverhandlungen zu 
garantieren. 

Die CCC ruft auch die Generaldi¬ 
rektion für internationale Zusammen¬ 
arbeit und Entwicklung der EU (DEV- 
CO) sowie die Bundesregierung dazu 
auf, alle Fördergelder an den Verband 
der Bekleidungsexporteure Bangla¬ 
deschs (BGMEA) einzufrieren, bis sich 
die Situation verbessert hat und Ge¬ 
werkschaften ungestört arbeiten dürfen. 

Laura Ceresna-Chaturvedi von der 
Kampagne für Saubere Kleidung sagt: 
„Das sind die schlimmsten Verhältnisse 
in der Bekleidungsindustrie in Bangla¬ 
desch seit dem Einsturz der Rana-Plaza- 
Fabrik 2013 und könnte der Regierung 
sogar ihren Hauptexportmarkt kosten. 
Es ist unmöglich von einer sicheren und 
nachhaltigen Textilindustrie zu spre¬ 
chen, wenn sogar friedliche Proteste mit 
solcher Gewalt niedergeschlagen wer¬ 
den. Textilarbeiterinnen in Bangladesch 
haben ein Recht sich in Gewerkschaf¬ 
ten zusammenzuschließen und müssen 
einen existenzsichernden Lohn für ihre 
Arbeit erhalten.“ 

Christiane Schnura 

Petition unter https://actionnetwork.org/ 
petitions/brands-respect-basic-rights 
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Wem Richter zum Internationalen Frauentag und den Kampf der Klinikbeschäftigten 

Am 8. März für mehr Personal 


D ie Seifenoper geht weiter. SPD- 
Kanzlerkandidat Martin Schulz 
hat noch eine Gerechtigkeitslü¬ 
cke entdeckt: Gleichberechtigung für 
Frauen und Männer in West und Ost. 
Es muss nicht verwundern, wenn sei¬ 
ne Agenda-2010-Partei zum Interna¬ 
tionalen Frauentag mit roten Nelken 
aufwartet. Ein Bundestagswahlkampf 
voller Lügen und Versprechen der Ka¬ 
puttsparer kündigt sich an. 

Heute bekommen Frauen im 
Schnitt 21 Prozent weniger Lohn als 
ihre Kollegen, werden massenhaft in 
Minijobs und unfreiwillige Teilzeit ge¬ 
zwungen und bereits bei der Berufs¬ 
wahl in schlechter bezahlte Berufe 
gedrängt. Kinder und Küche sind ne¬ 
benbei zu machen. Das Ergebnis sind 
Renten, die nicht zum Leben reichen. 
Der ungeheure Druck, der auf vie¬ 
len Frauen lastet, die Angst vor dem 
Arbeitsplatzverlust, das Aufreiben 
im Zweitjob oder das Abwehren von 
Sanktionen des Jobcenters bis hin zum 
Kampf, die Familie satt zu kriegen - 


das sind die Bedingungen, die Wider¬ 
stand verhindern sollen. 

Das gelingt immer weniger. 2015 wa¬ 
ren es die Erzieherinnen, die mit ihren 
Streiks die Tagesabläufe vieler durchein¬ 
anderbrachten und deutlich machten: 
Wir sind mehr wert! 2016 haben sich 
die überwiegend weiblichen Beschäf¬ 
tigten der Berliner Charite organisiert, 
um gegen ihre miesen Arbeitsbedingun¬ 
gen für mehr Personal im Krankenhaus 
zu ringen. Sie haben einen Tarifvertrag 
mit einem besseren Personalschlüssel er¬ 
streikt, und gezeigt: Kämpfen lohnt sich! 

Das war das Vorbild für die ver.di- 
Kampagne für eine gesetzliche Perso¬ 
nalbemessung an Kliniken, die nun im 
Saarland ihren Anfang genommen hat. 


Delegierte von knapp 4000 Kollegin¬ 
nen und Kollegen stellten im Januar 
fest: „Wer ernst genommen werden will, 
muss das Mittel des Streiks einsetzen.“ 

Vor der Wahl eines neuen Landtags 
am 26. März versprechen die Wahl¬ 
kämpfer, im Saarland eine Mindestaus¬ 
stattung für Pflegekräfte und Ärzte 2018 
in den Krankenhausplan aufzunehmen. 
Die Streikenden erklärten dazu: „Unse¬ 
re Skepsis ist groß, dass nach der Wahl 
nicht umgesetzt wird, was vor der Wahl 
versprochen wurde.“ Sie mobilisieren für 
den 8. März, den Internationalen Frau¬ 
entag, zu einer Demonstration in Saar¬ 
brücken, um den Druck zu erhöhen. 

In drei „Prüfsteinen für die Pflege“ 
(siehe UZ vom 24. Februar) fordern sie, 


dass an diesem Tag „lediglich mit einer 
Sonntagsbesetzung gearbeitet wird und 
den Beschäftigten so die Möglichkeit 
gegeben wird, für ihre Anliegen zu de¬ 
monstrieren. Ist das nicht der Fall, wird 
ver.di zum Streik rufen.“ Mit Blick auf 
eine neue Landesregierung erklären sie: 
Sollten bei den „Koalitionsverhandlun¬ 
gen keine Vorhaben zur Bekämpfung 
des Pflegenotstandes in den Kranken¬ 
häusern festgelegt werden, dann rufen 
wir im Mai erneut zu einem Streik auf.“ 
Die DKP im Saarland unterstützt 
die Demonstration am 8. März in Saar¬ 
brücken (8. März, 11 Uhr, Bürgerhaus 
Burbach). Der Kampf für mehr Perso¬ 
nal und bessere Arbeitsbedingungen an 
Kliniken geht alle an: Klinikbeschäftigte, 


ihre Familien, Patienten und ihre Ange¬ 
hörigen sind von den dramatischen Zu¬ 
ständen im Gesundheitswesen betroffen. 
Sie wissen: Mehr Personal ist besser für 
uns alle! 

Die DKP kandidiert zur Bundes¬ 
tagswahl am 24. September. Sie wird 
keine Versprechen machen, sondern 
den Wahlkampf nutzen, um genau sol¬ 
che Kämpfe zu unterstützen. Sie wird 
helfen, die Forderungen der Kollegin¬ 
nen und Kollegen zu verbreiten und 
auf die Straße zu tragen und versu¬ 
chen, mehr und mehr Menschen für 
diese Kämpfe zu gewinnen. Nötig sind 
politische Bündnisse und Soli-Komitees 
zur Unterstützung der Krankenhausbe¬ 
schäftigten. 

Die DKP wird dabei die Forderun¬ 
gen ihres Sofortprogramms nach Ar¬ 
beitszeitverkürzung bei vollem Lohn- 
und Personalausgleich und Stopp der 
Milliarden-Ausgaben für den Rüstungs¬ 
wahnsinn einbringen. Das sind Schlüs¬ 
sel für 162 000 neue Stellen in den Kli¬ 
niken. 



Ein Aushängeschild für die Emanzipation 
der Frau: Niloofar Rahmani ist die erste 
Frau, die die afghanische Luftwaffe nach der 
Taliban-Herrschaft zur Pilotin ausgebildet 
hat. Das war möglich, weil NATO-Flugzeuge 
tonnenweise Frauenrechte über afgha¬ 
nischen Dörfern abgeworfen haben. Die 
Bundeswehr, geht die Regierungslegende, 
habe am Hindukusch für deutsche Sicher¬ 
heit und weltweite Gleichberechtigung 
gekämpft. Nun finden deutsche Politiker, 
dass Afghanistan sicher genug sei, um Flug¬ 
zeuge zu chartern, die Flüchtlinge zurück in 
ihre zerstörte Heimat bringen. 

Niloofar Rahmani ging 2015 zur Ausbildung 
in die USA, First Lady Michelle Obama ver¬ 
lieh ihr den „Women of Courage Award“. 
Ende Dezember 2016 sollte sie zurück nach 
Afghanistan, Rahmani beantragte Asyl in 
den USA-Taliban und konservative Ver¬ 
wandte drohen ihr mit Mord, weil es sich 
für eine Frau nicht gehöre, Flugzeuge zu 
steuern. Die afghanischen Behörden werfen 
ihr vor zu lügen. So sicher ist Afghanistan, 
so frei hat der NATO-Krieg die afghanischen 
Frauen gemacht. 


Träumen im Wald 


Kolumne von Georg Fülberth 


Manfred Ziegler zu den Syrien-Verhandlungen in Genf 

Der Krieg ist vorbei 


Die Linkspartei ist glücklich über Mar¬ 
tin Schulz. Er hat bisher offen gelassen, 
mit wem er im Fall eines Wahlsiegs koa¬ 
lieren will. Daraus schließt sie, er könne 
auch mit Rot-Rot-Grün leben. 

Mit seinen inhaltlichen Aussagen 
macht er ihr ebenfalls Freude. Auf ei¬ 
ner „Arbeitnehmerkonferenz“ in Biele¬ 
feld griff er den so genannten Neolibe- 
ralismus (=Marktradikalismus) scharf 
an. Bei der Agenda 2010 seien Fehler 
gemacht worden, da müsse man jetzt 
nachbessern. Für einen Teil derer, die 
ihren Job verloren, verspricht er Verlän¬ 
gerung der Bezugsdauer von Arbeits¬ 
losengeld I, die Zahl der befristeten 
BeschäftigungsVerhältnisse sei zu ver¬ 
ringern, das Rentenniveau auf einem 
höheren Niveau zu stabilisieren. 

Katja Kipping, Bernd Riexinger, 
Dietmar Bartsch und Sahra Wagen¬ 
knecht sehen sich bestätigt: Links wirke. 
Schulz habe ihre Positionen übernom¬ 
men. Deshalb sei jetzt erst recht „Die 
Linke“ zu wählen, damit die SPD nicht 
am Ende sich doch wieder in eine Gro¬ 
ße Koalition flüchte und die Verspre¬ 
chen ihres Kandidaten begrabe. 

Martin Schulz hat einst Schröders 
Agenda 2010 unterstützt und will ihre 
Grundstruktur auch jetzt nicht auf¬ 
geben. Er findet aber, es sei Zeit, ihre 
Früchte zu ernten. 

Deutschland ist wieder einmal Ex¬ 
portweltmeister geworden. Länder der 
südlichen - europäischen und außer¬ 
europäischen - Peripherie gehören zu 
den Verlierern. Ihre Industrien werden 
niederkonkurriert oder entstehen gar 
nicht erst. Zu den Wettbewerbsvor¬ 
teilen Deutschlands gehören geringe 
Lohnstückkosten (gemessen an der 


Produktivität) und niedrige Steuer- und 
Abgabelasten. 

Sigmar Gabriel, Andrea Nahles, 
Frank-Walter Steinmeier erklären, zu 
diesem Erfolg habe die Agenda 2010 
beigetragen. 

Martin Schulz widerspricht ihnen 
nicht, findet aber, nun müssten auch 
die so genannten Abgehängten et¬ 
was davon abbekommen: Arbeitslo¬ 
se, Niedriglöhner, prekär Beschäftig¬ 
te, Armutsrentner (innen). Das Plus, 



das Deutschland durch seine Vorteile 
im internationalen Konkurrenzkampf 
erzielt, soll ihnen also ebenfalls zugu¬ 
tekommen. Die Agenda 2010 habe sie 
kürzer gehalten, als es nötig gewesen 
war. Das meint er mit den Fehlern, die 
jetzt behoben werden könnten. 

Ob „Die Linke“ sich eingeladen 
sieht, politisch an den Ergebnissen ei¬ 
ner Politik, die einst - als die SPD auf 
dem Schröder-Trip war - ihren Aufstieg 
begünstigte, teilzuhaben? 

Dass sie überhaupt wird mitmachen 
dürfen, ist nicht sicher. Diejenigen, die 
jetzt der SPD beitreten und deren Um¬ 
fragewerte beflügeln, setzen offenbar 


ausschließlich auf sie. In dem Maße, in 
dem die Sozialdemokraten gerade zu¬ 
legen, verlieren die Grünen und „Die 
Linke“. Letztere ist zwischendurch auch 
schon einmal auf sieben Prozent abge¬ 
sunken. 

Im Wahlkampf 2002 setzte die 
PDS auf zwei Kernkompetenzen: Ost¬ 
deutschland und Frieden. Das erste 
Thema ging ihr mit der großen Flut 
von Elbe und Mulde verloren: Die 
rot-grüne Regierung ließ rasch Geld 
fließen und nutzte so den Vorteil der 
Exekutive in einer Notstandssituati¬ 
on. Und als Schröder Bushs Irak-Po¬ 
litik contra gab, hatte die PDS für ein 
paar entscheidende Wochen auch ihr 
friedenspolitisches Alleinstellungs¬ 
merkmal verloren. So könnte es der 
Linkspartei jetzt mit dem Thema So¬ 
ziale Gerechtigkeit ergehen. 

Um teilweise Verlängerung des 
ALG-I-Bezugs, ein bisschen Anhe¬ 
bung der Renten und Einschränkung 
befristeter Beschäftigung zu erreichen, 
braucht Schulz Rot-Rot-Grün nicht un¬ 
bedingt. Das ginge - wenngleich nach 
viel Hin und Her - auch mit einer Gro¬ 
ßen Koalition. Gabriel und Nahles ha¬ 
ben unter Merkel ja auch schon den ge¬ 
setzlichen Mindestlohn und die Rente 
mit 63 bei 45 Beitragsjahren erreicht. 
Rotgrün war 1998-2005 nicht auf die¬ 
se Idee gekommen. Und Rot-Rot-Grün 
sähe sich bei ähnlichen Versuchen weit 
größeren Widerständen aus der bürger¬ 
lichen Opposition und deren Unterneh¬ 
mer-Hinterland ausgesetzt als im Deal 
innerhalb einer Großen Koalition. 

Vielleicht pfeift „Die Linke“ schon 
im Wald, während sie noch zu träumen 
meint. 


„Der Krieg ist vorbei, wir müssen zum 
politischen Kampf zurückkehren“. Das 
erklärte der langjährige syrische Oppo¬ 
sitionelle Louay Hussein in einem In¬ 
terview zu den Verhandlungen in Genf. 
Louay Hussein war in Syrien mehrmals 
in Haft und lebt im Exil in Spanien. Das 
Ergebnis der Schlacht um Aleppo und 
der Verhandlungen von Astana haben, 
wie er meint, die Niederlage der Dschi- 
hadisten besiegelt. 

Der militärische Erfolg in Aleppo, 
die Verhandlungsbereitschaft der Tür¬ 
kei, der Waffenstillstand und die Wieder¬ 
aufnahme der Gespräche in Genf sind 
vom allem anderen Ergebnis der Politik 
der Russischen Föderation. 

Die russische Außenpolitik be¬ 
schränkte sich niemals darauf, „Assad“ 
zu stützen, um womöglich den Marine¬ 
stützpunkt in Tartus zu erhalten. Von 
Anfang an ging es darum, Gespräche 
zwischen syrischer Opposition und Re¬ 
gierung in die Wege zu leiten. Heute ist 
das russische Militär in Syrien aktiv in 
der Unterstützung lokaler Versöhnungs¬ 
initiativen, in Zusammenarbeit mit dem 
syrischen Ministerium für Versöhnung - 
und leistet Unterstützung für die Zivil¬ 
bevölkerung in Aleppo und darüber hi¬ 
naus. 

Die rote Linie, die nicht überschrit¬ 
ten werden durfte, war der gewaltsame 
Regime-Change nach dem Muster Liby- 


Unter der Überschrift „Portugal zeigt: 
es geht auch anders!“ brachte der Präsi¬ 
dent der Europäischen Linken, Gregor 
Gysi, seine Freude über die vorzeitige 
Rückzahlung einer IWF-Kreditrate 
durch Portugal zum Ausdruck. 

Die Erklärung beginnt mit dem 
Satz „Die portugiesische Linksregie¬ 
rung aus Sozialdemokraten und zwei 
Linksparteien hat (...) erneut vorzeitig 
eine Rate von 1,7 Mrd. Euro Schulden 
an den Internationalen Währungsfonds 
(IWF) zurückgezahlt.“ Danach heißt es: 
„Die Ursache dieser erfolgreichen Po¬ 
litik liegt in einer Abkehr von der Kür¬ 
zungspolitik ä la Schäuble und Merkel.“ 

Herr Gysi sollte eigentlich wissen, 
dass es in Portugal keine „Linksregie¬ 
rung“ gibt, sondern eine Minderheits¬ 
regierung der Sozialistischen Partei. 
Die hatte sich im November 2015 vor 
allem auf Drängen der Kommunisten 
dazu überreden lassen, eine Regie¬ 
rung zu bilden, nachdem die bisherigen 
konservativen Regierungsparteien die 
Wahlen verloren hatten. 

Voraussetzung für die Bildung der 
Minderheitsregierung waren Vereinba¬ 
rungen, die von der PS mit drei (!) Par¬ 
teien, nämlich der Kommunistischen 


ens. Für die Regierung der Russischen 
Föderation war das nicht nur eine Fra¬ 
ge der Außenpolitik. Ein Staatszerfall im 
Nahen Osten hätte womöglich auch - im 
Nordkaukasus - die Stabilität der Russi¬ 
schen Föderation selbst gefährdet. 

Von Anfang an war der Krieg gegen 
Syrien ein Projekt des Regime-Change 
durch die USA. Mit der Befreiung Alep¬ 
pos und der Niederlage Clintons bei der 
Präsidentschaftswahl hat diese neokon¬ 
servative Politik einen Dämpfer erhal¬ 
ten. Ob es eine nachhaltige Politikände¬ 
rung der USA geben wird? Die geplante 
Verstärkung der US-Truppen in Syrien, 
die mögliche Errichtung „sicherer“ Ge¬ 
biete sprechen dagegen. Trotz aller Lip¬ 
penbekenntnisse zur Einheit Syriens 
erscheint eine Aufteilung unter dem 
Druck der USA und der Türkei nach 
wie vor nicht ausgeschlossen. 

Deshalb ist es im eigenen Interes¬ 
se der politischen Opposition, sich von 
den Dschihadisten zu distanzieren und 
zu einer Übereinkunft mit der syrischen 
Regierung zu kommen. Das Außenmi¬ 
nisterium der Russischen Föderation ist 
hierbei als Mediator tätig. 

Und Louay Hussein sagt im Inter¬ 
view: „Niemand wird die Regierung 
stürzen ... Sobald es einen Kompromiss 
und eine Regierungsbeteiligung der Op¬ 
position gibt, werde ich nach Damaskus 
zurückkehren.“ 


Partei Portugals (PCP), dem Links¬ 
block (BE) und der Ökologischen Par¬ 
tei „Die Grünen“ (PEV) unterzeichnet 
worden waren. Der Widerstand gegen 
die Austeritäts-Auflagen der EU, insbe¬ 
sondere die Erhöhung von Löhnen und 
Renten sowie die Rücknahme von Pri¬ 
vatisierungen öffentlichen Eigentums 
waren dabei ausdrückliche Forderun¬ 
gen der Kommunisten, die von der 
Fraktion der PCP auch im Parlament 
vertreten und durchgesetzt wurden. 

Es ist menschlich verständlich, dass 
Gysi die über weite Strecken positive 
Politik der portugiesischen Regierung 
gern als Erfolg seiner „Europäischen 
Linken“ verbuchen möchte. Es sollte 
sich aber auch bis zu ihm herumgespro¬ 
chen haben, dass drei der vier beteilig¬ 
ten Parteien nicht seinem EU-freund- 
lichen Bündnis angehören. 

Dass eine „Linksregierung“, wie sie 
dem Präsidenten der Europäischen 
Linken vorschwebt, nicht zu einem 
wirkungsvollen Widerstand gegen die 
Politik der EU in der Lage ist, zeigt 
sich mehr als deutlich bei der SYRI- 
ZA-Regierung in Griechenland unter 
Führung von Gysis Parteifreund Ale¬ 
xis Tsipras. 


Uli Brockmeyer zu Portugal und Europäischer Linkspartei 

Es geht anders, Herr Gysi! 
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Für Frieden und Brot 

Vor 100 Jahren wurde in Russland die zaristische Herrschaft beseitigt 


Z weieinhalb Kriegsjahre hatten ge¬ 
nügt, um die zaristische Herrschaft 
in Russland vollständig zu zerrüt¬ 
ten. Hunger und Elend herrschten im 
Russland der Romanows. Die Not der 
Volksmasse hatten sich während des 
imperialistischen Ersten Weltkrieges, 
der gerade Russland die größten Op¬ 
fer abverlangte, ungeheuer verschärft. 
Die Mehrheit der Menschen sehnte 
sich nach Frieden. Die Antikriegspro¬ 
paganda - vor allem die der Bolschewi- 
ki - fand auch unter den Soldaten an der 
Front und den Matrosen auf den Kriegs¬ 
schiffen immer mehr Zustimmung. 

Ein großer, mächtiger und 
allgewaltiger „Regisseur“ 

Dennoch war der Krieg nur das aus¬ 
lösende Moment, „ein großer, mäch¬ 
tiger und allgewaltiger , Regisseur’“ 
wie Lenin in seinem ersten Brief „aus 


Demonstration auf dem Newski-Prospekt. 

der Ferne“ schrieb ( LW, Bd. 23), „der 
imstande war, einerseits den Gang 
der Weltgeschichte ungeheuer zu be¬ 
schleunigen und anderseits weltum¬ 
fassende Krisen, wirtschaftliche, po¬ 
litische, nationale und internationale 
Krisen von ungeahnter Intensität her¬ 
vorzurufen“. 

Die Ereignisse des Jahres 1917 wur¬ 
zelten jedoch vor allem in den tiefgrei¬ 
fenden gesellschaftlichen Widersprü¬ 
chen, die in den Jahrzehnten zuvor in 
Russland herangereift waren. 

Im Jahre 1913 lebten auf dem Ter¬ 
ritorium des zaristischen Russlands 
etwa 160 Millionen Menschen. Die 
Mehrheit von ihnen waren arme Bau¬ 
ern. Das Land war zum großen Teil in 
der Hand von reichen Kulaken, von 
Großgrundbesitzern, vor allem aber 
der Zarenfamilie sowie der russisch¬ 
orthodoxen Kirche. Die Mehrheit der 
im Land lebenden ca. 200 Nationen, 
Völkerschaften und ethnischen Grup¬ 
pen hatten geringe Rechte, wurden un¬ 
terdrückt. Russland galt als „Völker¬ 
gefängnis“. 

Obgleich sich die kapitalistische 
Entwicklung bis zum Beginn des 
20. Jahrhunderts beschleunigt hat¬ 
te und Russland zu einem Land von 
mittlerem kapitalistischem Niveau 
geworden war, gab es im vorwiegend 
agrarischen Russland nur fünf indus¬ 
trielle Zentren. Unter der Herrschaft 
der reaktionären Gutsbesitzerklasse 
und des zaristischen Staatsapparates 
blieben zahlreiche halbfeudale Über¬ 
reste bestehen ( Rosenfeld/Schüttler ; 

S. 12). Zusammen mit der kapitalisti¬ 
schen Ausbeutung durch einheimische 
und vor allem ausländische Kapitalis¬ 
ten und der vorhandenen nationalen 
Unterdrückung verschärften sich die 
gesellschaftlichen Widersprüche. Die 
Zustände drängten zu einer grundle¬ 
genden Veränderung. 

Lenin schrieb in seinem ersten 
Brief „aus der Ferne“: „Die erste Re¬ 
volution (1905) hat den Boden tief 
aufgewühlt, hat jahrhundertealte Vor¬ 
urteile ausgerottet und Millionen Ar¬ 
beiter und Dutzende Millionen von 
Bauern zum politischen Leben und 
zum politischen Kampf erweckt, sie hat 
alle Klassen (und alle wichtigen Partei¬ 
en) der russischen Gesellschaft vorein¬ 
ander und vor der ganzen Welt in ihrer 


wahren Natur gezeigt, in dem wirkli¬ 
chen Wechselverhältnis ihrer Interes¬ 
sen, ihrer Kräfte, ihrer Aktionsmetho¬ 
den, ihrer nächsten und weiteren Ziele. 

Die erste Revolution und die dar¬ 
auffolgende Epoche der Konterrevo¬ 
lution (1907 bis 1914) hat das ganze 
Wesen der Zarenmonarchie bloßge¬ 
legt, hat sie an die „äußerste Grenze“ 
geführt, hat ihre ganze Fäulnis und 
Niedertracht enthüllt, den ganzen Zy¬ 
nismus und die ganze Verderbtheit 
der Zarenclique mit dem Ungeheuer 
Rasputin an der Spitze, alle Bestialitä¬ 
ten der Familie Romanow, dieser Po¬ 
grombanditen, die Russlands Boden 
mit dem Blut der Juden, Arbeiter und 
Revolutionäre tränkten, die sich als 
Gutsbesitzer die ,Ersten unter Glei¬ 
chen’ nennen, die Millionen Desjatinen 
Land besitzen und zu jeder Bestialität, 
zu jedem Verbrechen fähig sind, die be¬ 


reit sind, jede beliebige Anzahl Men¬ 
schen zugrunde zu richten und umzu¬ 
bringen, um ihr,heiliges Eigentum’ und 
das ihrer Klasse zu erhalten.“ ( Ebenda ) 

Der Aufstand 

Ende 1916 wurde deutlich, dass sich 
die ökonomischen, sozialen und poli¬ 
tischen Widersprüche im Land weiter 
zuspitzten. Es kam zu erneuten Streiks 
der Petrograder Arbeiter, zu Hunger¬ 
revolten, Demonstrationen, anläss¬ 
lich des 12. Jahrestages des Petersbur¬ 
ger Blutsonntags vom 9. Januar (nach 
heutigem Kalender 22. Januar) 1905 
zu Protestaktionen. Die Massen waren 
nicht mehr gewillt, die Herrschaft des 
Zaren, der in- und ausländischen Ka¬ 
pitalisten und der Großgrundbesitzer 
länger zu ertragen, 

Bereits Mitte Februar (nach dem 
alten Kalender) hieß es - angesichts 
der immer deutlicher werdenden Kri¬ 
se des Regimes - in einem Flugblatt 
der Bolschewiki: „Es ist Zeit für den 
offenen Kampf!“ 

Am 17. Februar 1917 (nach unse¬ 
rem, dem „gregorianischen Kalender“ 
am 1. März) begann in Petrograd ein 
Streik der Putilow-Arbeiter. In den 
Folgetagen wurden 30 000 ausgesperrt. 
Es gab Hungerrevolten. Am 23. Feb¬ 
ruar (7.3.1917) gab es in den Arbeiter¬ 
vierteln in den Bäckereien kein Brot 
mehr. Es kam vor allem auf der „Wy- 
borger Seite“ zu Protesten. Die Men¬ 
schen gingen auf die Straße - darunter 
viele Frauen. Auf der „Wyborger Seite“ 
gab es Kundgebungen und Demons¬ 
trationen. Arbeiter anderer Betriebe, 
Studenten und Beamte schlossen sich 
den Protesten an. 

Am Abend erreichten die Demons¬ 
trierenden den Newski-Prospekt. Am 
folgenden Tag streikten die Arbeiterin¬ 
nen in den Petrograder Textilfabriken. 
Im Laufe des 24. Februar (8. März) 
kam es in der Stadt zu größeren Zu¬ 
sammenstößen mit Polizeikräften. 
Unter den Schüssen von Soldaten des 
Wolhynischen Garderegiments starben 
60 Menschen. 

Einen Tag später, so berichtete die 
Zeitung „Russkoje Slowo“ am 2. (15.) 
März 1917, wurde deutlich, dass die 
Massenbewegung einen deutlich or¬ 
ganisierten Charakter annahm. Über 
305 000 Arbeiterinnen und Arbeiter 


streikten. Sozialdemokratische Orga¬ 
nisationen, der Metallarbeiterverband, 
die Druckereiarbeiter und andere Be¬ 
rufs- und Arbeiterorganisationen han¬ 
delten gemeinsam. „Am 25. Februar 
{also am 9. März - NH) gab es unter 
den Arbeitern die Wahl der Arbeiter¬ 
deputierten zum Sowjet.“ 

Noch versuchte die Gegenseite, 
die Situation unter Kontrolle zu brin¬ 
gen. An jenem 25. Februar richtete 
sich der Kommandierende des Pet¬ 
rograder Militärbezirks Generalleut¬ 
nant Chabalow an die Bevölkerung 
der Stadt: „... Ich verbiete jede An¬ 
sammlung in den Straßen. Ich mache 
die Bevölkerung Petrograds darauf 
aufmerksam, dass das Militär von mir 
angewiesen wurde, von der Waffe Ge¬ 
brauch zu machen und rücksichtslos al¬ 
les zu unternehmen, um in der Haupt¬ 
stadt die Ordnung herzustellen.“ Am 
Abend dieses Tages hieß es in einem 
Telegramm des Zaren Nikolaus II. an 
Chabalow: „Ich befehle, den Unruhen 
in der Hauptstadt... morgen ein Ende 
zu bereiten.“ Einen Tag später berich¬ 
tete der Vorsitzenden der Staatsduma, 
der Gutsbesitzers Rodsjanko, dem 
Zaren: „Lage ernst. In der Hauptstadt 
Anarchie. Regierung lahmgelegt. Le¬ 
bensmittel- und Brennstoffversorgung 
vollständig desorganisiert. Soziale Un¬ 
zufriedenheit wächst. Auf den Straßen 
Schießereien. Truppenteile beschießen 
einander. Jemand, der das Vertrauen 
des Landes genießt, muss unbedingt 
mit Bildung neuer Regierung betraut 
werden. Es darf nicht gezögert werden. 
Größte Gefahr im Verzug. Ich flehe zu 
Gott...“ 

Am Abend des 27. Februar 1917 
(11. März) war die Hauptstadt in der 
Hand des aufständigen Volkes. Zehn¬ 
tausende Soldaten waren zu die¬ 
sem Zeitpunkt bereits übergelaufen, 
schlossen sich den Protesten an. Insge¬ 
samt gingen allein in der Hauptstadt 
über 170 000 Soldaten auf die Seite 
des Volkes über. 

Am 28. Februar (12. März) schick¬ 
te der Zar vor der Abfahrt aus dem 
Hauptquartier nach Zarskoje Selo ein 
Telegramm an seine Frau: „Sind heu¬ 
te morgen um 5 Uhr abgefahren. In 
Gedanken immer bei Dir. Herrliches 
Wetter. Hoffe, Du fühlst Dich wohl 
und bist ruhig. Viele Truppen von der 
Front hingeschickt. Mit zärtlicher Lie¬ 
be Niki.“ 

Am gleichen Tag kam die Nach¬ 
richt, dass es auch in Moskau zu 
Streiks und Demonstrationen gekom¬ 
men war. 

Am 2. März (15.3.) vereinbarten 
Duma und der Arbeiter- und Solda¬ 
tenrat von Petrograd, dass der Zar 
abgesetzt sei und eine Provisorische 
Regierung gebildet werde. 

Eine siegreiche 
Volksrevolution 

Die Februarrevolution war - in der 
Epoche der Herausbildung des Mono¬ 
polkapitalismus (Imperialismus) - die 
erste siegreiche Volksrevolution, noch 
eine bürgerlich-demokratische Revo¬ 
lution. Doch auch in dieser Revoluti¬ 
on war die Arbeiterklasse, wie schon 
in der von 1905 bis 1907, die führende 
Kraft. Gemeinsam mit ihren Verbün¬ 
deten schufen die Arbeiterinnen und 
Arbeiter revolutionäre Machtorgane, 
die Sowjets (Räte) der Arbeiter- und 
Soldatendeputierten. 

Dennoch waren es nicht die Sow¬ 
jets, die nach dem Sieg des Aufstands 
die Regierung bildeten. In ihrer Mehr¬ 
zahl beherrscht von den Führern der 
kleinbürgerlichen Parteien, der Men¬ 
schewiki und der Sozialrevolutionä¬ 
re, ließen es die Sowjets, vor allem der 
wichtige Petrograder Sowjet, zu, dass 
nach dem Sturz des Zaren Mitglieder 
der nach 1905 geschaffenen Reichsdu¬ 
ma eine Provisorische Regierung bil¬ 
deten, deren Klassencharakter Lenin 
sofort aufdeckte {siehe auch UZ vom 
17. Februar, S. 8). Im Ergebnis der Feb¬ 
ruarrevolution entstand zunächst eine 
Doppelherrschaft. Die Ziele der Auf¬ 
ständischen - Frieden, Brot - wurden 


nur teilweise erreicht. Die neue Regie¬ 
rung führte den Krieg fort. 

Die Bolschewiki, erst in der Feb¬ 
ruarrevolution aus der Illegalität ge¬ 
kommen, versuchten überall die revo¬ 
lutionären Arbeiter, Bauern und Sol¬ 
daten zur Bildung von Sowjets, zur 
Sicherung der Errungenschaften der 
bürgerlich-demokratischen Revoluti¬ 
on und zum Kampf gegen die imperi¬ 
alistische Kriegspolitik der Regierung 
zu gewinnen. Ihr Einfluss wuchs in 
den folgenden Monaten. Und bis zum 
Oktober 1917 stieg ihre Zahl von etwa 
24 000 (Februar) auf etwa 350 000. 

Bereits in seinem ersten Brief 
„aus der Ferne“ schrieb Lenin, der 
erst etwa einen Monat später nach 


Russland zurückkehren konnte: „Die 
erste vom imperialistischen Weltkrieg 
erzeugte Revolution ist ausgebrochen. 
Diese erste Revolution wird sicher 
nicht die letzte sein.“ {Ebenda) 

Nina Hager 
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Enttäuschte Vorfreude 

Die Programm-Macher von 3-SAT kün¬ 
digen rund um den Internationalen Frau¬ 
entag eine ganze Reihe von Spielfilmen, 
Dokumentationen und Diskussionen an. 
Was bietet man an? 

Unter der Themen-Überschrift „Die 
Zukunft ist weiblich“ Filme aus aller 
Frauen Länder, gerne Bäuerinnen, Bol- 
lywood-Schönheiten, Erotik und Sex aus 
dem Senegal oder Kuba oder britische 
Modemacherinnen. Die meisten Filme 
nach 22 Uhr, auch nach Mitternacht, also 
thematisch wie von den Uhrzeiten genau 
nach den Interessen der arbeitenden und 
oft noch mit der Doppelbelastung kämp¬ 
fenden Mehrheit der Frauen in unserem 
Land. Oder ist das ein Männerblick? 

Eine neue Nebelkerze 

Angesichts des Flüchtlingszuzugs haben 
Bundesregierung und Deutscher Kultur¬ 
rat die „Initiative kulturelle Integrati¬ 
on“ gegründet. Im Gespräch mit unter¬ 
schiedlichsten gesellschaftlichen Grup¬ 
pen sollen Vorschläge und Ideen für das 
kulturelle Zusammenwachsen erarbeitet 
werden. Die Moderation soll der Kultur¬ 
rat übernehmen, der Geschäftsführer 
Olaf Zimmermann gab dazu ein bemer¬ 
kenswertes Interview. 

Auf die Frage, ob wir eine neue Kul¬ 
tur der Vernunft brauchen, antwortete 
Zimmermann: „Zumindest brauchen 
wir eine neue Gesellschaftsdebatte. Es 
geht dabei nicht nur um die Vernunft. 
Das ist ein aufgeklärter Impetus, der mir 
sympathisch ist. Immer mehr Fragen, die 
die Menschen heute berühren, haben je¬ 
doch mit Aufklärung wenig zu tun, son¬ 
dern mehr mit religiösen Fragen. Es wird 
eher einen Kampf darum geben, welche 
Werte der Aufklärung wir in die Zukunft 
retten können.“ Im Klartext: Man verab¬ 
schiedet sich vom Primat der Vernunft 
und geht auf die Schleimspur des Irra¬ 
tionalen, d.h. der beliebigen Auslegung 
gesellschaftlicher Phänomene. 

Auch bei der Frage „will die Initiati¬ 
ve kulturelle Integration wieder an die 
Leitkulturdebatte anknüpfen?“ nimmt 
Zimmermann Rücksicht auf die, die die 
Veranstaltung bezahlen und sagt: „Wir 
haben uns darauf geeinigt, dass wir den 
politisch verbrannten Begriff der Leit¬ 
kultur nicht benutzen werden, aber wir 
werden über die Inhalte selbstverständ¬ 
lich sprechen. Das ist wichtig. Der Kul¬ 
turbereich hat viel zu lange Tabus auf¬ 
gebaut, die andere dann genutzt haben 
und mit ihnen sehr negative Debatten 
geführt haben. Ich sehe diese Initiative 
als Chance an, dass wir wieder sprach- 
fähig werden in diesen zentralen Fragen 
und nicht weiterhin den Rechtspopulis¬ 
ten die Meinungsführerschaft überlas¬ 
sen. Gibt es einen Wertekanon? Auf alle 
Fälle wird es Bereiche geben, die können 
wir nicht einfach zur Disposition stellen.“ 

Leider nennt er die Bereiche nicht 
und auch nicht, welche Tabus aufgebaut 
wurden und die Schuldigen bei den 
Rechtspopulisten zu finden, ist billig 
und lenkt wunderbar ab von den Ver¬ 
antwortlichen in Bund und Ländern, in 
Parteien und der Mehrzahl der Medien. 

Leserinnen/Käuferinnen 

Frauen greifen statistisch gesehen häu¬ 
figer als Männer zum Buch, gedruckt 
und inzwischen auch digital. Weil Frau¬ 
en bei ihrer Auswahl außerdem deut¬ 
lich flexibler sind, verschwindet die 
„Zielgruppe Mann“ zunehmend aus 
den Marketing-Plänen von Verlagen. 
Während zwei Drittel aller Frauen min¬ 
destens ein Buch im Jahr kaufen, sind 
es bei den Männer knapp die Hälfte. 

Wesentlich verstärkt wird das Un¬ 
gleichgewicht allerdings durch die ge¬ 
schlechterspezifische Titel- und Gen¬ 
re-Wahl. Während Frauen nicht nur 
mehr, sondern auch vielfältiger lesen, 
beschränken sich Männer überdurch¬ 
schnittlich häufig auf einzelne Sparten, 
konkret SciFi/Fantasy, Krimis, Thriller 
und historische Romane. Im Bereich li¬ 
terarischer Romane scheinen nun mehr 
und mehr Verlage zu resignieren, in Ver¬ 
lagsvorschauen für das laufende Pro¬ 
gramm ist vielfach nur noch von „Le¬ 
serinnen“ die Rede. Männer kommen 
in der Kommunikation nicht mehr vor. 
Statistik ist das eine, was konkret ge¬ 
kauft und gelesen wird, ist das andere. 

Herbert Becker 


Demontage 

Larrains „Neruda“ ist kaum mehr als ein postmoderner Abgesang 



Die Projektion eines Dichters auf der Flucht. 


D er Dichter (Luis Gnecco), der 
„Neruda“ genannt wird, ist auf 
der Flucht. Es soll eine wilde, 
dramatische Flucht sein. Der Dichter 
hat einen Hang zur Theatralik und zur 
Selbstinszenierung. Und natürlich zu 
den Frauen und zum Alkohol. Reich¬ 
lich Alkohol und reichlich Frauen. Bei¬ 
des vorzugsweise unter der Rezitation 
eher einfältiger Gedichte im Bordell. 
Der, soll man sagen „Salonbolsche¬ 
wik“ hat den Staatspräsidenten (Alf- 
redo Castro) des Landesverrats an das 
Imperium im Norden bezichtigt. Der 
Präsident schlägt zurück. Der Dichter 
verliert seine Immunität als Senator. 
Der Polizist Oscar Peluchonneau (Gael 
Garcia Bernal) soll ihn verhaften. Die 
Flucht des Dichters, eher extravagant 
denn dramatisch, bezieht seine Wild¬ 
heit allenfalls aus der Berglandschaft 
im Süden Chiles. 

„Neruda“, das macht Regisseur Pab¬ 
lo Larrafn schon sehr früh klar, hat mit 
der historischen Figur des chilenischen 
Dichters Pablo Neruda und mit den Er¬ 
eignissen der Jahre 1948 ff. nicht gerade 
viel zu tun. Der Dichter ist eine Projek¬ 
tion seines Verfolgers Peluchonneau, 
wie auch Peluchonneau eine Projektion 
des Dichters ist. Und beide eine Projek¬ 
tion des Regisseurs. Der Film-Neruda 
ist ziemlich genau so, wie sich ein nicht 
sonderlich gebildeter, stramm anti¬ 
kommunistischer Polizist (und mit ihm 
auch der Regisseur?) einen kommunis¬ 
tischen Dichter und Senator vorstellt. 
Maßlos, hedonistisch, selbstverliebt, pa¬ 
thetisch. Peluchonneau ist ein dürftiger 
Niemand, chronisch erfolglos, zwischen 
grotesker Selbstüberschätzung und 
Versagensängsten schwankend, sich in 
die Unsterblichkeit geschleudert füh¬ 
lend, durch die schwindelerregende 
Aufgabe den weltberühmten Dichter 
jagen zu können. 

Das reale Leben, der Überlebens¬ 
kampf der Companeros, der Kommu¬ 
nistischen Partei, erscheint für den 
Dichter nur als Stoff für seine Verse 
von Interesse und für den Regisseur 


nur als Hintergrundfolie seines Films. 
Sichtbar ist nur der beständige, zähe 
Kampf der Genossen gegen die Exzen¬ 
trik des barocken Dichters, der schlicht 
die Erfordernisse der Untergrunddis¬ 
ziplin ignoriert und weder auf Alkohol 
noch auf Huren verzichten mag. Zwar 
wird in einer kurzen Einblendung Au- 
gusto Pinochet als Kommandant eines 
Konzentrationslagers in der Wüste ge¬ 
zeigt, aber auch diese Szene hat, wie 
der ganze Film, einen eher fiktionalen, 
literarischen Charakter. Sie sind eher 
Zitat als realistische Handlung. 

„Im Namen dieser Toten, unserer 
Toten fordre ich Strafe“, lässt Larrin 
seinen „Neruda“ aus dem „Canto Ge¬ 
neral“ rezitieren „für den Henker, der 
dieses Sterben befahl, fordre ich Stra¬ 
fe.“ Es sind Verse voller Anteilnahme, 
Abscheu, Wut und Verachtung, gedich¬ 
tet für die Opfer des Massakers vom 
28. Januar 1946 an friedlich demonst¬ 
rierenden Salpeterarbeitern. Hier hat¬ 
te der zunächst linksreformistisch auf¬ 
tretende Staatspräsident Videla seine 
Kehrtwende, seinen „Verrat“, wie Ne¬ 
ruda es ausdrückt, vollzogen. Neruda, 
der Videla bis dahin unterstützt hat, 
wird nun zu seinem scharfen Kritiker. 
Larrain lässt den historischen Hinter¬ 
grund im Dunklen und reißt auch die 


Verse aus ihrem textlichen Zusam¬ 
menhang, so dass sich der Eindruck 
des überheblichen Selbstdarstellers 
verfestigt. 

Geht es dem Regisseur um die 
Inszenierung einer wilden, dramati¬ 
sche Flucht, um einen Zweikampf des 
Dichters mit seinem Verfolger, darf 
der klassische Showdown nicht feh¬ 
len. Der gewählte Ort, die verschneite 
Kordillere im Grenzgebiet zwischen 
Chile und Argentinien, sorgt für die 
ultimativ-endzeitliche Stimmung. Der 
Berg als Schicksals- und Entschei¬ 
dungsort ist spätestens seit Leni Rie¬ 
fenstahl und Luis Trenker eine feste 
Größe. Doch in „Neruda“ gerät auch 
er zum Vehikel der Dekonstruktion. 
Der stark übergewichtige Dichter 
schafft es kaum aufs wenig begeister¬ 
te Pferd. Die finale Showdown-Dra¬ 
matik wird von unfreiwilliger Komik 
und leerer Theatralik ausgestochen. 
Wieder einmal scheitert der Verfolger. 
Der Dichter entkommt. Er entkommt, 
um sich von der Boheme des existen- 
tialistischen Nachkriegs-Paris für sei¬ 
ne Heldentaten feiern zu lassen. Hier 
darf Pablo Picasso den offensichtlich 
naiven Claqueur geben. 

Bemerkenswert ist an „Neruda“ wie 
weit sich Larrams Phantasieprodukti- 


Ein rebellisches Herz 

Harry Belafonte zum 90. Geburtstag 



Schwer zu sagen, wer ihn mehr verehr¬ 
te: Die Schmuddelkinder von Harlem, 
wo Harry Belafonte aufwuchs, oder die 
Straßenhändler Jamaicas („tally me 
banana“) oder die jungen Tanzclub- 
Frauen, denen sein Charme und sinn¬ 
licher Hüftschwung (noch bevor Elvis 
damit anfing) den Verstand raubte? 
Oder waren es die Rapper und Break - 
dancer im sozialistischen Kuba und in 
der DDR, denen er mit seinem Hip- 
Hop-Film „Beat Street“ (1985) und 
seinem guten Draht zur SED und zu 
dem von ihm verehrten Fidel Castro 
zur Anerkennung verhalf? Belafontes 
weltweite Fangemeinde war und ist un¬ 
übersehbar. 

Er hatte das Zeug zum Vorzeige- 
schwarzen des „American Dream“. Was 
ihn jedoch unsterblich machen wird, ist 
sein „rebellisches Herz“, wie er selbst es 
nannte, sein riesengroßes Herz für alle 
Unterdrückten. 

Mit ätzender Schärfe geißelte er 
den Rassismus in den USA und an¬ 
derswo, den Vietnamkrieg, den Putsch 
in Chile und die Verhaftung von Mikis 
Theodorakis durch die griechischen 
Obristen. George W. Bush nannte er 
„den größten Terroristen der Welt“ und 
prangerte Donald Trump wegen seiner 
Ku-Klux-Klan-Kontakte an. Im Janu¬ 
ar unterstützte er, hochbetagt, gemein¬ 
sam mit Angela Davis den „Marsch der 
Frauen“ gegen Trump. 

Am 1. März ist Harry Belafonte 90 
Jahre alt geworden. Er kann auf ein 
Wahnsinnsleben zurückblicken, mit 
Fast-Abstürzen und Schwindel erre¬ 
genden Triumphen. 

Harold George Bellanfanti, Sohn 
einer Haushälterin aus Jamaica und 
eines Kochs aus Martinique, ihrerseits 
Abkömmlinge weißer und schwarzer, 


schottischer und jüdischer Vorfahren, 
ging in New York zur Schule. Als Ma¬ 
rinesoldat riskierte er im 2. Weltkrieg 
sein Leben im Kampf gegen die Nazis, 
um in den späten 1940ern, nach wie vor 
Bürger 2. Klasse, mit einem Hausmeis- 
ter-Hilfsjob „belohnt“ zu werden. Sein 
bester Freund war ein Tellerwäscher 
namens Sidney Poitier, später der ers¬ 
te schwarze Oscar-Preisträger, der üb¬ 
rigens kürzlich ebenfalls 90 Jahre ge¬ 
worden ist. 

Notorisch knapp bei Kasse, aber 
süchtig nach dem „American Negro 
Theater“ von New York, schafften sie 
irgendwann den Sprung in die Schau¬ 
spielklassen von Erwin Piscator, zu¬ 
sammen mit späteren Stars wie Marlon 
Brando. Die Kursgebühren verdiente 
sich Belafonte als Sänger in einer Bar, 
wo sich musikalische Genies wie Miles 
Davis und Charlie Parker trafen. 

Mit seinen Filmrollen in Otto Pre- 
mingers Musical „Carmen Jones“ 
(1954) und „Island in the Sun“ (1957) 


begann sein kometenhafter Aufstieg. 
Ironischerweise wurden seine Ge¬ 
sangsparts in dem Musical gedoubelt! 
Eine Hauptrolle in Gershwins „Porgy 
und Bess“ schlug er aus: Zu klischee¬ 
haft-rassistisch. Überhaupt ging ihm 
das Filmrollen-Angebot für schwar¬ 
ze Schauspieler gegen den Strich. So 
wandte er sich wieder mehr der Mu¬ 
sik zu. 

Sein Album „Calypso“ (1956) mit 
karibischen Liedern wie „Island in the 
Sun“, „Matilda“ und „Banana Boat 
Song“ brach alle Verkaufsrekorde. Er 
war in vielen Genres zu Hause - im 
Blues und Gospel, aber auch im Folk, 
mit dessen Wurzeln er sich beschäftigte. 

Es blieb nicht aus, dass Belafonte in 
seiner über 60 Jahre langen Laufbahn 
geradezu überschüttet wurde mit Lob, 
Preisen und Ehrungen, darunter die 
Mitgliedschaft in der (Ost-)Berliner 
Akademie der Künste. 

Doch schützte sein Weltruhm ihn 
keineswegs vor Diskriminierung, Zen- 


on von den realen Ereignissen im Chile 
des beginnenden Kalten Krieges, sei¬ 
ner leidenden und kämpfenden Men¬ 
schen und ihres Dichters Pablo Neruda 
entfernt hat. Traditionell gilt das Bio- 
pic (Thatcher, J. Edgar Hoover et al.) 
als eine Domäne rechtskonservativer 
Heiligenverehrung. Larrafn hat gezeigt, 
das Hineinmenscheln funktioniert auch 
als Dekonstruktion. Zwar kann auch er 
den Kommunisten Neruda nicht zerstö¬ 
ren, aber er versucht ihm die Ernsthaf¬ 
tigkeit und Aufrichtigkeit zu nehmen. 
Den engagierten Ernst eines Dich¬ 
ters angesichts bitterster Armut, exis¬ 
tentieller Kämpfe und einer Welt am 
Abgrund der atomaren Zerstörung. 
So etwas mit letztgültigem Anspruch 
„Neruda“ zu nennen ist mehr als Eti¬ 
kettenschwindel. Nichts darf bleiben. 
Auch nicht die Erinnerung. 

„Preise, vergänglich wie eines 
Schmetterlings Blütenstaub ... Mein 
Preis ist jener große Augenblick in 
meinem Leben“, schreibt Neruda in 
seinen Memoiren, „als aus der Kohle 
von Lota, unter der prallen Sonne der 
versengenden Salpeterhalde, aus dem 
lotrechten Stollen, als tauche er aus der 
Hölle, ein Mann heraustrat, das Gesicht 
von der furchtbaren Arbeit verzerrt, 
die Augen rot vom Staub, und, mir die 
verhärtete Hand entgegenstreckend, 
die Hand, die mit ihren Schwielen und 
Furchen die Landkarte der Pampa war, 
mit leuchtenden Augen sagte: ,Ich ken¬ 
ne dich seit langem, Bruder.’“ 

An Preisen mangelt es dem „Aus¬ 
nahmeregisseur“ Pablo Larrafn sicher 
nicht. Die Mainstream-Presse lobt sei¬ 
nen Film überschwänglich. Er dürfte 
gute Aussichten haben, im Flitter des 
Auszeichnungszirkus zu reüssieren. 
Hier hat man die Erfordernisse des 
Klassenkampfes wie des Kommerzes 
gleichermaßen im Auge. Ob ihm aber 
einer jener großen Augenblicke ver¬ 
gönnt sein wird, von dem Pablo Neruda 
erzählen konnte, erscheint doch mehr 
als fraglich. 

Klaus Wagener 


sur und und Drohungen. Wie Pete See- 
ger und Charlie Chaplin stand er in 
den 1950ern auf der Schwarzen Liste 
des Kommunistenjägers McCarthy, wie 
auch sein „Mentor“ und Idol Paul Ro- 
beson, der legendäre Bassbariton. 

Seinerseits förderte Belafonte als 
erfolgreicher Star nicht nur die bis da¬ 
hin in den USA unbekannten Sängerin¬ 
nen Nana Mouskouri aus Griechenland 
und die vom Rassistenregime in Preto¬ 
ria gebannte Miriam Makeba. Mit ihr 
ging er auf Welttournee. 

Zumeist jedoch war er nur in den 
USA unterwegs, da er die Bürger¬ 
rechtsbewegung nicht im Stich lassen 
wollte. Mehr als einmal finanzierte er 
deren Aktionen wie den „Marsch der 
Armen“ nach Washington und stand 
dem ihm eng vertrauten Martin Luther 
King in vieler Hinsicht zur Seite. 

Bei alledem war er keineswegs ein 
Kind von Traurigkeit und schwelgte in 
seinem Millionenvermögen. Nicht im¬ 
mer widerstand er den Verlockungen 
von Alkohol und Hollywood-Schön¬ 
heiten und vernachlässigte seine Fami¬ 
lie. Zeitweilig geriet er in den zwielich¬ 
tigen Dunstkreis des „Rat pack“. Und 
irgendwann wanzte sich ein waschech¬ 
ter FBI-Maulwurf an ihn ran. Dessen 
bohrendes Interesse an seinem kom¬ 
munistischen Freund Paul Robeson 
machte ihn schließlich hellhörig. 

All das ist spannend zu lesen in sei¬ 
nen Memoiren „My Song“, die 2011 
erschienen, gleichzeitig mit der Film- 
Doku „Sing your Song“. Anlässlich von 
deren Premiere auf der Berlinale er¬ 
zählte Harry Belafonte, Robeson habe 
ihn einst ermutigt: „Sing dein Lied! Nur 
dann kann man dich hören.“ 

Happy birthday, comrade Harry! 

Eva Petermann 
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Sexismus verstehen? 


Gehalt, Fortbildung und dumme Sprüche: Wie gleichberechtigt sind Frauen am Arbeitsplatz? 
Ein kleines Beispiel und der große Unsinn 



Mehr arbeiten, weniger bezahlt kriegen, dazu dumme Sprüche: Sexismus geht an die Nerven. 


D er Kunde glaubt dir nicht, dass 
er einfach den Server neu star¬ 
ten muss - weil du ein Mädchen 
bist?“ Für den autistischen Program¬ 
mierer macht das keinen Sinn. Der 
Systemadministrator des Kunden hat 
die Servicenummer des Softwareent¬ 
wicklers angerufen. Katharina ist für 
Marketing und Support zuständig - 
es ist ihr Job, zu erklären, wie häufige 
Probleme mit der Software zu lösen 
sind, die ihre Firma verkauft. Nur: Der 
Admin am anderen Ende der Leitung 
glaubt ihr nicht. Für dieses Problem ist 
die Lösung, dass Katharina mit dem Te¬ 
lefon zu den Programmierern im Büro 
nebenan geht und sie bittet, dem Kun¬ 
den dasselbe noch mal zu sagen - nun 
hat er es von einem Mann gehört. Der 
Kunde macht, was der Nerd ihm sagt. 
Der Nerd wundert sich. 

Der Sexismus, der ihr im Telefonat 
mit Kunden begegnet, stört Katharina 
wenig: „Ich lege auf, rege mich mit den 
Kollegen über den Idioten auf, dann 
ist das auch weg.“ Der Sexismus, der 
ihr in Sprüchen des Chefs und im Ar¬ 
beitsalltag begegnet, bringt sie dazu, 
nach Jobangeboten zu suchen. 

Katharina ist in der DKP aktiv, sie 
weiß, dass Frauen am Arbeitsplatz nicht 
so gleichberechtigt sind, wie gegender- 
te Sprache und Antidiskrimierungsge- 
setze uns vormachen. Dass das auch 
heißt, dass der Kunde sie nicht ernst 
nimmt und der Chef erwartet, dass sie 
die Kaffeemaschine putzt, weil sie eine 
Frau ist, hat sie trotzdem überrascht. 

Überrascht tut auch der Chef, als sie 
den Kaffeevollautomaten nicht sauber¬ 
machen will: „Warum denn nicht, sie 
sind doch eine ordentliche Hausfrau?“ - 
„Nein.“ - „Sind sie unordentlich?“ - 
„Ich bin keine Hausfrau.“ Katharina 
sagt: „Ich glaube, um selbstbewusst auf 
solche Sprüche zu reagieren, muss dir 
bewusst sein, dass das nichts mit dir per¬ 


sönlich zu tun hat, sondern dass das halt 
Sexismus ist.“ Joana, eine Kollegin, hat 
der Chef, Anfang 60, im Vorstellungs¬ 
gespräch gefragt, wie es denn mit ihrer 
Familienplanung aussehe. Das Arbeits¬ 
recht verbietet solche Fragen, der Chef 
will keine Mitarbeiterin, die nach einem 
Jahr in Elternzeit geht. Die Kollegin hat 
ihm gesagt, dass sie keine Kinder will, 
sie nimmt sich die Sache wenig zu Her¬ 
zen. „Ich glaube aber, so was nagt an je¬ 
der“, sagt Katharina. 

Zu ihren Aufgaben in den drei Jah¬ 
ren, in denen sie dort arbeitet, hat ge¬ 
hört, die Website der Firma für Such¬ 


maschinen zu optimieren und einen 
Blog zu entwickeln, der die Seite bei 
Google weiter nach oben bringt. Der 
Berater, den die Firma für die Such¬ 
maschinenoptimierung engagiert hat¬ 
te, hat nicht geholfen, Katharina hat 
sich selbst eingearbeitet. Der Chef ließ 
Katharina heraussuchen, welche Fort¬ 
bildungen zum Thema der Firma helfen 
könnten - und schickte Andreas: „Das 
ist sehr technisch, Frau M., da fährt 
wohl besser der Herr G. hin.“ Herr G. 
fuhr, hat aber in der Firma andere Auf¬ 
gaben, nun kümmert sich keiner um die 
Optimierung der Seite. 


Es ist nicht nur die altbackene Vor¬ 
stellung des alten Chefs, in der Frau¬ 
en in diesem Unternehmen weniger 
wert sind als Männer. Im Arbeitsver¬ 
trag steht zwar, dass die Mitarbeiter mit 
ihren Kollegen nicht über ihr Gehalt 
sprechen dürfen. Die meisten halten 
sich daran, Joana und Andreas, die bei¬ 
den Kollegen aus dem Vertrieb, nicht. 
Katharina verdient 2 050 Euro brutto. 
Andreas verdient 300 Euro mehr, au¬ 
ßerdem stellt die Firma ihm ein Auto. 
Liegt die ungleiche Bezahlung an der 
unterschiedlichen Arbeit, an der höhe¬ 
ren Verantwortung? Katharina ist die 


einzige Mitarbeiterin im Marketing, 
ihre Aufgaben lassen sich nicht gut mit 
denen von Andreas vergleichen. Nur: 
Joana macht genau dieselbe Arbeit wie 
Andreas - und verdient noch weniger 
als Katharina. Eigentlich arbeitet sie 
mehr als ihre männlichen Kollegen: 
Die geben manche Aufgaben an eine 
Verwaltungskraft ab, von Joana wird 
erwartet, dass sie den Job der Sekretä¬ 
rin nebenher erledigt. Liegt die unglei¬ 
che Bezahlung an der Ausbildung? Alle 
Kollegen, die in Verwaltung, Vertrieb 
und Marketing arbeiten, sind Quer¬ 
einsteiger. Katharina und Joana sind 
unter ihnen die einzigen, die studiert 
haben. Die Statistik zeigt: Der Gender 
Pay Gap, der Unterschied in der Bezah¬ 
lung zwischen Männern und Frauen für 
die gleiche Arbeit, lag 2015 in Deutsch¬ 
land bei 21 Prozent. Wie gleichberech¬ 
tigt Männer und Frauen in unserem 
Land wirklich sind, zeigt sich auch auf 
dem Kontoauszug. 

Katharina findet diese Zustände 
demütigend, nur in einem ist sie sich 
nicht sicher: Ist es demütigend, dass sie 
als Frau benachteiligt wird? Oder ist es 
demütigend, weil sie als Mitarbeiterin 
die Launen und die Gehaltsvorstellun¬ 
gen ihres Chefs hinnehmen muss, weil 
der kapitalistische Arbeitsmarkt so 
funktioniert? Alle zwei Wochen fragt 
sie sich, ob sie nicht kündigen sollte, 
im Sommer hat sie Bewerbungen ge¬ 
schrieben. Nur: Katharina hat eine 
Ausbildung als Buchhändlerin abge¬ 
schlossen und Theaterwissenschaften 
studiert. Sie hat wenig Aussichten auf 
einen anderen Job. Sie könnte sich bei 
Werbeagenturen bewerben. Aber mit 
den Programmierern, die Dinge wie 
Sexismus oder Rassismus nicht ver¬ 
stehen, weil sie vor ihrem Bildschirm 
unlogisch erscheinen, arbeitet sie ger¬ 
ne zusammen. 

Olaf Matthes 


Frauen ohne Grenzen 

Migrantinnen und Flüchtlingsfrauen in Deutschland 


Angesichts des 8. März, des Internatio¬ 
nalen Frauentages, stehen die Lage und 
die Kämpfe der Migranten- und Flücht¬ 
lingsfrauen in Deutschland, in Europa 
und den USA im Fokus. Der Krieg in 
Syrien, gefördert von den imperialisti¬ 
schen Kernländern, treibt viele Men¬ 
schen in die Flucht, unter ihnen Frau¬ 
en und Kinder. Der Rechtsopulismus 
in Deutschland und anderswo zielt auf 
Frauen und Migranten und verstärkt 
sexistische und rassistische Tendenzen. 
Obwohl die Erfahrungen der Frauen 
in verschiedenen Regionen und nach 
ihrer Position in der Gesellschaft vari¬ 
ieren, leiden sie am meisten unter der 
kapitalistischen Globalisierung, den 
imperialistischen Kriegen, dem stei¬ 
genden Einfluss der Rechten und der 
neoliberalen Politik. 

Deutschland hat als Einwande¬ 
rungsland bereits eine Geschichte der 
Migrantenfrauen, ihrer Erfahrungen 
und Kämpfe. Seit 2015 steigen die Zu¬ 
wanderungszahlen - auch als Folge des 
Kriegs in Syrien - mehr als je zuvor. Da¬ 
mit wächst auch die Zahl der geflohe¬ 
nen Frauen. Diese Frauen erleben ein 
„Frau-Sein“, das mit Diskriminierung, 
Ausbeutung und Rassismus verbunden 
ist. Flüchtlingsfrauen kommen mit Er¬ 
fahrungen von körperlicher und psy¬ 
chischer Ausbeutung und Demütigung, 
sexuellen Angriffen und Gewalt nach 
Deutschland. Was für alle Flüchtenden 
gilt, gilt für Frauen noch verstärkt: Sie 
sind den Launen der Menschenhändler 
unterworfen, werden missbraucht und 
vergewaltigt. Sie fliehen vor der Gewalt 
in ihren Herkunftsländern auf einem 
Weg der Gewalt, vor allem sexueller 
Gewalt. In Deutschland begrüßt sie 
eine Asylpolitik, die sie in Flüchtlings¬ 
lager führt, wo es keine Privatsphäre 
und keinen Schutz vor Missbrauch gibt, 
wo sie isoliert sind und daran gehindert 
werden, ihre Stimme zu erheben. 


Deutschland wird als eines der Län¬ 
der mit dem höchsten Stand der Ge¬ 
schlechtergleichstellung eingestuft, 
dennoch sind Flüchtlingsfrauen nicht 
ausreichend vor männlicher Gewalt ge¬ 
schützt. Die Flüchtlingseinrichtungen 
sind überbelegt und es fehlt privater 
Raum - einschließlich des Mangels an 
Bädern und Toiletten. Auch hier sind 
die Frauen den männlichen Flüchtlin¬ 
gen unterworfen. Darüber hinaus erle¬ 
ben sie die Dominanz des Sicherheits¬ 
personals, der Polizei und der Beamten. 
Eine Syrerin fasst ihre Erfahrungen in 
dem Satz zusammen: „Fast alle Männer 
sind böse.“ 

Frauen sind gezwungen, in diesen 
unsicheren Bedingungen zu leben ohne 
die Möglichkeit, Schutz bietende Insti¬ 
tutionen zu erreichen. Wie die meisten 
Migrantenfrauen arbeiten Flüchtlings¬ 
frauen unterbezahlt oder in Teilzeit in 
„flexiblen“ und „prekären“ Jobs, die 
meist zu ihrer traditionellen Rolle pas¬ 
sen, wie Reinigung, Kinder- und Alten¬ 
pflege und Sexarbeit. Da die Flüchtlin¬ 
ge in Deutschland kein Recht auf eine 
Arbeitserlaubnis haben, sind sie ge¬ 
zwungen illegal zu arbeiten. 

Wenn sie eine Arbeitserlaubnis 
haben wird das Bild nicht besser. Das 
geschlechtsspezifische Lohngefälle in 
Deutschland liegt im Durchschnitt aller 
Sektoren bei rund 21 Prozent zuguns¬ 
ten der Männer. Für Migranten- und 
Flüchtlingsfrauen ist die Situation je¬ 
doch noch schlechter, da sie ganz unten 
und mit der Bürde ihrer traditionellen 
Rolle anfangen. Sie haben entweder 
keine Berufsausbildung oder die Aus¬ 
bildung in ihren Herkunftsländern wird 
in Deutschland nicht anerkannt, ihre 
deutschen Sprachkenntnisse bleiben im 
Vergleich zu männlichen Flüchtlingen 
und Migranten eher zurück, da Frau¬ 
en isolierter und an traditionelle häus¬ 
liche Verantwortlichkeiten gebunden 


sind. So werden Flüchtlings- und Mig¬ 
rantenfrauen als billige, flexible, fügsa¬ 
me Arbeitskräfte angesehen. Traditio¬ 
nelle Rollenbilder und der Mangel an 
Qualifikation erlauben ihnen meist nur 
in Mini-Jobs zu arbeiten. Etwa 70 Pro¬ 
zent der in solchen Jobs Beschäftigten 
sind Frauen - überwiegend Migrantin¬ 
nen. In erster Linie geht es bei diesen 
Mini-Jobs um Reinigung, Kochen oder 
Pflege - die Fortsetzung ihrer häusli¬ 
chen Verpflichtungen am Arbeitsplatz. 
Sie haben kaum Kontakt mit den Kol¬ 
leginnen und wenig Chancen sich zu 
organisieren. Der Druck der flexiblen 
Arbeitszeiten, oft auf Abruf, führt zu 
Hetze. Die sogenannte Harmonisie¬ 
rung von Arbeit und Familienleben 
schafft neue Unterdrückung. 

Die letzten Jahre sind für Frauen 
und Migranten vom Anwachsen des 
Rechtspopulismus und Konservatis¬ 
mus gekennzeichnet. Diskussionen 
über Flüchtlinge und Migranten stimu¬ 
lieren Vorurteile, Ängste und Hass. Der 
von Rassismus und Fremdenfeindlich¬ 
keit getragene Aufstieg der Rechten 
drückt konservativen Diskurs und Po¬ 
litik noch weiter nach rechts. Allerdings 
ist der Konservatismus nicht nur gegen 
die „Ausländer“: Er ist verbunden mit 
Patriarchat, Frauenfeindlichkeit, dem 
Versuch, über Körper und Arbeit von 
Frauen zu bestimmen. Wir haben das 
bereits mit dem Anti-Abtreibungs-Ge¬ 
setz in Polen im vergangenen Jahr er¬ 
lebt und mit Trumps Präsidentschafts¬ 
kampagne und seinem „Sieg“ auf der 
Basis einer fremden- und frauenfeind¬ 
lichen Ideologie. 

Rechter Populismus und Konserva¬ 
tismus nutzen alle Möglichkeiten, ge¬ 
gen Flüchtlinge und Migranten zu agi¬ 
tieren, indem sie die wirklichen Proble¬ 
me verwischen. So haben die Debatten 
nach den Vorfällen in Köln am Silves¬ 
terabend 2015 nichts mit den Flücht¬ 


lings- und Migrantenfrauen zu tun. Die 
Heuchelei ist, dass hier keine Diskus¬ 
sion über Männerdominanz oder die 
Erfahrungen aller Frauen unter patri¬ 
archalischen Strukturen eröffnet wurde. 
Vielmehr richteten sich rassistische und 
diskriminierende Stimmen noch stärker 
gegen alle Flüchtlinge. Auf diese Weise 
kriminalisiert rechte Politik einerseits 
alle Flüchtlinge. Auf der anderen Seite 
wird so getan als ob Deutschland frei sei 
von männlicher Herrschaft und Gewalt, 
aktuell und historisch, und ignoriert die 
lange Geschichte der Kämpfe für Frau¬ 
enrechte in diesem Land. 

Der Internationale Frauentag ist 
ein guter Augenblick, um auch auf die 
Probleme der Flüchtlingsfrauen und 
Migrantinnen aufmerksam zu machen. 
Der Kampf um Zurückdrängung von 


männlich dominiertem Kapitalismus 
und Konservatismus ist für alle Frauen 
rund um den Globus, unabhängig vom 
Status, eine stetige Aufgabe. Flücht¬ 
lings- und Migrantenfrauen haben 
das Potenzial, die Solidarität zwischen 
Frauen über Grenzen hinweg zu schaf¬ 
fen. In ihren Erfahrungen bündeln sich 
alle Aspekte männlicher Herrschaft, 
alle Formen von Gewalt, beschränkte 
und traditionelle Rollenbilder und Aus¬ 
beutung der Arbeit. Ihre Erfahrungen 
und Kämpfe entlarven das Patriarchat 
und seine Strukturen. Entscheidend ist 
für Frauen, gegen alle Erscheinungsfor¬ 
men des Patriarchats zu kämpfen und 
dem Imperialismus, dem Neoliberalis¬ 
mus, dem Rassismus und den Patriar¬ 
chen selbst entgegenzutreten. 

Ö.G. (Übers.: M.ldler) 



Erfahrung von Flüchtlingsfrauen: Gewalt, Diskriminierung, Ausbeutung und 
Rassismus 
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„Cyankali“ - Lektion und Mahnung 


Eine DVD-Edition des Filmmuseums Potsdam dokumentiert die Diskussionen um den Paragraphen 218 
anhand der Verfilmungen von Friedrich Wolfs Stück „Cyankali“ 


B erlin um 1929. Die junge Stenoty¬ 
pistin Hete lebt mit ihrer verwit¬ 
weten Mutter und zwei kleinen 
Geschwistern in einer „Stube mit Kü¬ 
che“ Als sie bemerkt, dass sie von ihrem 
Freund, dem Arbeiter und Gewerkschaf¬ 
ter Paul, schwanger ist, möchte sie das 
Kind behalten. Doch die Wirtschaftskri¬ 
se fordert ihre ersten Opfer - Paul wird 
nach einem Streik entlassen und auch 
Hete verliert ihre Arbeit. Als Paul in die 
Betriebskantine einbricht, um für die 
kleine Familie Lebensmittel zu beschaf¬ 
fen, wird nach ihm polizeilich gefahndet, 
er muss sich verstecken und wird später 
verhaftet. Hete, von ihrer Mutter wegen 
der „Schande“ eines unehelichen Kindes 
aus der Wohnung geworfen, beschließt, 
den Embryo abzutreiben und wendet 
sich an einen Arzt, der sie jedoch ab¬ 
weist (nachdem er einer reichen Dame 
ein Gefälligkeitsattest ausgestellt hat). 
Hetes Selbsthilfeversuch mit einer un¬ 
sauberen Spritze scheitert und ruft eine 
Sepsis hervor. Daraufhin sucht sie eine 
Engelmacherin auf, die ihren kritischen 
Zustand bemerkt und sie wegschickt. 
Aus „Gutmütigkeit“ gibt sie ihr noch 
ein Fläschchen mit Zyankali mit. Hete 
kehrt zu ihrer Mutter zurück und lässt 
sich von ihr das Gift einflößen, das tat¬ 
sächlich zum Abort führt. Die junge Frau 
stirbt allein in der Kammer, nachdem ein 
Polizeikommissar in der Wohnküche er¬ 
schienen ist und den Abtreibungsfall un¬ 
tersucht hat. Da die Mutter ihre Mithilfe 
bei der Verabreichung des Gifts gestan¬ 
den hat, ist sie prompt verhaftet worden. 
Hetes letzte Worte klagen an: „Zehntau¬ 
send müssen sterben ... Hilft uns denn 
niemand?“ 

Ein Reißer, ein Schocker, ein Faust¬ 
schlag mitten ins Gesicht, der seine Wir¬ 
kung nicht verfehlte. 

Ein engagierter Autor 

Der Stuttgarter Arzt Friedrich Wolf 
(1888-1953) hatte mit diesem Stück sei¬ 
nen größten Skandalerfolg, nachdem er 
bereits seit Anfang der 20er Jahre als 
Dramatiker auf sich aufmerksam ge¬ 
macht hatte. 1928 war er in die KPD ein¬ 
getreten und hatte seinen Essay „Kunst 
ist Waffe“ veröffentlicht. Er hatte lebhaf¬ 
tes Interesse auch an der Lage der Frau¬ 
en und ließ in seinen Dramen und Erzäh¬ 
lungen starke Frauen auftreten. 

Er war nicht der erste Autor der 
„Weimarer Republik“, der sich des um¬ 
strittenen Paragraphen 218 angenommen 
hatte. Heute vergessen ist sein Kollege 
Dr. Carl Crede, der ab 1926 wegen Bei¬ 
hilfe zur Abtreibung eine zweijährige 
Gefängnisstrafe verbüßen musste und 
danach ein Stück „Gequälte Menschen“ 
vorlegte, das 1930 von Erwin Piscator in 
Berlin aufgeführt wurde. Crede stand der 
SPD nahe und wünschte keine „Politisie¬ 
rung“ des Themas. 

Friedrich Wolf aber verknüpfte in sei¬ 
nem Stück die Anklage gegen den Pa¬ 
ragraphen, der verzweifelte Mütter und 
hilfsbereite Ärzte kriminalisierte und 
bis zu zehntausend Frauen jährlich das 
Leben kostete, mit einer Anklage gegen 
die gesellschaftlichen Verhältnisse und 
die Behörden der Weimarer Republik. 
Es ging ihm darum, die soziale Situation 
so zu verändern, dass Frauen Kinder be¬ 
kommen können, ohne deren baldigen 
Tod fürchten zu müssen oder selbst ins 
Elend zu geraten. Die „medizinische In¬ 
dikation“ für eine Schwangerschaftsun¬ 
terbrechung gab es in Deutschland seit 
1927, Wolf plädierte zusätzlich für eine 
soziale Indikation und bezog diese in 
seine eigenen Gutachten ein. 

„Cyankali“ wurde am 6. September 
1929 im Berliner Lessingtheater von der 
„Gruppe Junger Schauspieler“ uraufge- 
führt und vor begeistertem Publikum 
über hundertmal in Berlin gespielt, be¬ 
vor die Truppe auf große In- und Aus¬ 
landstournee ging. 

Die neu gegründete Atlantis-Film 
Produktion erwarb die Filmrechte; die 
Dreharbeiten begannen Ende Janu¬ 
ar 1930. Nachdem der Streifen relativ 
schnell abgedreht war, musste er noch 
die Filmzensur passieren. Zuständig 
dafür waren die Filmprüfstelle in Mün¬ 


chen (für Bayern, Württemberg, Baden, 
Hessen) und die Oberprüfstelle in Ber¬ 
lin (für alle anderen deutschen Länder). 
Im Mittelpunkt der Prüfung sollte dabei 
die „Gefährdung lebenswichtiger Inter¬ 
essen des Staates, der öffentlichen Ord¬ 
nung und Sicherheit“ stehen. 

Die Zensurkarten sind im Filmarchiv 
erhalten geblieben und sehr aufschluss¬ 
reich, vor allem für die Bewertung der 
Weimarer Demokratie. 

Zunächst einmal erregte schon der 
Begriff „Cyankali“, also auch der Titel 
selbst, Anstoß und sollte entfernt wer¬ 
den. (Diese Forderung wurde später 
erlassen.) Ferner missfielen die Szenen 
beim Gynäkologen und bei Frau Heye 
sowie der Selbstmord der kinderreichen 
Nachbarin. Sie wurden herausgeschnit¬ 
ten. Im fertigen Film wird auf Beihilfen 


für notleidende Mütter verwiesen, und 
der Amtsarzt verhindert die Verhaftung 
der Mutter am Bett der sterbenden Toch¬ 
ter. 

Später wurden weitere Schnitte 
durchgesetzt und der Film auf Antrag 
Bayerns sogar verboten, einige Monate 
später erneut zugelassen. 

„Dass der Film mehrmals durch die 
Zensurprozedur musste, war offenbar 
vor allem der Initiative der Polizei- Di¬ 
rektion München sowie den Landesre¬ 
gierungen von Bayern, Württemberg, 
Baden und schließlich auch Thüringen 
geschuldet, die mehrmals gegen die je¬ 
weiligen Zulassungen durch die Ober¬ 
prüfstelle Berlin Einspruch erhoben“, 
berichtet Renate Ullrich in ihrem Auf¬ 
satz zur Geschichte des Films. 

Die Premiere fand am 23. Mai 1930 
im Berliner Kino Babylon am Bülow- 
platz (heute Rosa-Luxemburg-Platz) 
statt. Friedrich Wolf hielt einen flam¬ 
menden Einführungsvortrag, der gro¬ 
ßen Anklang fand. Wie aus dem erhal¬ 
tenen Konzept hervorgeht, wollte er mit 
der 11. Feuerbach-These von Karl Marx 
enden: „Die Philosophen haben die Welt 
nur interpretiert, es kommt aber darauf 
an, sie zu verändern.“ Der bekannte Ber¬ 
liner Sexualforscher Dr. Magnus Hirsch¬ 
feld sprach ebenfalls. 

Wolfs Stück war der Auftakt zu ei¬ 
nem erbitterten öffentlichen Kampf um 
die Abtreibungsfrage in Deutschland. 
Die KPD reichte einen Gesetzesentwurf 
zur Abschaffung des § 218 im Deutschen 
Reichstag ein, (wo er selbstverständlich 
durchfiel). Die Gegner der Liberalisie¬ 
rung machten mobil. Unterstützt wur¬ 
den sie von „ganz oben“: Ende 1930 gab 
Papst Pius XI. die Enzyklika „Über die 
christliche Ehe“ heraus, in der er sich 


strikt gegen die Geburtenregelung aus¬ 
sprach und medizinische Volksaufklä¬ 
rung als „verbrecherische Freiheit“ be- 
zeichnete. 

Friedrich Wolf wurde aufgrund sei¬ 
nes Engagements bald selbst verdächtigt, 
gegen das Gesetz verstoßen zu haben. In 
seiner Stuttgarter Praxis hatte er zahlrei¬ 
chen Frauen Atteste ausgestellt, die ih¬ 
nen eine legale Abtreibung aus medizi¬ 
nischen Gründen bei seiner Kollegin Dr. 
Else Kienle ermöglichten. 

Im Februar 1931 wurden deshalb bei¬ 
de wegen „Vergehens gegen den § 218“ 
verhaftet, was umgehend eine landeswei¬ 
te Protestkampagne entfesselte. Nach 
seiner Freilassung - ein Prozess fand 
niemals statt - trat Wolf auf zahlreichen 
Kundgebungen gegen den Paragraphen 
218 und für die Freilassung seiner Kol¬ 


legin auf, die nach einem Hungerstreik 
Ende März 1931 ebenfalls freikam. 

Die größte Veranstaltung fand mit 
15000 Menschen am 15. April 1931 im 
Berliner Sportpalast statt. 

Künstlerisch zwiespältig 

Dem Filmmuseum Potsdam ist es zu 
verdanken, dass der legendäre Film von 
1930 nun auf DVD vorliegt. Die Edition 
hat hohen dokumentarischen Wert und 
ist mit größter Sorgfalt hergestellt wor¬ 
den. Dabei wurden Negative aus dem 
Bundesarchiv Berlin (Abt. Filmarchiv) 
verwendet. Die vorliegende Fassung ent¬ 
spricht nicht der (zensierten und gekürz¬ 
ten), die das damalige Publikum in den 
Kinos zu sehen bekam, sie ist vollstän¬ 
diger. 

Ein bedeutendes Filmkunstwerk soll¬ 
te man allerdings nicht erwarten. Der 
Regisseur und Drehbuchautor Hans 
Tintner scheint sich nicht sicher gewe¬ 
sen zu sein, ob er mehr auf die damals 
beliebte derbe Milieuschilderung, auf 
schlichten Naturalismus oder auf raffi¬ 
nierte moderne Effekte setzen wollte. 
So lässt er Hete vor ihrem Ende durch 
die Großstadt irren und zeigt das als in¬ 
teressante Doppelbelichtung, eine Lö¬ 
sung, die aus der ansonsten anspruchs¬ 
losen Inszenierung seltsam heraussticht. 
An seinem Zeitungskiosk wird Kuckuck 
von einem Chinesen angesprochen, dem 
dabei chinesische Schriftzeichen aus dem 
Mund fallen. 

Ursprünglich war „Cyankali“ als rei¬ 
ner Stummfilm mit Texttafeln und Be¬ 
gleitmusik angelegt; im Schlusskapitel 
setzt plötzlich der Sprechton ein, was da¬ 
mals die Wirkung der Tragödie auf die 
Zuschauer erhöhte, zumal Hetes Stöh¬ 
nen und ihre Schreie zu hören sind. Heu¬ 


te erscheint das eher als störender Bruch. 
Während Hete todkrank im Bett liegt, 
kräht die Chansonette Blandine Ebin- 
ger als kesse Hinterhofsängerin „War¬ 
um weinst du, schöne Gärtnersfrau“, was 
zweifellos satirisch gemeint war, aber roh 
und deplatziert wirkt. 

Alles in allem wird deutlich, dass 
Tintner kein stilsicherer Regisseur und 
weit entfernt von künstlerischer Meis¬ 
terschaft war. Auch bei der Auswahl der 
Schauspieler hatte er keine durchweg 
glückliche Hand. Wolfs Ansinnen, den 
Film mit der „Gruppe junger Schauspie¬ 
ler“ umzusetzen, ließ sich nicht realisie¬ 
ren, nachdem die Truppe auf Tournee 
gegangen war. Tintner gab der damals 
populären Aktrice Grete Mosheim die 
Hauptrolle der Hete, die sie etwas fade, 
mit stets wohlfrisiertem Blondhaar, we¬ 


nig differenziert, aber erschreckend in 
den Gefühlsausbrüchen verkörperte. Sie 
war damals bereits neun Jahre am Deut¬ 
schen Theater Berlin engagiert und hatte 
in mehr als einem Dutzend Filmen mit¬ 
gewirkt. 

Durchweg überzeugend Herma Ford 
als ihre verhärmte alte Mutter, passabel 
der Exilrusse Nico Turoff (eigentlich Ni¬ 
kolai Turow) als proletarischer Freund 
Paul, bemerkenswert in den Nebenrol¬ 
len der bekannte Komiker Paul Kemp 
als Zeitungsverkäufer Kuckuck, Marga¬ 
rete Kupfer als Engelmacherin Madame 
Heye (sie erhielt übrigens 1952 den Na¬ 
tionalpreis der DDR) und Josefine Dora 
als Nachbarin. Viele volkstümliche „Ty¬ 
pen“ geben dem Film Authentizität. 

Der erfolgreiche Skandalstreifen 
wurde im März 1933 auf Anregung der 
NSDAP-Landesfilmstelle Bayern (und 
zwar in der Kategorie „Filme mit sexu¬ 
eller Tendenz“) verboten. Friedrich Wolf 
und auch die „Halbjüdin“ Grete Mos¬ 
heim mussten Deutschland verlassen. 

Üppige Dokumentation 

Auf der zweiten DVD präsentiert das 
Filmmuseum die kammerspielartige 
Neuverfilmung von „Cyankali“ durch 
das DDR-Fernsehen (1977, RE: Jurij Kra¬ 
mer). Sie ist anständig gemacht, sehens¬ 
wert, setzt auf leise Töne und hält sich 
mehr an Wolfs Vorlage. Renate Krößner 
ist vor ihrem großen Durchbruch mit 
„Solo Sunny“ als liebenswerte, rührend¬ 
naive Hete zu sehen, assistiert von ge¬ 
standenen Schauspielern wie Hermann 
Beyer (Paul), Rolf Römer (Kuckuck), 
Annekatrin Bürger (Nachbarin) und 
Marianne Wünscher (Frau Heye). Die 
Eröffnungsszene ist sehr schön gestaltet. 
Man merkt aber, dass die sozialen Miss¬ 



„Beide sitzen dicht nebeneinander auf ihren zwei Schemeln, ganz vorne. Mutter Fent hält das Glas. Hete schaut in großer 
Angst vor sich hin. Mutter Fent hat Hetes Kopf an ihre Schulter gezogen:,Ruhig, Kind, ruhig ... das sind ja nur ’n paar 
Schlücke, siehste (Aus „Cyankali“ von Friedrich Wolf) 


stände, die Friedrich Wolf den Stoff für 
sein Stück lieferten, in der DDR sowohl 
faktisch als auch gedanklich kaum noch 
präsent waren. Hete stirbt schweigend. 

Die Unterschiede zwischen den bei¬ 
den Verfilmungen bieten viel Diskussi¬ 
onsstoff für Seminare. 

Als besonderes Highlight enthält die 
Edition noch den Mitschnitt einer fast 
einstündigen, von Karl-Heinz Gerstner 
moderierten Talkshow des DDR-Fern- 
sehens von 1977. Zu den Gästen gehör¬ 
ten die Chefredakteurin der Frauenzeit¬ 
schrift „Für Dich“, Dr. Marlis Allendorf, 
die Psychologin und Eheberaterin Ka¬ 
rin Rensner, Prof. Dr. Kurt Winter als 
Direktor der Akademie für ärztliche 
Fortbildung, Dr. Karl-Heinz Sauerteig 
als Chefarzt einer Gynäkologischen Ab¬ 
teilung, der Regisseur Jurij Kramer und 
drei Frauen aus der Produktion. In die¬ 
ser Runde wurde nicht nur über Wolfs 
Stück diskutiert, sondern auch über die 
zwei Jahre zuvor in der DDR eingeführ¬ 
te Fristenregelung und ihre Auswirkun¬ 
gen - und das mit erstaunlicher Offen¬ 
heit. 

Zusätzlich wurde auf den DVDs 
umfangreiches Textmaterial publiziert, 
insgesamt über hundert Seiten. Zu den 
Beiträgen gehören Renate Ullrichs 
kenntnisreiche Abhandlung über die 
Geschichte der Verfilmung und ihr Ge¬ 
spräch mit dem Regisseur Jurij Kramer, 
zwei Analysen von Prof. Dr. Ursula von 
Keitz, der Direktorin des Museums (u.a. 
zur Raumordnung und Bildsprache von 
Tintners Film) sowie eine informative 
Darstellung der Soziologin Dr. Ursula 
Schröter über das Abtreibungsrecht in 
der DDR. 

Die erste DVD bildet zudem wert¬ 
volle unveröffentlichte Originaldoku¬ 
mente aus der Entstehungszeit beider 
Filme ab. Bedauerlich ist, dass so we¬ 
nig über den 1942 in Auschwitz ermor¬ 
deten Hans Tintner mitgeteilt werden 
kann, der seinen berühmten Film nur 
um zwölf Jahre überlebte und heute 
vergessen ist. 

Angesichts dieser Fülle sorgfältig re¬ 
cherchierten, erschlossenen und kom¬ 
mentierten Materials kann man das 
Filmmuseum Potsdam zu der ausge¬ 
zeichneten Edition, die eigentlich ein 
Lehrmittel ist, nur beglückwünschen. 
Gedankt sei besonders dem Herausge¬ 
ber Guido Altendorf, der im Vorwort des 
Booklets explizit auf die erschreckende 
Aktualität des Themas hinweist: „Nicht 
die Abschaffung, sondern eine denkwür¬ 
dige Reform dieses Paragraphen (218) 
wird derzeit von Politikern der AfD 
eingefordert.“ In ihrem Grundsatzpro¬ 
gramm wendet sich die Partei gegen die 
„staatliche Förderung“ von Abtreibung, 
die kein „Menschenrecht“ sei. 

„Taugt das historische Beispiel Cy¬ 
ankali nicht als eine Lektion und Mah¬ 
nung für das Hier und Jetzt, in mehrfa¬ 
cher Hinsicht?“ fragt Altendorf, der das 
Museum in der Pflicht sieht, zur Diskus¬ 
sion über solche aktuell-politischen Fra¬ 
gen anzuregen. 

Dem streitbaren Friedrich Wolf wäre 
es eine Genugtuung. Nicht nur sein 
Stück, er selbst taugt in persona glänzend 
als historisches Vorbild für das Hier und 
Jetzt. Cristina Fischer 



Cyankali. ARTE EDITION/absolut MEDI¬ 
EN 2016, s/w und Farbe, 230 Min. auf 2 
DVDs. 24,90 Euro 

Homepage der Friedrich-Wolf-Gesell- 
schaft und der Gedenkstätte Lehnitz: 
http://www.friedrichwolf.de/ 
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Wir danken 

allen Genossinnen, Genossen und Freunden, die uns 
zum Tod der herzensguten Frau und Mutter 

Edith Graw 

in so vielfältiger Weise Mitgefühl, Verbundenheit und 
Solidarität bezeugt haben. 

Danke. 

Gerd, Kerstin und Jupp 


Das Wertvollste, was der Mensch besitzt, ist das Leben. 
Es wird ihm nur ein einziges Mal gegeben 
und nutzen soll man es so, dass man sterbend sagen kann: 
„Mein ganzes Leben, meine ganze Kraft 
habe ich dem Herrlichsten der Welt, 
dem Kampf um die Befreiung der Menschheit, gewidmet. “ 
(Nikolai Ostrowski) 


Günter Judick 

15. Dezember 1929 - 23. Februar 2017 

ln diesem Sinne hast Du bis zum Schluss 
gefühlt und gewirkt. 

Wir verlieren unseren Vater, Schwiegervater 
aber auch Freund, Ratgeber und Genossen. 

Er wird uns sehr fehlen. 

Sonja und Bernd Spiekermann 
Brandenbusch 3, 42551 Velbert 

Auf Wunsch des Verstorbenen findet die Beisetzung in 
aller Stille statt. Anstelle zugedachter Kranz- und Blu¬ 
menspenden bitten wir um eine Spende für das Projekt 
„Krankenhaus Miguel Enriquez" in Kuba (Sterbefall 
Günter Judick), c/o Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba, 
IBAN DE96 3702 0500 0001 2369 00 


DKP Stuttgart - der Kreisvorstand lädt ein zur 


Kreismitgliederversammlung 


am 8. April 2017 um 11.00 Uhr 

im Waldheim Gaisburg, Obere Neue Halde 1 

Tagesordnung 

D 

Eröffnung und Konstituierung 

2) 

Bericht des Kreisvorstandes 

3) 

Diskussion des Berichts 

4) 

Entlastung 

5) 

Diskussion des Arbeitsplanentwurfes 


und der Anträge 

6) 

Beschlussfassung über den Arbeitsplan 

7) 

Neuwahl des Kreisvorstandes 

8) 

Schlusswort 

Wir erinnern noch einmal an den Antragsschluss am 25.3.17 
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internationaler Frauentag 2017 im Saarland 
Film und Konzert zur Erinnerung an Fasia 
Donnerstag, 9. März 2017,18.00 Uhr 

Galerie im Filmhaus, Saarbrücken; Mainzer Straße 8 
Film „Frauengeschichten - Fasia Jansen, Sängerin" 
Dokumentarfilm von Christel Priemer, BRD 1985 
Sonja Gottlieb, Sängerin aus Idar-Oberstein: 

Lieder von Fasia und andere Lieder für Frauenrechte und 
Gleichstellung, für Frieden, für gesellschaftlichen Fortschritt 
Eintritt: 8.- Euro; ermäßigt 6.- Euro 

Eine Veranstaltung der DKP Saarland 


Demonstration am Internationalen Frauentag, 8. März 

Gewerkschaft ver.di und die Streikdelegiertenkonferenz der 
saarländischen Krankenhäuser rufen auf: 

Mehr Personal für unser Krankenhaus - 
Gut für unsere Gesundheit! 

Start: Saarbrücken, Bürgerhaus Burbach, 11 Uhr 
Kundgebung: Staatstheater-Vorplatz, 13 Uhr 
Die DKP Saarland ist solidarisch mit den Gewerkschafterin- 
nen und unterstützt die Forderungen. Wir rufen alle 
Mitglieder und Freunde auf: Nehmt teil an der Demo! 
Gemeinsam für eine bessere Personal- und Finanz¬ 
ausstattung! Schluss mit der Kaputtsparpolitik! 


100 Jahre Oktoberrevolution 

Ein Seminar für Bildungsverantwortliche 
und andere „Multiplikatoren". 

18.3.17 Gewerkschaftshaus, Wilhelm-Leuschner- 
Straße 69-77, Frankfurt am Main 

Referenten: H.P. Brenner, P. Graubner, E. Höhn 

Für Tagesseminare berechnen wir einen Beitrag von 10,- €; bei 
Anreise am Vortag und Übernachtung 20,- €. 

Nähere Infos unter: Karl-Liebknecht-Schule der DKP 
Am Stadtpark 68 • 51373 Leverkusen Tel: 0214 / 45418 
www.karl-liebknecht-schule.org 


Einladung 

Entsprechend des Beschlusses der 6. PV-Tagung zur 
Parteiauseinandersetzung lädt der Parteivorstand die 
Mitglieder der Bezirksorganisationen Südbayern und 
Rheinland-Pfalz zu Versammlungen ein. 

Sie finden statt am 

Samstag, 11. März 2017,13.00 bis 16.00 Uhr 

Altes Rathaus Mainz-Bretzenheim 
An der Wied 2, 55128 Mainz 

Samstag, 11. März, 2017,13.00 bis 16.00 Uhr 

Stadtteilzentrum Giesinger Bahnhof 
Bahnhofplatz 1, 81539 München 

Um Anmeldung wird gebeten: pv@dkp.de 

DKP Parteivorstand 


Am 6. März wird unsere liebe Genossin 

Inge Baumbach 

100 Jahre alt. 

1917, im Jahr der Hungerstreiks der Arbeiterklasse in 
Deutschland und der Oktoberrevolution in Russland 
geboren, war sie schon früh in den kommunistischen 
Organisationen aktiv. 

Mit ihrem Mann und Genossen Hatto kämpfte sie für Frieden 
und Sozialismus und unterstützte ihn bei seinem drohenden 
Berufsverbot. 

Bis heute nimmt sie regen Anteil am Parteigeschehen und 
sorgt sich sehr um den Weltfrieden. 

Inge ist uns ein Vorbild. Wir gratulieren herzlich und wün¬ 
schen uns, sie noch möglichst lange gesund in unserer Mitte 
zu haben. 

Die Genossinnen und Genossen der 
DKP Lübeck / Süd- Ostholstein 


Am 6. März 2017 begeht unsere liebe Freundin, 
Kameradin und Genossin 

Inge Baumbach 

in Ratzeburg ihren 100. Geburtstag 

Wir gratulieren ihr und freuen uns darüber, sie noch so fit 
in unserer Bündnisgemeinschaft der Friedens- und Antifa- 
Bewegung zu haben. 

Inge gehörte nach der Befreiung vom Hitlerfaschismus zu 
den Ersten, die dem Schwur der Buchenwald-Überlebenden 
folgten „Nie wieder Faschismus - nie wieder Krieg", ln die¬ 
sem Sinne hat sie in ihrem langen Leben andere Menschen 
überzeugt und motiviert. 

An der Seite ihres unvergessenen „Hatto" Baumbach, des 
Friedenspädagogen und Kommunisten, gehörte sie immer 
zu den Aktiven. Das ist bis heute so geblieben. Jahrzehn¬ 
telang nahm sie an den Ostermärschen der Friedensbewe¬ 
gung in Hamburg und Wedel teil, zuletzt als 99-Jährige in 
Lübeck. Jüngeren war sie immer ein Vorbild - ob in der VVN 
- Bund der Antifaschisten, der DKP und früher in der Interna¬ 
tionalen Frauenliga für Frieden und Freiheit. 

Überall, wo sie mitmachte, sorgte sie mit für den Zusam¬ 
menhalt in der jeweiligen Gruppe oder in örtlichen und regi¬ 
onalen Bündnissen. 

Wir alle haben Inge ins Herz geschlossen und danken ihr für 
ihre großartige Lebensleistung. 

Mögest Du, liebe Inge, weiterhin gesund und fröhlich bleiben ! 

Heidrun Behling, Heidi und Wolfgang Beutin, Volker und 
Fan-Li Bräutigam, Familie Gartenschläger, Birgit und Fritz 
Gentzsch, Erich und Heidi Grube, Andrea Hagolani, Irmgard 
und Wolfram Jasker, Christian Koberg, Erna Mayer, Herbert 
und Gisela Offermanns, Thea Rann, Peter und Sigrid Schlü¬ 
ter, Ingrid Siebert, Heinz und Edith Stehr, Hanne Stiefvater, 
Erica Warncke, Dirk Wilke, Marianne und Günther Wilke. 


Wohin sie ihn jagen, dorthin 

Geht der Aufruhr, und wo er verjagt ist 

Bleibt die Unruhe doch. 

(aus Bertolt Brecht „Lob des Revolutionärs“) 

Kumpel - Kämpfer - Kandidat 

Wir gratulieren unserem Genossen 

Detlev Beyer-Peters 

herzlich zu seinem 

60. Geburtstag am 2. März 

und freuen uns mit ihm über die 100 gesammelten Unter¬ 
stützungsunterschriften für seine Direktkandidatur zur 
Landtagswahl am 14. Mai. 

Lieber Detlev, 

es ist schön mit dir gemeinsam zu streiten! 

Deine Genossinnen und Genossen der 
DKP Kreisorganisation Recklinghausen 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Unser Genosse 

Holger Schultze 

feierte am 28.1.17 

seinen 65. Geburtstag 

Wir gratulieren ihm ganz herzlich! 

Seit Jahrzehnten in der fortschrittlichen Bewegung aktiv, ist 
Holger seit vielen Jahren wieder aktives Mitglied unserer 
Partei. 

Vor allem seine praktizierte humanistische Einstellung, die 
von ihm durchgeführten, sehr erfolgreichen Gruppenabende 
zu kulturpolitischen Themen sowie sein großer Einsatz für 
die Aufarbeitung der Zwangsarbeit in Hamburg-Nord haben 
ihm Anerkennung und Wertschätzung weit über die Grenzen 
seiner Parteigruppe hinaus eingebracht. 

Wir freuen uns, mit ihm weiterhin für eine friedlichere, soli¬ 
darische, sozialistische Welt zu kämpfen. 

Lieber Holger, wir wünschen Dir weiterhin viel Kraft, einen 
langen Atem und immer das richtige Streckenmaß vor Augen. 

Die Genossinnen und Genossen 
der DKP Hamburg-Nord und der DKP Hamburg 



ireich steuern 


Unternehmen 


J FACHBERATER 

für Untemehmensnadilöfee 
SkÄmstVe.V.) 


www.stb-mannherz.de 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 



Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
v_y 
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unsere zeit 


Internationaler Frauentag 2017 
Fertig mit Emanzipation? 


Eine Revue über Schein und Sein 
der Gleichberechtigung 

Sonntag, 12. März 
Zeche Carl 

Essen, Wilhelm-Nieswandt-Allee 100 
Beginn: 12.00 Uhr, Einlass: 11.30 Uhr 
Eintritt: 5 Euro, ermäßigt 3 Euro 


FRAUEN IK) DER 


© 




Seminare der Karl-Liebknecht-Schule der dkp 

( 1 . Halbjahr 2017) 

Die Seminare richten sich an Mitglieder wie Nichtmitglieder 
der DKP. Sie finden in der Regel in Leverkusen statt. 

100 Jahre Oktoberrevolution 

Ein Seminar für Bildungsverantwortliche und andere 

„Multiplikatoren". 

18.3.17 Gewerkschaftshaus, Wilhelm-Leuschner-Straße 69-77, 
Frankfurt am Main 

Referenten: H.P. Brenner, P. Graubner, E. Höhne 

Kommunistische Antifa-Politik heute 

22723.4.17 

Referenten: Hans Peter Brenner / Ulrich Sander 

Lenins „Partei neuen Typs" - ein alter Hut ? 

20./21.5.17 

Referenten: Hans Peter Brenner, wera Richter 

Grundlagen unserer Politik 
25. bis 28.5.17 

Referent: Jürgen Lloyd 

Marxismus und Religion: Lutherjahr 2017 - 

500 Jahre Reformation: (k)ein Thema für Marxistinnen? 

Termin: 10./11.6.17 

Referenten: Jürgen Lloyd, Hans-Christoph Stoodt 

Seminar für Bildungsverantwortliche 
Termin: 879.7.17 

Referenten: H. Woda, R. Kotulla 

Politische Strategie und strategische Politik 
Termin: 26727.8.17 

Referenten: Phillip Becher, Pablo Graubner, Jürgen Lloyd 

Grundlagen unserer Politik 
Termin: 30.9. bis 3.10.17 

Referent: Jürgen Lloyd 

Für Tagesseminare berechnen wir einen Beitrag von 10,- €; 
bei Anreise am Vortag und Übernachtung 20,- €. Wochen¬ 
endseminare kosten bei Anreise am Samstag Morgen 25,- €; 
bei Anreise bereits am Freitag 30,- € 

Nähere Infos unter: Karl-Liebknecht-Schule der DKP • 

Am Stadtpark 68 • 51373 Leverkusen Tel: 0214 / 45418 
www.karl-liebknecht-schule.org 


Termine 


SA ★ 4. MARZ 


SA ★ 4. MÄRZ 


Offenbach: „Fertig mit Emanzipation?“ Eine 
Revue über Schein und Sein der Gleichbe¬ 
rechtigung. Frauentagsveranstaltung der 
DKP mit dem Essener DKP-Frauenarbeits- 
kreis. Wiener Hof, Offenbach-Bieber, Lange- 
ner Straße 23,19.30 Uhr. Eintritt 8,00 Euro / 
ermäßigt 5,00 Euro. 


MO ★ 6. MÄRZ 


Hamburg: „Kommunistische Politik in der 
Flamburger Bürgerschaft nach 1945 u. a. am 
Beispiel der Genossin Magda Langhans“, 
Diskussionsveranstaltung der DKP-Gruppe 
Flamburg-Nord. Bürgerhaus Langenhorn, 
Tangstedter Landstraße 41 (gegenüber U- 
Bahn Langenhorn Markt), 19.00 Uhr. 

H—_ 

Freiburg: „Ernesto Cardenal: Mein Le¬ 
benswerk.“ Ernesto Cardenal liest aus sei¬ 
nem literarischen Lebenswerk. Bürgerhaus 
Zähringen, Lameystraße 2,19.30 Uhr. 


Ml ★ 8. MÄRZ 


Saarbrücken: „Mehr Personal für unser 
Krankenhaus.Gut für unsere Gesundheit.“ 
Gewerkschaft verdi und die Streikdelegier¬ 
tenkonferenz der saarländischen Kranken¬ 
häuser rufen auf zur Demonstration am 
Internationalen Frauentag. Die DKP Saarland 
ist solidarisch mit den Gewerkschafterin- 
nen und unterstützt die Forderungen. Start: 
Saarbrücken, Bürgerhaus Burbach, 11.00 
Uhr. Kundgebung: Staatstheater-Vorplatz, 
13.00 Uhr. 


DO ★ 9. MÄRZ 


Rostock: Roter Stammtisch der DKP. Cafe 
Marat, Doberaner Straße 21,19.30 Uhr. 

Saarbrücken: Veranstaltung der DKP Saar¬ 
land zum Internationalen Frauentag. „Frau¬ 
engeschichten - Fasia Jansen, Sängerin“, 
Dokumentarfilm von Christel Priemer, BRD 
1985. Sonja Gottlieb, Sängerin aus Idar- 
Oberstein, präsentiert Lieder von Fasia und 
andere Lieder für Frauenrechte und Gleich¬ 
stellung, für Frieden, für gesellschaftlichen 
Fortschritt. Galerie im Filmhaus, Mainzer 
Straße 8, 18.00 Uhr. Eintritt: 8,00 Euro, er- 
mäßigt 6,00 Euro._ 

Nürnberg: „Kuni Schumann-Schwab, Nürn¬ 


berger Genossin im antifaschistischen Wi¬ 
derstand“, Gruppenabend der DKP. Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


SO ★ 12. MÄRZ 


Essen: „Fertig mit Emanzipation?“ Eine Re¬ 
vue über Schein und Sein der Gleichberech¬ 
tigung, Beitrag des Essener DKP-Frauenar- 
beitskreises zum Internationalen Frauentag. 
Zeche Carl, Wilhelm-Nieswandt-Allee 100, 
12.00 Uhr. Eintritt 5,00 Euro._ 

Dinslaken: Gedenkveranstaltung der DKP 
Wesel/Kleve für die Opfer des Kapp-Put- 
sches. Friedhof an der B8,11.00 Uhr. 

Nürnberg: „Wir Humanitäter“ kabarettis¬ 
tische Mission mit Jane Zahn, Villa Leon, 
Phillip-Körber-Weg, 11.00 Uhr. 

— _ 

Recklinghausen: DKP-Treff, Ladenlokal, 
Kellerstraße 7,19.30 Uhr 


Ml ★ 15. MÄRZ 


Schwerin: Bildungsabend der DKP. Buntes 
Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr._ 

Röthenbach/Pegnitz: DKP-Mitgliederver- 
sammlung Nürnberger Land mit Diskussion 
zur Bundestagswahl, Floraheim, Siedlerstra¬ 
ße 10,19 Uhr 


DO ★16. MÄRZ 


Nürnberg: Gruppenabend der DKP mit Lu- 
cas Zeise: Die UZ - unsere Zeitung, Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


FR ★ 17. MÄRZ 


Fürth: „Wie ich lernte, die EU und die Ban¬ 
kenpolitik des Wolfgang Schäuble zu lieben“ 
mit Lucas Zeise, Infoladen Benario, Nürnber¬ 
ger Straße 82,19.30 Uhr. 


SA ★ 18. MÄRZ 


Reinheim: Eine „Reise um die Welt“ mit 
Fredrik Vahle. Veranstaltung der DKP. Zum 
Kühlen Grund“, Heinrichstraße 17, 20.00 
Uhr. Eintritt: 7,00 Euro. 


SO ★ 19. MÄRZ 


Reinheim: Großes Sitzkissenkonzert der 


DKP für Kinder mit Fredrik Vahle. „Zum Küh¬ 
len Grund“, Heinrichstraße 17, 11.00 Uhr. 
Eintritt: 5,00 Euro._ 

Nürnberg: Roter Filmabend, Rotes Zentrum, 
Reichstr. 8,17.00 Uhr. 


MO ★ 20. MÄRZ 


Hof: „Vertrieben, verfolgt, vergessen? Bay¬ 
erische Schriftstellerinnen im Exil und im 
Widerstand gegen die NS-Diktatur.“ Lesung 
und Vortrag von „Hof ist bunt, nicht braun“ 
in Zusammenarbeit mit der WN-BdA Hof- 
Wunsiedel. Stadtbücherei Hof, 19.30 Uhr. 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@unse- 
re-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungstra¬ 
ße 18,45127 Essen. 


Bundestreffen DKP queer 

Das nächste Bundestreffen der Ar¬ 
beitsgemeinschaft DKP queer fin¬ 
det vom 24. bis 26. März 2017 in der 
Karl-Liebknecht-Schule, Am Stadt¬ 
park 68, in 51373 Leverkusen statt. 
Inhaltlicher Schwerpunkt dieses 
Bundestreffens ist: Sexarbeit. 

Die Kosten für Unterkunft und Ver¬ 
pflegung beläuft sich auf 30 Euro. 
Anmeldung bitte an info@dkp- 
queer.de. 

Notstand in der Altenpflege 
in NRW 

Wahlkampfveranstaltung und Dis¬ 
kussion mit Detlev Beyer-Peters, 
Marl (Konzernbetriebsratsvorsit¬ 
zender der AWO Westliches West¬ 
falen und Kandidat der DKP zu den 
Landtagswahlen). 

Dl, 28. März 2017. Essen, Hoffnung¬ 
straße 18,19.00 Uhr. 



Amerikas Faust 

Mit Beiträgen aus den USA von Norman Markowitz, Zoltan Zigedy, 
Jason Schulman und Joseph Gerson, aus Südamerika von Carolus 
Wimmer (Venezuela) und Arnold Schölzel, Stefan Kühner und Lo¬ 
thar Geisler (BRD) sowie: die Antrittsrede von Donald Trump 

Weitere Themen: Togliatti und der Friedenskampf, Mein Großvater 
Antonio Gramsci, Marx und Engels über Geschlechterverhältnisse, 
Fake-News oder Fake-Demokratie?, Die Niederlage von Aleppo, Kein 
NPD-Verbotsurteil, KPÖ-Wahlerfolg in Graz, Tarifkampf um Entlas¬ 
tung im Saarland, Auf zum G20-Gipfel in Hamburg 



Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabo 48,00 € 

ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue Impulse 
Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 I 23 67 57 


uz 


Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP 
für ein Jahr. Das Abonnement verlängert sich um ein 
weiteres Jahr, wenn es nicht spätestens 6 Wochen vor 
Ende des Bezugszeitraums gekündigt wird. 


Prämie Jahresabo 
T-Shirts „Gespenst 
des Kommunismus“ 
Herren S - 4XL 
Damen S-XL 

Größe angeben: I_I 

Oder Gutschein über 
15,- Euro für den 
UZ-Shop 



Online-Abo (Online-Ausgabe) 


□ 

Ermäßigtes Abo 

Jahrespreis 48,00 € 

□ 

Normalabo 

Jahrespreis 96,00 € 0^1 

□ 

Förderabo 
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Print-Abo (Wochenzeitung) 
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Normalabo 
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Kombi-Abo (Online-Ausgabe + Wochenzeitung) 
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Ermäßigtes Abo 
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□ 

Normalabo 
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□ 

Förderabo 

Jahrespreis 216,00 € 

Ijährlich □ halbjährlich 

□ jährlich 
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Die letzte Seite 
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Die Notbremse 

Ein Blick auf die (Medien-)Welt der vergangenen Woche 


Das war knapp. In der gerichtlichen 
Auseinandersetzung um den Bau ei¬ 
ner neuen Autobahnbrücke über den 
Rhein bei Leverkusen hat das Bundes¬ 
verwaltungsgericht noch so eben die 
Notbremse gezogen. Die an der vorge¬ 
sehenen Baustelle gelegene Giftmüll¬ 
deponie darf nicht geöffnet werden - 
bis auf Weiteres. Die Hauptverhand¬ 
lung steht noch aus, so dass die Gefahr 
dieser Öffnung nicht gebannt ist. 

Die Geschichte dieser Deponie ist 
ein Lehrstück des Kapitalismus. Von 
1923 bis in die 60er Jahre hatte zunächst 
die IG Farben, dann die Bayer AG hier 
insgesamt 900 000 Tonnen Giftmüll ab¬ 
gelegt. Danach kam man auf die glori¬ 
ose Idee auf dem Gelände 300 Wohn¬ 
einheiten, eine Schule, ein Altersheim 
und einen Kindergarten zu errichten. 
In der Folgezeit erkrankten immer 
Menschen an Krebs, es gab auch To¬ 
desfälle. Wie viele, ist nicht bekannt, da 
weder die Stadt Leverkusen noch der 
Bayer-Konzern die Zahlen erfassten. 
Immerhin wiesen 25 Prozent der dort 
unterrichteten Schüler 1989 „auffällige 
Befunde“ des Blutbildes auf. Drei Jah¬ 
re später schrieb der „Spiegel“ von 15 
Krebsfällen, davon fünf mit tödlichem 
Ausgang. 

Nun endlich wurde das Gelände 
entsiedelt. Die notwendigen Siche¬ 
rungsmaßnahmen zur Versiegelung der 
Deponie verschleppte der Bayer-Kon¬ 
zern, bis man Anfang des neuen Jahr¬ 
tausends auf die - zugegeben - geniale 
Idee kam, ausgerechnet hier eine Lan¬ 
desgartenschau zu veranstalten. Damit 
waren öffentliche Gelder für Arbeiten 
gesichert, die allein in der Verantwor¬ 
tung des Bayer-Konzerns standen. 

Bei Protestaktionen gegen die¬ 
se Dreistigkeit konnte ich mit einem 
der Ingenieure sprechen, die das Ge¬ 
lände versiegelt hatten. Er war über¬ 
zeugt, dass weder in das Grundwasser 
noch in die Luft jemals Gift entweichen 
könnte. Viele andere, auch ich, waren 
der Meinung, dass diese Gefahr immer 
bestehe. Falls das Bundesverwaltungs¬ 
gericht die Öffnung letztendlich doch 
erlaubt, hätten die Kritiker recht behal¬ 


ten, wenn auch anders, als sie dachten. 
Ich zumindest hätte in diesem Fall gern 
unrecht gehabt. 

★ 

Manchmal reicht es zu zitieren. Ste¬ 
phen Bannon, den Chefberater von 
Donald Trump, zum Beispiel: „Wir 
werden im Südchinesischen Meer 
in fünf bis zehn Jahren Krieg haben, 
oder etwa nicht? Daran gibt’s keinen 
Zweifel. Die nehmen ihre Sandbänke 
und machen daraus ständige stationäre 
Flugzeugträger, dann stellen sie noch 
Raketen drauf. Sie kommen dann in 
die USA, und sie sagen uns direkt ins 
Gesicht - und Ihnen allen ist klar, wie 
wichtig das Gesicht ist -, die See dort 
ist seit alters ihr Territorium.“ (USA 
Today, 31.1.2017) 

Oder: „Finsternis ist gut, Dick Che¬ 
ney. Darth Vader. Satan. Das ist Macht. 
Es kann uns nur helfen, wenn sie [ge¬ 
meint waren Liberale und Fortschrittli¬ 
che] uns missverstehen. Wenn sie blind 
dafür sind, wer wir sind und was wir 
tun.“ (Badische Zeitung, 1.2.2017) 

★ 

Dazu passt, dass Trump die Moderni¬ 
sierung der US-Atomwaffen in großem 
Stil ankündigt. In den Nachrichten von 
WDR 2 wird das euphemistisch „Er¬ 
höhung der Abschreckung“ genannt. 
Das suggeriert, es gehe nur um die Si¬ 
cherung des Vergeltungsschlages. Dazu 
reichen die 7 000 vorhandenen Spreng¬ 
köpfe der USA aber allemal aus. Wo¬ 
rum es geht, war schon offensichtlich, 
als der Friedensnobelpreisträger Ba¬ 
rack Obama Mitte des letzten Jahres 
„seinen“ Modernisierungsplan (Aus¬ 
gaben von 348 Mrd. Dollar bis 2024) 
vorstellte. Angesichts dieser Summen 
dürfte es kaum um Abschreckung ge¬ 
hen. Die Ziele sind Entwicklung einer 
Erstschlagfähigkeit und Einsatz mo¬ 
derner „taktischer“ Atomwaffen. Bei¬ 
des erhöht das weltweite Kriegsrisiko 
enorm. 

Adi Reiher 



Strukturschwaches 

Geschlecht 

Über Frauenfußball in Deutschland 



Keine Fußballmillionärinnen: Deutsches Nationalteam bei den Olympischen Spielen in Rio 2016 


A ls Australiens Frauenteam letz¬ 
tes Jahr gegen eine U-15-Mann- 
schaft verlor, gab es die üblichen 
Berichte über den großen Leistungs¬ 
abstand des Frauenfußballs. Auch das 
deutsche Nationalteam musste 2011 
einen ähnlichen sportlichen Vergleich 
über sich ergehen lassen - die besten 
Fußballerinnen Deutschlands spielten 
damals gegen die U-15 des VFL Osna¬ 
brück 1:1. 

Zur Europameisterschaft, die dieses 
Jahr vom 16. Juli bis 6. August in den 
Niederlanden stattfinden wird, wer¬ 
den die Fußballerinnen wieder damit 
konfrontiert sein, dass Kommentato¬ 
ren den Vergleich mit dem schnelle¬ 
ren und „körperbetonteren“ Spiel der 
Männer ziehen. Der Unterschied zwi¬ 
schen Frauen und Männern ist aber ge¬ 
rade beim Fußball keiner, der nur auf 
körperliche Eigenschaften zurückzu¬ 
führen ist. Vor allem der strukturelle 
Unterschied ist riesig. 

Das fängt im Jugendbereich des in 
Vereinen betriebenen Breitensports an. 
Gerade auf dem Land gibt es weiter¬ 
hin Probleme, Mädchen- oder Frauen¬ 
teams vor Ort überhaupt zu bilden und 
zu halten. Reiten, Turnen und Volley¬ 
ball dominieren das Angebot - wenn 


vorhanden. Doch Fußball ist bei Mäd¬ 
chen und Eltern zunehmend beliebt, 
weshalb im Bereich unter sechs Jahren 
inzwischen von einem Mädchenanteil 
von gut 30 Prozent ausgegangen wer¬ 
den kann. 

Das Interesse ist also da, und gera¬ 
de die Kleinen - egal ob Jungen oder 
Mädchen - tun sich leichter damit, ge¬ 
gen einen Fußball zu treten als mit ge¬ 
hobeneren Team-Ballsportarten wie 
Volley- oder Basketball zu beginnen, 
die für kleine Kinder größere Koordi¬ 
nationsprobleme aufwerfen. Das Inter¬ 
esse sinkt jedoch gerade auf dem Land 
mit den eingeschränkten Möglichkei¬ 
ten vor Ort und entsprechend langen 
Fahrtzeiten zu Trainingseinheiten und 
Auswärtsspielen sehr schnell. So wer¬ 
den Mädchen und ihre Eltern im Fuß¬ 
ball früher gezwungen zu entscheiden, 
ob es ihnen das wert ist, während sich 
im Jungsbereich vor Ort mit zweiten 
und dritten Mannschaften oftmals 
eine Leistungsdifferenzierung einstellt, 
die auch denjenigen erlaubt weiterzu¬ 
machen, die nicht das Talent für eine 
Sportlerkarriere erkennen lassen. 

Am anderen Ende der sportlichen 
Laufbahn steht die Frage, ob es denn 
überhaupt so etwas wie Profi-Fußball 


der Frauen in Deutschland gibt. Bei 
einem Monatsgehalt von im Schnitt 
unter 1 000 Euro im Monat, einer ers¬ 
ten Liga mit nur 12 Teams, Zuschauer¬ 
unfreundlichen Spielzeiten und damit 
meist nur ein paar hundert Frühauf¬ 
stehern im Stadion ist Frauenfußball 
jedenfalls keine Selbstläuferin, son¬ 
dern muss sich einen wahrnehmbaren 
Platz im Sportgeschäft immer wieder 
erkämpfen. Dass frau sich zu diesem 
Zweck für den „Playboy“ auszieht, 
teilt der Fußball mit anderen Sportar¬ 
ten, die Frauen auch für Spitzenleistun¬ 
gen schlecht bezahlen. Wer dem nicht 
folgen will oder nicht den verwertbaren 
Schönheitskriterien entspricht, muss 
sich bei der Bundeswehr verpflichten, 
wie Nationalspielerin Fatmire „Lira“ 
Alushi, Simone Laudehr, Babett Peter, 
die Hauptgefreiten Lena Goeßling und 
Ursula Holl sowie die Obergefreite Bi¬ 
anca Schmidt. 

Bleiben kann, dass wenn die deut¬ 
schen Fußballfrauen dieses Jahr wieder 
um den EM-Titel spielen, alles sehr viel 
entspannter und nicht so überdreht ist 
wie bei einer Männer-EM. Auch wenn 
es nur daran liegen mag, dass mit Frau¬ 
enfußball nicht so viel Geld zu verdie¬ 
nen ist. Friedhelm Vermeulen 


Kampflieder der Kolleginnen 

Von einer, der niemand Angst macht 


Das Lied von der „Union Maid“ fängt 
an, wie Märchen beginnen: „Es gab ein¬ 
mal ...“ 

Leider liegt (noch) keine deutsche 
Übertragung vor, also soll der Inhalt 
hier nur roh übersetzt bzw. knapp zu¬ 
sammengefasst werden: 

Es gab mal eine Gewerkschaftskol¬ 
legin, die sich weder von Spitzeln noch 
von Streikbrechern, weder von der Po¬ 
lizei noch von bezahlten Schlägern ein¬ 
schüchtern ließ. Und die unerschrocken 
Mitglieder warb und alle Forderungen 
durchsetzte. 

Über die Entstehung des Liedes 
gibt es mehrere Versionen. Der Text 
des Folk-Sängers Woody Guthrie habe 
seinem Freund und Folk-Kollegen Pete 
Seeger erst gar nicht gefallen: Das sei zu 
dick aufgetragen. Oder war ihm nur der 
Schluss zu spießig? 

Anderen Quellen zufolge war Pete 
Seeger als Autor mitbeteiligt. Es habe 
sogar Streit über das Copyright gege¬ 
ben. 


Geklaut war in jedem Fall die Me¬ 
lodie. Denn die stammte von dem be¬ 
kannten Lied über das Indianermäd¬ 
chen „Red Wing“ („Rote Schwinge“), 
das seinen treulosen Liebsten beweint. 
Landauf, landab wurde der rührende 
Song gedudelt. Daher schien er Woody 
und Pete Seeger prädestiniert für eine 
Parodie: Aus dem verlassenen Mägde¬ 
lein wurde eine Super-Woman, „Union 
Maid“ war geboren. 

Ganz abgesehen davon war auch die 
Melodie von „Red Wing“ zum Teil abge- 
kupfert - von Robert Schumanns Ohr¬ 
wurm-Stück „Der fröhliche Landmann“, 
mit dem bis heute Generationen junger 
Klavierschüler traktiert werden. 

Inspiriert wurde die „Union Maid“ 
wohl durch Ina Wood, die Frau eines lo¬ 
kalen KP-Vorsitzenden, Bob Wood. Pete 
und Woody tingelten im Mai 1940 mal 
wieder von Streikversammlung zu Mee¬ 
ting, irgendwo in Oklahoma. Genossin 
Ina, ihre Gastgeberin, forderte sie her¬ 
aus, ein Loblied auf eine kämpferische 


Frau zu verfassen. Gesagt, getan: Am 
nächsten Morgen war der Song fertig. 

Die „Union Maid“ ist bis in die heu¬ 
tige Zeit populär geblieben, vor allem 
wegen des mitreißenden Refrains („O, 
mir macht ihr keine Angst, ich stehe zur 
Gewerkschaft, bis ich sterbe“). Das Lied 
findet sich in vielen Liedersammlungen 
der US-Arbeiterbewegung. Und es war 
und ist, neben „Brot und Rosen“, das 
Lied am 8. März. 

In der US-amerikanischen feminis¬ 
tischen Geschichtswissenschaft wird die 
Bedeutung von „Union Maid“ für die 
gewerkschaftliche Frauenbewegung be¬ 
tont. In den verschiedenen Versionen 
spiegele sich das gewandelte Bewusst¬ 
sein von Frauen wider. 

Denn die letzte Strophe wurde bald 
entweder ironisiert oder ganz fallen ge¬ 
lassen. Frauen wollten bei Streiks nicht 
nur „Unterstützung“ leisten bzw. Hilfs¬ 
truppe sein („auxialiary“), wie darin ge¬ 
fordert. Und der schlitzohrige Rat des 
Autors, um des häuslichen Friedens wil¬ 


len einen Gewerkschaftskollegen zu hei¬ 
raten, kam auch nicht gut an. 

In einer modernen Version von Nan¬ 
cy Katz heißt es nun u.a.: „Der Kampf 
der Frau ist hart, auch als Gewerk¬ 
schaftsmitglied. Sie muss auf eigenen 
Füßen stehen, nicht dem Mann dienen“, 
sondern “Hand in Hand Zusammenar¬ 
beiten“. 

Von dem britischen Sänger und 
Guthrie-Experten Billy Bragg be¬ 
kommen die Frauen folgenden Tipp: 
„Nimm den Gewerkschaftskollegen 
bei der Hand. Wie schon Angela Da¬ 
vis feststellte, sind wir alle miteinander 
verbunden. Mann oder Frau, Klasse 
oder Rasse - verbünden wir uns, für 
die gemeinsame Sache! (,to stand on 
common ground 4 )“. 

Hier zeigen sich übrigens die Prob¬ 
leme einer singfähigen Übertragung ins 
Deutsche. Wohl deshalb fehlt „Union 
Maid“ im Repertoire selbst so heraus¬ 
ragender Gewerkschaftsbardinnen wie 
Fasia, der „Geliebten Rebellin“ mit der 


Blues-Röhre (so der Titel von Fasias 
Biografie). 

Demgegenüber wurde ihre Version 
von „We shall not be moved“ zum Hit 
- bei Streiks und und in der Friedensbe¬ 
wegung. Diese Hymne der US-Bürger- 
rechtsbewegung machte besonders als 
„Streiklied der Heinze-Frauen“ Furore. 

Die zuständige Frauensekretärin 
der Gewerkschaft, Gisela Kessler, war 
engstens mit der Solidaritätsbewegung 
bei dem legendären, letztlich erfolgrei¬ 
chen Streik im Jahr 1981 verbunden. Die 
selbst getexteten Streiklieder der Frauen 
vom Gelsenkirchener Fotolabor Heinze 
waren ein zentrales Medium der Mobi¬ 
lisierung. 

„Wir wollen gleiche Löhne - keiner 
schiebt uns weg“ wurde „zur Hymne al¬ 
ler aktiven Gewerkschaftsfrauen“, erin¬ 
nerte sich die vor drei Jahren verstorbe¬ 
ne Gisela Kessler. „Kein Internationa¬ 
ler Frauentag irgendwo in der Republik 
ging vorbei ohne dieses Lied.“ 

Eva Petermann 












